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Editorial

Digitale Revolution

Liebe Leserinnen und Leser,

die digitale Transformation ist allgegenwärtig. Viele sprechen von ihr, doch was 
bedeutet sie genau? Sie bedeutet eine tiefgreifende und globale Veränderung unserer 
Gesellschaften durch eine neue digitale Infrastruktur und Technologien. Sie um-
fasst aber weitaus mehr als moderne 5G-Netze für mobiles Internet, autonomisier-
tes Fahren, vernetzte Privathaushalte oder die staatlich und privatwirtschaftlich 
organisierte massive Ansammlung und Nutzung von Daten. Da die digitale Trans-
formation ein Querschnittsthema ist und in alle Bereiche unseres Lebens hinein-
wirkt, bedeutet sie gleichzeitig eine der größten Veränderungen unserer Lebenswei-
se nach der industriellen Revolution. Die internationale Politik ist davon keineswegs 
ausgenommen – auch nicht das System der Vereinten Nationen. Um an der digitalen 
Transformation teilhaben zu können, ist der Internetzugang eine wichtige Voraus-
setzung: Gegenwärtig haben jedoch nur 56 Prozent der Menschen weltweit einen 
Zugang zum Internet. Das Ziel muss es aus Sicht der UN sein, dass alle Menschen 
von diesen technischen Umwälzungen profitieren können. Die Autorinnen und Au-
toren dieser Ausgabe beschäftigen sich mit der Frage, wie dies am erfolgreichsten 
geschehen kann.

Matthias C. Kettemann betrachtet die digitale Transformation aus einer völker-
rechtlichen Perspektive. In diesem Zusammenhang hat sich Internet Governance zu 
einem wichtigen Querschnittsthema der Vereinten Nationen entwickelt mit dem 
Ziel, eine nachhaltige Digitalisierung auf Grundlage der UN-Charta zu sichern. 
Fabrizio Hochschild ist im Auftrag des UN-Generalsekretärs für die Umsetzung 
der Arbeit der Hochrangigen Gruppe für digitale Zusammenarbeit zuständig. Er 
fordert in der Rubrik ›Drei Fragen an‹, dass eine möglichst breite Multi-Akteurs-
Allianz gemeinsam mit den Vereinten Nationen eine Plattform für den Austausch 
digitaler öffentlicher Güter schaffen sollte, damit alle Menschen von der digitalen 
Transformation profitieren können. Ein Forum der UN für Internetfragen ist das 
seit 2006 jährlich tagende Internet Governance Forum (IGF), das erstmalig in 
Deutschland vom 25. bis 29. November 2019 in Berlin stattfinden wird. Julia Pohle 
verfolgt den Prozess schon seit Langem und beobachtet eine zunehmende Fragmen-
tierung der Regelsetzung für das globale Internet. Viele Akteure – sowohl staatliche 
als auch nichtstaatliche – stellen die Rolle der Vereinten Nationen für die internati-
onale Kooperation in der Digitalpolitik zunehmend infrage. Ein Teil der weltweiten 
digitalen Transformation ist die Entwicklung der Künstlichen Intelligenz (KI). Für 
die Debatte um KI birgt das Konzept der nachhaltigen Entwicklung ein großes Po-
tenzial, so Christian Djeffal. Dabei kommt es auf die bedachtsame Anwendung, 
Regulierung und Schaffung von Infrastrukturen für KI an.

Ich wünsche eine anregende Lektüre mit kosmopolitischen Einblicken.

Dr. Patrick Rosenow, 
Leitender Redakteur
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eine der Vorgängerorganisationen der Internatio-
nalen Fernmeldeunion (International Telecommu-
nication Union – ITU) gewesen ist. Die Regulie-
rung internationaler Informations- und Kommu- 
nikationsflüsse durch das Völkerrecht hat also eine 
lange Tradition. In der Tat ist das Völkerrecht das 
einzige Rechtsgebiet, mit dem globale öffentliche 
Güter verwaltet werden, das globale öffentliche In-
teressen schützt und über Verteilungsfragen ent-
scheiden kann;4 und die Vereinten Nationen als glo-
bale Organisation, in der über diese Frage zu de- 
battieren ist, müssen den passenden Rahmen bieten.

Der Konsens der UN-Mitgliedstaaten hinsicht-
lich eines globalen Ansatzes, um das Internet welt-
weit zu gestalten, wird schon in den Schlusserklä-
rungen des Weltgipfels zur Informationsgesellschaft 
(World Summit on the Information Society – WSIS) 
in den Jahren 2003 in Genf und 2005 in Tunis 
sichtbar.

Die im Rahmen des WSIS verabschiedete Agen-
da und die Verpflichtungserklärung von Tunis – 
aufbauend auf den Genfer Dokumenten – verlan-
gen den Aufbau einer »den Menschen in den 
Mittelpunkt stellende[n], inklusive[n] und entwick-
lungsorientierte[n] Informationsgesellschaft – […] 
gestützt auf die Ziele und Grundsätze der Charta 
der Vereinten Nationen, das Völkerrecht und den 
Multilateralismus sowie unter voller Achtung und 
Einhaltung der Allgemeinen Erklärung der Men-
schenrechte […]«5. Dabei bekräftigten die Staaten, 
dass »Menschenrechte und Grundfreiheiten, ein-
schließlich des in der Erklärung von Wien veran-
kerten Rechts auf Entwicklung, allgemein gültig 
und unteilbar sind, einander bedingen und mitein-
ander verknüpft sind«.6

»Der Cyberraum mit rund 3,2 Milliarden 
Internetnutzerinnen und -nutzern ist in 
den letzten Jahren zunehmend zu einem 

Feld politischer Kontroversen geworden.«1 Drei 
Jahre später gilt diese Aussage nach wie vor, nur 
sind es inzwischen 4,4 Milliarden Menschen ge-
worden, die das Internet nutzen können und damit 
einen wichtigen Anteil an der weltweiten digitalen 
Transformation haben.2 Es überrascht auch nicht, 
dass sich die Vereinten Nationen der Digitalisie-
rung schon früh angenommen haben. Technologi-
scher Fortschritt zieht stets normative Innovationen 
und globale Regulierungsbestrebungen mit sich. 

Beginn der völkerrechtlichen 
Regulierung

Nur zwölf Jahre nachdem Samuel Morse im Jahr 
1838 den Telegrafen vorgestellt hatte, gründeten 
Bayern, Österreich, Preußen und Sachsen mittels 
eines völkerrechtlichen Vertrags den Deutsch-Öster
reichischen Telegrafenverein,3 der eine frühe, loka-
lisierte Internationale Fernmeldeunion und damit 

Die Weltordnung des Digitalen  
Die Digitalisierung wirkt sich in jedem Winkel der internationalen Politik aus. Mit dem Ziel, eine 
nachhaltige Digitalisierung auf Grundlage der UN-Charta zu sichern, hat sich Internet Governance 
zu einem zentralen politischen und völkerrechtlichen Thema der Vereinten Nationen entwickelt.

Dr. Matthias C. Kettemann,
geb. 1983, ist Forschungspro-
grammleiter am Leibniz-Institut 
für Medienforschung | Hans-
Bredow-Institut (HBI) in 
Hamburg.

  m.kettemann@hans-bredow-
institut.de

   1  Wolfgang Kleinwächter, Wer regiert das Internet? Internet Governance auf dem Prüfstand, Vereinte Nationen (VN), 2/2016, S. 67.
   2  We Are Social, Digital 2019: Global Internet Use Accelerates, 30.1.2019, wearesocial.com/blog/2019/01/digital-2019-global-internet-use-accelerates
   3  Staatsvertrag zwischen Österreich, Preußen, Bayern und Sachsen vom 25. Juli 1850 über die Bildung des deutsch-österreichischen Telegraphen-

vereins, Allgemeines Reichs-Gesetz und Regierungsblatt für das Kaiserthum Österreich, Nr. CXXVII v. 30.9.1850, S. 266f.
   4  Vgl. ausführlicher Matthias C. Kettemann, Völkerrecht in Zeiten des Netzes: Perspektiven auf den effektiven Schutz von Grund- und Menschenrech-

ten in der Informationsgesellschaft zwischen Völkerrecht, Europarecht und Staatsrecht, Bonn 2015, library.fes.de/pdf-files/akademie/12068.pdf
   5  World Summit on the Information Society (WSIS), Tunis Commitment, WSIS-05/TUNIS/DOC/7-E v. 18.11.2005, Ziff. 2. Vgl. auch WSIS, Geneva 

Declaration of Principles v. 12.12.2003, Abs. 1. 
   6  Ebd., Abs. 3.
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Im Jahr 2018 nahm UN-Generalsekretär António 
Guterres anlässlich des Internet Governance Fo-
rums (IGF) in Paris diese Gedanken auf und wies 
auf die Notwendigkeit einer neuen Art von Politik 
hin: »Die Diskussion über Internet Governance 
kann nicht nur eine Diskussion bleiben«, sagte er. 
»Die Politik und die erforderlichen normativen 
Rahmenbedingungen müssen entwickelt werden, 

um die Wirkung sicherzustellen. Wir können unser 
Schicksal im digitalen Zeitalter nicht der unsicht-
baren Hand der Marktmacht überlassen«, sondern 
benötigen eine »unkonventionelle, multilaterale und 
interdisziplinäre Zusammenarbeit«, einschließlich 
»der Regierungen, des Privatsektors, der Forschungs-
zentren und der Zivilgesellschaft.«7

Das Ziel der Internet Governance in den Verein-
ten Nationen ist seit 15 Jahren bekannt; die Ver-
pflichtung zu neuen Formen der Kooperation – im 
Fachjargon ›Multi-Akteurs-Ansatz‹ genannt – eben-
so. Im Folgenden soll aufgezeigt werden, wie sich 
der völkerrechtliche Rahmen der Internet Gover-
nance in den Vereinten Nationen entwickelt hat, 
wie Internet Governance in der Praxis aussieht, 
welche aktuellen Herausforderungen bestehen und 
welche Zukunftsfragen dringend zu klären sind.

Der rechtliche Rahmen: Völkerrecht des 
Internets

Die Attraktivität des Völkerrechts ist ungebrochen. 
Die Allgegenwärtigkeit und grenzenlose Natur der 
Technologie, auf der das Internet beruht, machen 
eine nur einzelstaatliche Regulierung wirkungslos. 
Außerdem würde ein Vertrauen auf ausschließlich 
nationale Regelungen die Integrität des Internets 
gefährden. Dies gilt genau in dem Maße, wie man-
gels koordinierter Aktionen gegen den Klimawan- 

del mit Hilfe des Völkerrechts die Gefahren der 
Erderwärmung nicht gebannt werden können. Völ-
kerrecht ist nötig, um die Integrität des Internets, 
die im Gemeinschaftsinteresse aller Staaten liegt, 
legitim und effektiv zu sichern.

Die Integrität des Internets liegt im Gemein-
schaftsinteresse aller Staaten. Das hat wichtige 
rechtliche Folgen für jene Staaten, die kritische In-
frastrukturen kontrollieren, wie die USA, aber 
auch Deutschland mit dem weltweit größten Netz-
werkknoten DE-CIX in Frankfurt am Main.8 Schon 
seit dem Jahr 1998, dem Jahr der Gründung der 
Zentralstelle für die Vergabe von Internet-Namen 
und -Adressen (Internet Corporation for Assigned 
Names and Numbers – ICANN) und dem Beginn 
der internationalen Politisierung und Verrechtli-
chung der Internet Governance, wurde jährlich die 
Relevanz des Völkerrechts für das Internet auf 
Ebene der UN-Generalversammlung thematisiert.9 
Seit dem Jahr 2010 erschienen darüber hinaus vier 
Berichte einer Gruppe von Regierungssachverstän-
digen (Group of Governmental Experts – GGE) für 
Entwicklungen im Bereich der Information und 
Telekommunikation vor dem Hintergrund der In-
formationssicherheit. Diese Berichte widmen sich 
kooperativen regelbasierten Maßnahmen zur Be-
kämpfung von Online-Gefahren auf internationa-
ler Ebene und an ihnen beteiligt sich Deutschland 
intensiv.

Deutlich wurde erstmals der Bericht im Jahr 
2013,10 in dem die GGE festhielt, dass die Anwen-
dung von Normen, die aus dem bestehenden Völ-
kerrecht abgeleitet werden, »essenziell« ist, um Ri-
siken für den Weltfrieden und die internationale 
Sicherheit und Stabilität zu minimieren.11 Dies gel-
te auch für den völkerrechtlichen Schutz der Souve-
ränität und der daraus abzuleitenden Verantwor-
tung sowie für die Menschenrechte.

Von Bedeutung für das Völkerrecht des Internets 
ist der Bericht der GGE im Jahr 2015,12 der im 
Konsens von einer repräsentativen Gruppe von 
staatlichen Sachverständigen angenommen wurde. 
Dieser gehörten unter anderem China, Deutsch-
land, Russland und die USA an. Die GGE bestätig-
te erneut, dass das Völkerrecht einen grundlegenden 
Rahmen für die nationale Nutzung von Informa-
tions- und Kommunikationstechnologien darstelle.13

Völkerrecht ist nötig, um die Integrität  
des Internets legitim und effektiv zu sichern.

   7  António Guterres, Address to the Internet Governance Forum, 12.11.2018, Paris.
   8  Matthias C. Kettemann, The Common Interest in the Protection of the Internet: An International Legal Perspective, in: Wolfgang Benedek u.a. (Hrsg.),  

The Common Interest in International Law, Antwerpen 2014, S. 167–184.
   9  UN-Dok. A/RES/53/70 v. 4.1.1999, Abs. 2 lit. c. 
10  UN-Dok. A/68/98 v. 24.6.2013.
11  Ebd., Abs. 16.
12  UN-Dok. A/70/174 v. 22.7.2015.
13  Ebd., Abs. 25.
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Um die Integrität des Internets zu gewährleis-
ten, sind besonders die angesprochenen völker-
rechtlichen Grundsätze relevant,14 die teils in der 
UN-Charta in die Form von Vertragsrecht gegos-
sen wurden, teils völkergewohnheitsrechtlich ge-
schützt sind und teils als Allgemeine Prinzipien des 
Völkerrechts auftreten: souveräne Gleichheit; Ge-
waltverbot; Interventionsverbot; friedliche Streit-
beilegung; Menschenrechtsschutz; Kooperations-
prinzip, das sich aus dem Grundsatz der guten 
Nachbarschaft (›no harm‹) und dem Präventions-
prinzip (›due diligence‹) speist. 

Das Prinzip der souveränen Gleichheit nach Ar-
tikel 2, Absatz 1 der UN-Charta ist ein zentraler 
Grundsatz des Völkerrechts. Als »pivotal princip-
le«15 ist es auch für die Cybersicherheit von beson-
derer Bedeutung. Jeder Staat hat die Jurisdiktion 
und Gewalt über sein Territorium und über die In-
frastruktur der Informations- und Kommunikati-
onstechnologie, die sich dort befindet. Dies bedeu-
tet aber auch, dass ein Staat Verantwortung dafür 
trägt, dass von seinem Territorium aus keine das 
Völkerrecht verletzende Attacken gegen andere 
Staaten oder Einrichtungen organisiert oder durch-
geführt werden.16

Das Prinzip der guten Nachbarschaft nach Arti-
kel 74 der UN-Charta kann im Internetzeitalter 
global verstanden werden. Ursprünglich nur für das 
Verhältnis von aneinander angrenzenden Staaten 
relevant, wurde das Prinzip graduell erweitert.17 
Das Präventionsprinzip ist für das Internet, und vor 
allem die Cybersicherheit, von besonderer Bedeu-
tung. Zunächst sind dem Prinzip Verpflichtungen 
zur Information und Konsultation zu entnehmen.18 
So obliegt es Staaten – eine durch das Präventions-
prinzip gestützte Verpflichtung, Cyberattacken zu 
verhindern, die vom eigenen Territorium ausgehen, 
und präventiv ein Rechtssystem aufzubauen, das 
Cybersicherheit gewährleistet und fördert.19

Das Prinzipien der guten Nachbarschaft und der 
Prävention sind wichtige Fundamente der zwi-
schenstaatlichen Zusammenarbeit (Kooperations-
prinzip). Letztere kann nach Artikel 1, Absatz 3 
der UN-Charta in seiner gewohnheitsrechtlichen 
Auslegung dergestalt weiterentwickelt werden, 
dass Staaten verpflichtet werden, in der Ausgestal-
tung ihrer nationalen Internetpolitik Cybersicher-

heitsaspekte zu beachten und bei grenzüberschrei-
tenden Implikationen bilaterale oder multilaterale 
Konsultationen anzustoßen. 

Politische Umsetzung: Regieren des 
Internets

Die nötigen Konsultationen und Politikentwick-
lungen auf allen normativen Ebenen werden im 
Rahmen der Internet Governance vollzogen. Diese 
umfasst die »Entwicklung und Anwendung durch 
Regierungen, den Privatsektor und die Zivilgesell-
schaft, in ihren jeweiligen Rollen, von gemeinsa-
men Prinzipien, Normen, Regeln, Entscheidungs-
findungsprozessen und Programmen, die die Wei- 
terentwicklung und Verwendung des Internets ge-
stalten«20. Diese breite Definition wirkt sich auch 
darauf aus, dass Themen mit Internet-Governance-
Bezug innerhalb der Vereinten Nationen in ver-
schiedenen Kommissionen und Gremien verhan-
delt werden.21

14  Ebd., Abs. 26.
15  Samantha Besson, Sovereignty, in: Rüdiger Wolfrum (Ed.), Max Planck Encyclopedia of Public International Law (MPEPIL), Oxford 2008/2011, Abs. 1.
16  Sven-Hendrik Schulze, Cyber-»War«, Testfall der Staatenverantwortlichkeit, Tübingen 2015.
17  Vgl. UN Doc. A/RES/46/62 v. 9.12.1991, Abs. 2. Darin heißt es, gute Nachbarschaft sei Pflicht, »ob sie [die Staaten] zusammenhängend sind oder nicht«.
18  Timo Koivurova, Due Diligence, in: Wolfrum (Ed.), MPEPIL, a.a.O. (Anm. 15), Abs. 3.
19  Michael N. Schmitt, In Defense of Due Diligence in Cyberspace, Yale Law Journal Forum (YLJF), 125. Jg., 68/2015, S. 68–81.
20  Working Group on Internet Governance (WGIG), Report of the WGIG, Château de Bossey, Juni 2005, www.wgig.org/docs/WGIGREPORT.pdf
21  Vgl. Matthias C. Kettemann, Internet Governance, in: Dietmar Jahnel/Peter Mader/Elisabeth Staudegger (Hrsg.), Internetrecht, 4. Aufl., Wien 

2019, im Erscheinen.

UN-Generalsekretär António Guterres mit einer Teilnehmerin während einer Ver- 
anstaltung für junge Frauen zu digitaler Kodierung am Rande der 32. Versammlung 
der Afrikanischen Union (AU) in Addis Abeba, Äthiopien.   UN PHOTO: ANTONIO FIORENTE
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Wie können die Vereinten Nationen dafür sorgen, dass alle 
Menschen von der digitalen Transformation profitieren?

Der Zugang zum Internet ist die Voraussetzung dafür. Der 
Schwerpunkt muss auch auf der Qualität des Zugangs lie- 
gen – Erschwinglichkeit, Geschwindigkeit, Stabilität, Sprache, 
lokale Inhalte und Zugänglichkeit für Menschen mit Behinde-
rungen. Die Hochrangige Gruppe für digitale Zusammenarbeit 
empfiehlt dem Privatsektor, der Zivilgesellschaft, Regierun-
gen, Entwicklungsbanken und den UN, die digitale Integration, 
die digitale Gleichstellung von Frauen und marginalisierten 
Gruppen, uneingeschränkt zu unterstützen. Digitale Anlauf-
stellen und den Mangel an statistischen Daten in den Entwick-
lungsländern anzugehen, um den Status der digitalen Kluft zu 
kennen, sind weitere Empfehlungen. Schließlich sollte eine 
breite Multi-Akteurs-Allianz mit den UN eine Plattform für den 
Austausch digitaler öffentlicher Güter schaffen.

Welche Rolle spielt das UN-Sekretariat in diesem Prozess?

Das UN-Sekretariat spielt unter anderem durch Maßnahmen 
wie der Hochrangigen Gruppe für digitale Zusammenarbeit 
eine wichtige Rolle bei der Einberufung von Multi-Akteurs- 
und multilateralen Koalitionen, beispielsweise bei der 
Förderung der Technologietransfernutzung aus der Aktions
agenda von Addis Abeba über Entwicklungsfinanzierung. 
Innerhalb des UN-Sekretariats gibt es verschiedene Abteilun-
gen, die sich mit der digitalen Transformation befassen, 
darunter die Hauptabteilung Wirtschaftliche und Soziale 
Angelegenheiten (DESA) über die digitale Verbreitung und 
Fragen der digitalen Ungleichheit, das Büro für Abrüstungs-
fragen (ODA) über internationale Sicherheit und Cybersicher-
heit und die Hauptabteilung Politische Angelegenheiten und 
Friedenskonsolidierung (DPPA) über Fragen zu Wahlen sowie 
die ›Puls der Welt‹-Initiative (UN Global Pulse).

Wie kann ein erschwinglicher, vertrauenswürdiger und 
sicherer Zugang zu digitalen Infrastrukturen gelingen?

Die Hochrangige Gruppe empfiehlt die Entwicklung einer 
globalen Verpflichtung zu digitalem Vertrauen und Sicherheit. 
Angesichts der zunehmenden Bedrohungen der Menschen-
rechte und der Sicherheit fordert der Bericht auch die 
Zivilgesellschaft, die Regierungen, den Privatsektor – insbe-
sondere die Sozialen Medien – und die Öffentlichkeit auf, 
darüber zu diskutieren, wie die bestehenden Menschen-
rechtsinstrumente im digitalen Zeitalter in einem proaktiven 
und transparenten Prozess angewendet werden können. 

Drei Fragen an
Fabrizio Hochschild

Fabrizio Hochschild, 
geb. 1963, ist Beigeordneter Generalsekretär 
für die strategische Koordination im Exekutiv-
büro des UN-Generalsekretärs. Seine Aufgabe 
ist es, die Umsetzung des Berichts der Hochran-
gigen Gruppe für digitale Zusammenarbeit zu 
koordinieren.

Der Erste Ausschuss der UN-Generalversamm-
lung befasst sich mit Fragen der Abrüstung und 
internationalen Sicherheit und somit auch mit As-
pekten der Sicherheit im Internet. Der Zweite Aus-
schuss betrachtet Wirtschafts- und Finanzfragen 
der Internetregulierung, unterstützt von der Kom-
mission für Wissenschaft und Technologie im 
Dienste der Entwicklung (Commission on Science 
and Technology for Development – CSTD). Der 
Dritte Ausschuss zu sozialen, humanitären und 
kulturelle Fragen diskutiert auch menschenrechtli-
che Themen. Ein weiteres Organ, das sich dem 
Thema Menschenrechte im Internet widmet, ist der 
UN-Menschenrechtsrat (Human Rights Council – 
HCR). Dieser hat nicht nur im zweijährlichen Ab-
stand Resolutionen verabschiedet, in denen er die 
Geltung aller Menschenrechte für das Internet be-
stätigte, sondern hält auch die Verbindung zum 
Amt des Hohen Kommissars der Vereinten Natio-
nen für Menschenrechte (Office of the High Com-
missioner for Human Rights – OHCHR) und den 
Sonderberichterstatter für das Recht auf Privatheit 
im digitalen Zeitalter aufrecht.

Einen wesentlichen Beitrag leisten auch die Son-
derorganisationen der Vereinten Nationen: die In-
ternationale Fernmeldeunion (International Tele-
communication Union – ITU), die Weltorganisation 
für geistiges Eigentum (World Intellectual Proper-
ty Organization – WIPO), die Welthandelsorgani-
sation (World Trade Organization – WTO) und die 
Internationale Arbeitsorganisation (International 
Labour Organization – ILO). Die schwierige Auf-
gabe der Koordinierung kommt unter anderem der 
Gruppe der Vereinten Nationen für die Informati-
onsgesellschaft (UN Group on the Information So-
ciety – UNGIS) zu. 

In der letzten Sitzung der Generalversammlung 
der Vereinten Nationen im Dezember 2018 riefen 
die Mitgliedstaaten zwei parallele Prozesse ins Le-
ben, in denen über die Zukunft der Internetregu-
lierung diskutiert wird.22 Russland schlug der Ge-
neralversammlung in einer Resolution die Schaffung 
einer offenen Arbeitsgruppe (Open-ended Working 
Group – OEWG) vor.23 Der zweite Regelbildungs-
prozess hinsichtlich der Internet Governance liegt 
in der Verantwortung der GGE, deren Weiterfüh-
rung bis zum Jahr 2021 von den USA über eine ei-
gene Resolution in der Generalversammlung sicher-
gestellt wurde.24

Legitimität der Internet Governance 
erhöhen

Unter den vielen Herausforderungen der Internet 
Governance im Kontext der Vereinten Nationen 
soll ein Komplex herausgegriffen werden: die Legi-



VEREINTE NATIONEN  5/2019									          199

Die Weltordnung des Digitalen  |  Kettemann

timität von Internet Governance als Prozess.25 
Während Demokratie inzwischen als »teleologi-
sches Prinzip«26 des Völkerrechts gilt, das flankiert 
wird von einem Menschenrecht auf demokrati-
sches Regieren,27 erweist sich die Umsetzung de-
mokratischer Partizipationsansprüche im Rahmen 
von transnationalen Steuerungsprozessen, wie der 
Internet Governance, als schwierig. Demokratische 
Teilhabe am Internet kann grundsätzlich dadurch 
gefördert werden, dass Einzelpersonen verstärkt an 
globalen Prozessen der Internet Governance teil-
nehmen – selbst oder durch Repräsentantinnen und 
Repräsentanten. Eine verstärkte Rückbindung des 
Internet Governance Forums durch regionale und 
nationale Foren deutet in diese Richtung.28

Da Demokratie im Kontext des Internets vor 
großen begrifflichen Herausforderungen steht, 
nimmt die Multi-Akteurs-Struktur eine zentrale 
Rolle in der normativen Ordnung des Internets ein. 
Alle Menschen haben ein demokratisches Teilhabe
interesse am Internet und dessen Regulierung, ein 
werteunterlegtes Interesse am Regelungsergebnis 
und in Hinblick auf den Regelungsprozess, der vor-
aussetzt, dass alle Akteure in allen Phasen des nor-
mativen Prozesses eingebunden werden. Dieses wird 
auch im Multi-Akteurs-Ansatz durchgesetzt, der 
durch Regierungen (Staaten), den Privatsektor (Un-
ternehmen) und die Zivilgesellschaft (Individuen) 
in ihren jeweiligen Rollen zur Regelung des Inter-
nets verwirklicht wird. 

Durch eine derart erzielte Bündelung der legiti-
mationsstiftenden Wirkung der Staatenbeteiligung, 
des Privatsektors und der Zivilgesellschaft sowie 
Verfahren, die eine gleichberechtige Interaktion in 
Regelungsprozessen ermöglichen, sind auch die 
Regelungsergebnisse legitim.29

Die Zukunft der digitalen Weltordnung

Die Prinzipien des Völkerrechts – souveräne Gleich-
heit, Nichtintervention, friedliche Streitbeilegung, 
völkerrechtliche Verantwortlichkeit, Schutz der 

Menschenrechte – gestalten maßgeblich die Inter-
net Governance, und zwar im globalen öffentli-
chen Interesse.30 Die Vereinten Nationen als Orga-
nisation, die sich der Wahrung des Weltfriedens 
und der internationalen Sicherheit widmet und für 
Menschenrechte und menschliche Entwicklung 
im Lichte der Ziele für nachhaltige Entwicklung 
(Sustainable Development Goals – SDGs) eintritt, 
hat in der Vergangenheit einen passenden Rahmen 
für wichtige normative Schritte der Internet Gover-
nance gegeben: von der Arbeitsgruppe Internet-
Verwaltung (Working Group on Internet Gover-
nance – WGIG) über die Weltgipfel der Infor- 
mationsgesellschaft, von der Gruppe der Regie-
rungssachverständigen bis hin zur Hochrangigen 
Gruppe für digitale Zusammenarbeit (High-level 
Panel on Digital Cooperation). Letztere wurde erst 

im Juni 2018 von Generalsekretär António Guter-
res ins Leben gerufen und präsentierte ein Jahr spä-
ter seine Ergebnisse.31 Natürlich gab es auch wich-
tige normative Einflüsse von außerhalb des UN- 
Systems: Man denke an den NETmundial-Prozess 
oder die Gruppe der 7 (G7), an den Europarat und 
die Globale Kommission für die Stabilität des 
Cyberspace. 

Während inzwischen bei allen in der Politik an-
gekommen sein sollte, dass der Klimawandel eine 
Gefahr für die Welt darstellt, ist die Infrastruktur 
des Internets formal noch größtenteils ungeschützt. 
Dabei schlug schon im Jahr 2017 die Globale Kom-
mission für die Stabilität des Cyberspace vor, uni-
versell geltende Normen zum Schutz der Stabilität 

Die Multi-Akteurs-Struktur nimmt eine 
zentrale Rolle in der normativen Ordnung des 
Internets ein.

22  Vgl. Matthias C. Kettemann, Internationale Regeln für soziale Medien. Menschenrechte wahren und Desinformation bekämpfen, Global 
Governance Spotlight, 2/2019, Stiftung Entwicklung und Politik (sef.), Bonn 2019, www.sef-bonn.org/publikationen/global-governance-spot-
light/22019.html

23  UN-Dok. A/RES/73/27 v. 5.12.2018.
24  UN-Dok. A/RES/73/266 v. 22.12.2018.
25  Dieser Abschnitt geht zurück auf Kettemann, Völkerrecht in Zeiten des Netzes, a.a.O. (Anm. 4).
26  Niels Petersen, Demokratie als teleologisches Prinzip: Zur Legitimität von Staatsgewalt im Völkerrecht, Frankfurt am Main 2009.
27  Thomas Franck, The Emerging Right to Democratic Governance, American Journal of International Law (AJIL), 86. Jg., 1/1992, S. 46–91.
28  Siehe dazu auch den Beitrag von Julia Pohle in diesem Heft.
29  Vgl. Michael Zürn u.a., Politische Ordnungsbildung wider Willen, Zeitschrift für Internationale Beziehungen (ZIB), 14. Jg., 1/2007, S. 129–164, hier: 

S. 154ff., 157.
30  Matthias C. Kettemann, Menschenrechte im Multistakeholder-Zeitalter: Mehr Demokratie für das Internet, Zeitschrift für Menschenrechte (ZFMR), 

10. Jg., 1/2016, S. 24–36.
31  United Nations, Secretary-General’s High-level Panel on Digital Cooperation, www.un.org/en/digital-cooperation-panel/
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und Integrität des Internets zu verabschieden: 
Staatliche und nichtstaatliche Akteure sollten kei-
ne Maßnahmen – selbst Gesetze – mehr setzen 
dürfen, die technische Hauptpunkte des Internets 
(IP-Adressen, Router, Internetknotenpunkte, Un-
terseekabel) gefährden. Im Jahr 2018 haben sich in 

Paris 64 Staaten und rund 700 nichtstaatliche Ak-
teure zum Pariser Aufruf für Vertrauen und Sicher-
heit im Cyberspace bekannt. Auch der zunehmend 
erstarkende völkergewohnheitsrechtliche Schutz 
des Internets, besonders die Konkretisierung der 
Pflichten, die aus dem Kooperationsprinzip und 
dem Vorsorgeprinzip fließen, macht Hoffnung. 

Die Digitalisierung hat die sozioökonomischen 
Beziehungen zwischen Staaten, Unternehmen und 
Individuen miteinander und untereinander maß-

geblich beeinflusst. Die Vereinten Nationen haben 
schon früh erkannt, dass das Internet der mensch-
lichen Entwicklung dienen muss. Wie auch Gene-
ralsekretär Guterres beim IGF im letzten Jahr in 
Paris betonte, benötigt die Internet Governance 
neue Formen der Zusammenarbeit,32 die innerhalb 
und außerhalb der Vereinten Nationen ablaufen 
können, bei deren Kohärenzmaximierung die UN 
aber jedenfalls eine wichtige Rolle spielen können. 
Diese Formen und Formationen der Kooperation 
müssen allerdings der globalen Gemeinschaft ge-
genüber, sowohl den Staaten als auch den Bürge-
rinnen und Bürgern, rechenschaftspflichtig sein. 
Das kann nicht von heute auf morgen geschehen. 
Aber schon jetzt ist es von Bedeutung, Rechen-
schaftspflicht aller Akteure auf überstaatlicher 
Ebene aktiv einzufordern. Die Entwicklung muss 
in Richtung Rationalisierung des Verfahrens auf 
Grundlage internationaler Modelle bewährter 
Praktiken gehen. Durch Prozeduralisierung kann 
gesichert werden, dass informelle Regulierungen 
und nicht formal legitimierte Formationen dennoch 
Normen produzieren, die als demokratisch legiti-
miert gelten können.33

4,4 Milliarden Menschen haben einen Internet-
zugang. Das heißt aber auch: 3,3 Milliarden noch 
nicht. Marginalisierungen werden durch das Inter-
net nicht nur überwunden, sondern zum Teil auch 
fortgeschrieben. Es ist Aufgabe der Vereinten Nati-
onen und Deutschlands in den Vereinten Nationen, 
die Digitalisierung nachhaltig zu gestalten und 
mittels Digitalisierung Mehrwerte in der Sicherung 
von Nachhaltigkeit zu generieren. Normative An-
reize lieferte in letzter Zeit hierzu auch die Hoch-
rangige Gruppe für digitale Zusammenarbeit.34 
Die Gruppe kam zum wichtigen, wenn auch nicht 
überraschenden Schluss, dass wir in einer Zeit der 
Cyber-Interdependenz leben: Wirtschaftliche, sozi-
ale, kulturelle, politische und rechtliche Fragen der 
Nutzung und Entwicklung des Internets sind unter 
Einbeziehung aller Akteure zu lösen. Das Jahr 2019 
ist ein großes und geeignetes Jahr für Debatten 
über die Zukunft der Internet Governance, zumal 
das IGF im November in Berlin stattfinden wird. 
Das ist eine Chance, die zu ergreifen ist.

32  António Guterres, Address to the Internet Governance Forum, 12.11.2018, Paris, www.un.org/sg/en/content/sg/speeches/2018-11-12/
address-Internet Governance-forum

33  Vgl. Andreas Fisahn, Demokratie und Öffentlichkeitsbeteiligung, Tübingen 2002, S. 216f.
34  Wolfgang Kleinwächter, The UN Panel on Digital Cooperation: An Agenda for the 2020s, CircleID, 13.6.2019, www.circleid.com/posts/20190613_

the_un_panel_on_digital_cooperation 

Die Vereinten Nationen haben schon früh 
erkannt, dass das Internet der menschlichen 
Entwicklung dienen muss. 
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Verliert das Internet Gover-
nance Forum an Bedeutung?
Das Internet Governance Forum (IGF) wird in diesem Jahr erstmals in Deutschland stattfinden. 
Angesichts der zunehmenden Fragmentierung der Regelsetzung für das globale Internet stellen viele 
die Rolle der Vereinten Nationen für die internationale Kooperation im Bereich der Digitalpolitik 
zunehmend infrage.

fragen jedoch an neuer Aktualität gewonnen. 
Gleichzeitig setzen Regierungen und international 
agierende Unternehmen bei vielen Themen – wie 
dem Datenschutz oder der Reglementierung von 
Inhalten in sozialen Medien – auf eigene Lösungen. 
Dies führt zu einer zunehmenden Fragmentierung 
der Regelsetzung im Digitalbereich, die wiederum 
die Abstimmung und Koordination auf der globa-
len Ebene erschwert. 

Eine besondere internationale 
Zusammenarbeit

Das Internet ist ein digitales Netzwerk, das eine 
Vielzahl an lokalen und regionalen Netzwerken 
miteinander verbindet. Aufgrund seiner globalen 
Reichweite, seiner technischen Beschaffenheit und 
der vielfältigen Dienste und Nutzungsmöglichkei-
ten, die sich in den letzten Jahrzehnten entwickelt 
haben, ist das Internet heutzutage eine bedeutungs-
volle Infrastruktur für grenzüberschreitende Kom-
munikations-, Informations- und Finanzflüsse. Sei-
ne gesellschaftliche, politische und wirtschaftliche 
Bedeutung kann daher kaum überschätzt werden. 
Die zahlreichen Regelungs- und Koordinationspro-
zesse, die sich für das globale Internet, seine Nut-
zung und die damit verbundenen Auswirkungen 
entwickelt haben, werden in ihrer Gesamtheit als 
Internet Governance bezeichnet.1 

Die zentrale Bedeutung des Internets und die 
Besonderheit seiner technischen Infrastruktur, von 
geografischen Grenzen unabhängig zu sein, 

Im November dieses Jahres richtet Deutschland 
erstmals die weltweit größte Konferenz im Be-
reich der globalen Internetpolitik aus: das In-

ternet Governance Forum (IGF) der Vereinten Na-
tionen. Viele Expertinnen und Experten im In- und 
Ausland hegen die Erwartung, dass die Bundesre-
gierung diese Gelegenheit nutzen wird, um ein Zei-
chen für mehr internationale Kooperation im Di-
gitalbereich zu setzen. Doch wie soll eine solche 
Zusammenarbeit aussehen? Wer soll Entscheidun-
gen verantworten? Und welche Rolle kommt dabei 
Regierungen und internationalen Organisatio-
nen zu? 

Diese Fragen sind nicht neu. Vielmehr liegen sie 
einem seit langem schwelenden Konflikt zwischen 
den Akteuren der globalen Internetpolitik zugrun-
de. Angesichts der stetig wachsenden Bedeutung, 
die der digitalen Transformation in den letzten 
Jahren zugeschrieben wird, und der Vielzahl der 
von der Digitalisierung betroffenen Themengebiete 
hat die Klärung von Verantwortlichkeiten und Mög-
lichkeiten der Zusammenarbeit in Regulierungs- 
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Mitarbeiterin in der Forschungs-
gruppe ›Politik der Digitalisie-
rung‹ am Wissenschaftszentrum 
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  julia.pohle@wzb.eu

   1  Julia Pohle/Lorena Jaume-Palasi/Matthias Spielkamp, Einführung in die Digitalpolitik, in: Lorena Jaume-Palasí/Julia Pohle/Matthias Spielkamp 
(Hrsg.), Digitalpolitik – eine Einführung, Berlin 2017. 
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wurden vielen politischen Akteuren spätestens im 
Zuge seiner weltweiten Ausbreitung und beginnen-
den kommerziellen Nutzung in den 1990er Jahren 
bewusst. Um der Diskussion über die Möglichkei-
ten des Internets und den damaligen Herausforde-
rungen eine internationale Plattform zu bieten, or-
ganisierten die UN in den Jahren 2003 und 2005 
einen ersten Weltgipfel zur Informationsgesellschaft 
(World Summit on the Information Society – WSIS). 
Eigentlich als Entwicklungskonferenz konzipiert, 
wurden die inhaltlichen Debatten des Weltgipfels 
schnell von zwei politischen Konflikten überschat-
tet: dem Streit über die bestmögliche Koordination 
und Verwaltung der weltweiten Internet-Infra-
struktur sowie der Frage, welche Akteursgruppen 
an den Debatten teilhaben und Entscheidungen be-
einflussen sollten.2 

Ein Großteil der anwesenden Regierungsvertre-
terinnen und -vertreter forderte, dass internetpoli-
tische Fragen durch zwischenstaatliche Verhand-
lungen zu lösen seien – ganz nach dem Vorbild des 
internationalen Fernmeldewesens, für das die In-
ternationale Fernmeldeunion (International Tele-
communication Union – ITU) zuständig ist. Im 
Gegenzug drangen Vertreterinnen und Vertreter 
der USA und anderer westlicher Staaten sowie der 

Zivilgesellschaft, Wissenschaft und Technik auf 
nichtstaatliche und partizipative Entscheidungs- 
und Koordinationsprozesse.3 Eine Verwaltung durch 
internationale Organisationen würde – so die gän-
gige Perspektive hier – aufgrund von national unter-
schiedlichen Zielvorstellungen und kurzsichtigen 
Interessen einiger Staaten der Weiterentwicklung 
des globalen Internets im Wege stehen. Um den 
involvierten Gruppen weiteren Raum zum Aus-
tausch zu bieten, richten die Vereinten Nationen 
seit dem Jahr 2006 das jährliche Internet Gover-
nance Forum aus. Das IGF stellt nicht nur eines der 
wenigen handfesten Ergebnisse des Weltgipfel-Pro-
zesses dar; die UN konzipierten es zudem als Multi-

Akteurs-Forum, bei dem sich Vertreterinnen und 
Vertreter von Regierungen mit denen nichtstaatli-
cher Akteursgruppen gleichberechtigt und ergeb-
nisoffen über eine große Bandbreite an Themen 
austauschen. Damit trugen sie sowohl den infra-
strukturellen Besonderheiten des Internets Rech-
nung als auch seiner Entwicklungsgeschichte, die 
in weiten Teilen relativ unabhängig von staatlicher 
Einflussnahme verlaufen war. 

Erfolgsmodell in der Krise

Doch 13 Jahre nachdem das erste Internet Gover-
nance Forum im Jahr 2006 in Athen stattfand, 
scheint die Relevanz des Forums heute zunehmend 
infrage gestellt. Auffallend ist dabei, dass auch die 
Akteure Zweifel an der Effizienz und Sinnhaftig-
keit des IGFs hegen, die das nichthierarchische, 
partizipative Diskussionsformat bisher begrüßt 
hatten. Nicht zuletzt, weil die Vereinten Nationen 
den ergebnisoffenen Ansatz des IGFs der Regelset-
zung durch eine zwischenstaatliche Institution wie 
der ITU, in denen Beschlüsse allein durch staatli-
che Vertreter gefasst werden, gegenüber stellten. 
Anders als diplomatische Aushandlungsprozesse 
zielt das Mandat des IGFs auf einen offenen Ideen-
austausch und nicht auf die Verhandlung konkre-
ter Ergebnisse ab. Im Gegenzug soll das IGF be-
wusst keine bestehenden zwischenstaatlichen oder 
anderweitigen Institutionen ersetzen, sondern kann 
diesen allemal Empfehlungen aussprechen.4 

Auch durch seine Organisationsform ist das IGF 
dem UN-System zugeordnet, unterscheidet sich 
aber gleichzeitig von reinen UN-Gremien. Strategi-
sche Programmentscheidungen werden von der 
mehrmals pro Jahr tagenden Multi-Akteurs-Bera-
tergruppe (Multi-Stakeholder Advisory Group – 
MAG) getroffen, deren ungefähr 50 Sitze vom UN-
Generalsekretär bestimmt werden und die sowohl 
die unterschiedlichen Akteursgruppen als auch die 
fünf Weltregionen gleichmäßig repräsentieren sol-
len. Etwa 40 Prozent der Sitze fallen jedoch Regie-
rungsvertreterinnen und -vertretern zu, die – un-
terstützt durch die ständigen Vertreterinnen und 
Vertreter aller bisherigen gastgebenden Staaten – 
mit Abstand die größte Akteursgruppe innerhalb 
der MAG bilden.5 Das in Genf angesiedelte IGF-
Sekretariat wird durch Spendenzahlungen ver-

13 Jahre nach dem ersten Internet Governance 
Forum wird seine Relevanz heute zunehmend 
infrage gestellt.

   2  Milton Mueller, Networks and States: The Global Politics of Internet Governance, Cambridge, MA/London 2010, S. 59. 
   3  Marc Raboy/Normand Landry/Jeremy Shtern, Digital Solidarities, Communication Policy and Multi-Stakeholder Global Governance: The Legacy 

of the World Summit on the Information Society, New York u.a. 2010, S. 67. 
   4  UN Doc. WSIS-05/TUNIS/DOC/6(Rev. 1)-E v. 18.11.2005. 
   5  Die genaue Anzahl der MAG-Mitglieder und die Quote der Regierungsvertreterinnen und -vertreter variiert von Jahr zu Jahr. In diesem Jahr sind 

38 Prozent Repräsentantinnen oder Repräsentanten von Regierungen, siehe www.intgovforum.org/multilingual/content/mag-2019-members 
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schiedener Akteursgruppen finanziert und besteht 
aus einigen wenigen Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern der Vereinten Nationen, die das jährlich 
stattfindende Forum vorbereiten und seine Organi-
sation mit dem gastgebenden Land koordinieren. 
Letzteres trägt zudem in weiten Teilen die Kosten 
für die Veranstaltung selbst, was erneut in einer 
Sonderstellung der Regierung gegenüber anderen 
Akteursgruppen resultiert. 

Anders gestaltet sich die Akteursverteilung un-
ter den Teilnehmerinnen und Teilnehmern des 
IGFs. Seit seiner Gründung stieg die Teilnehmer-
zahl stark an, von weniger als 1500 Personen im 
Jahr 20066 auf mehr als 3000 im Jahr 2018.7 Wäh-
rend sich die Anzahl an anwesenden Regierungs-
vertreterinnen und -vertretern und nichtstaatlichen 
Akteuren anfänglich noch fast die Waage hielten, 
stellt die Zivilgesellschaft spätestens seit dem Jahr 
2011 mit Abstand die größte Teilnehmergruppe. 
Diese ungleiche Beteiligung führt vor Augen, dass 
das Format des IGFs, bei dem die Beteiligung prin-
zipiell allen Interessierten offen steht, nicht auto-
matisch in einer natürlich ausgewogenen Reprä-
sentation von globalen Akteuren, Meinungen und 
Perspektiven resultiert. Verstärkt wird diese Ten-
denz durch die wenig überraschende Tatsache, dass 
stets ein Großteil der IGF-Teilnehmerinnen und -Teil-
nehmer aus westlichen, hochentwickelten Staaten 
stammt und somit sowohl die Sensibilisierung für 
und Expertise in internetpolitischen Fragen als auch 
die finanziellen Ressourcen für die Teilnahme an Ver-
anstaltungen wie dem IGF ausschlaggebend sind.8 

Zusätzlich zu der ungleichen Repräsentanz, die 
häufig in dem Vorwurf einer mangelnden Ausge-
wogenheit bezüglich der beim IGF vertretenen Per-
spektiven resultiert, besteht ein weiteres Problem 
in dem Fehlen strategischer Akteursnetzwerke. Trotz 
des stetig zunehmenden Spektrums der beim IGF 
diskutierten Themen, zeigen sowohl die großen 
Unternehmen der Digitalwirtschaft als auch die In-
stitutionen, die für die technische Koordinierung 
und Weiterentwicklung der Internetinfrastruktur 
und der ihr zugrundeliegenden Protokolle und 
Normen zuständig sind, wenig Interesse, sich auf 
den offenen Dialog des IGFs einzulassen. Vielmehr 
vertreten sie – wenn denn präsent – ihre festgeleg-
ten Interessen und entziehen sich damit einem er-
gebnisoffenen Austausch, der potenziell zu Kon-
sens über neue Verantwortlichkeiten, Prinzipien 
und Koordinationsmechanismen führen könnte.9 

Insbesondere die Diskussion über technische Fra-
gen findet hauptsächlich außerhalb des IGFs und 
damit außerhalb des direkten Wirkungsbereichs 
der UN statt. Stattdessen bringen sich technische 
Expertinnen und Experten sowie Unternehmen in 
anderen Multi-Akteurs-Institutionen ein, wie der  
Arbeitsgruppe für Internettechnik (Internet Engi-
neering Taskforce – IETF), die über die technische 
Weiterentwicklung des Internets berät, oder der 
Zentralstelle für die Vergabe von Internet-Namen 
und -Adressen (Internet Corporation for Assigned 
Names and Numbers – ICANN), die für die Koor-
dination der Internet-Infrastruktur zuständig ist. 

Während sich diese Organisationen bereits vor 
der Gründung des IGFs etabliert hatten und die 
Aufgabenteilung somit historisch gewachsen ist, 
liegt ein weiterer Grund für das geringe Interesse 
einiger Akteursgruppen darin, dass das IGF – im 
Gegensatz zu den meisten UN-Konferenzen – eben 
bewusst keine Beschlüsse verhandelt und die dort 
geführten Diskussionen somit keine unmittelbare 
Relevanz für die Regelsetzung auf der internatio-
nalen oder nationalen Ebene haben. So resultiert 
der fehlende Verhandlungsdruck, der ursprünglich 
von vielen befürwortet wurde, bei immer mehr 
Teilnehmerinnen und Teilnehmern in dem Eindruck, 

   6  Avri Doria/Wolfgang Kleinwächter (Hrsg.), Internet Governance Forum (IGF): The First Two Years, Genf 2008, S. 61.
   7  IGF, Chair’s Summary & IGF Messages, Genf 2018, S. 8, www.intgovforum.org/multilingual/index.php?q=filedepot_download/6037/1555 
   8  Jean-Marie Chenou, The Role of Transnational Elites in Shaping the Evolving Field of Internet Governance, Doktorarbeit, Université de Lausanne 

2014, S. 55. 
   9  Mueller, Networks and States, a.a.O. (Anm. 2), S. 124.

Präsident Emmanuel Macron eröffnete das Internet Governance Forums am  
12. November 2018 in Paris. 51 Staaten, darunter alle EU-Mitgliedstaaten, haben 
ihre Unterstützung für ein neues internationales Abkommen zugesagt, um 
Standards für die Internetnutzung festzulegen. FOTO: PICTURE ALLIANCE/MAXPPP



204 		  VEREINTE NATIONEN  5/2019

Verliert das Internet Governance Forum an Bedeutung?  |  Pohle

nale Fernmeldedienste (International Telecommu-
nication Regulations – ITR) wünschten Staaten 
wie China, Iran und Russland, die Verantwortlich-
keiten und Regularien der ITU auch auf das Inter-
net auszudehnen. Die USA, die Länder der Europä-
ischen Union (EU) und andere westliche Staaten 
lehnten diese Ausdehnung vehement ab, da sie die 
Freiheit des Internets gefährden würde. Sie weiger-
ten sich letztendlich – trotz aller Mühen um einen 
Kompromiss – die ITR-Schlussakte zu unterzeich-
nen. Die auf beiden Seiten sehr dogmatisch vertre-
tenen Positionen ließen viele Beobachterinnen und 
Beobachter den Beginn eines »Digitalen Kalten 
Kriegs« befürchten.12

Im letzten Jahrzehnt beauftragten die UN ver-
schiedene Gremien mit der diplomatisch schwieri-
gen Aufgabe, eine Kompromisslösung zu finden, 
die sowohl die Befürworter eines Multi-Akteurs-
Formats für Internet-Governance-Prozesse als auch 
die Verfechter multilateraler Entscheidungsfindung 
zufrieden stellen könnte. Als sinnbildliches Beispiel 
für das Scheitern dieser Vermittlungsversuche kann 
die Arbeitsgruppe für eine verstärkte Zusammen-
arbeit bei Fragen der öffentlichen Ordnung im Zu-
sammenhang mit dem Internet (Working Group 
on Enhanced Cooperation on Public Policy Issues 
Pertaining to the Internet – WGEC) gelten. Ihren 
Mitgliedern gelang es zwischen den Jahren 2013 
und 2018 nicht, Empfehlungen zu erarbeiten, de-
nen alle uneingeschränkt zustimmen konnten. Das 
aus Vertreterinnen und Vertretern aller Akteurs-
gruppen bestehende Gremium entwickelte zwar 
viele neue Ideen, wie die Vereinten Nationen als 
koordinierende Instanz souveränen Regierungen 
eine zentrale Rolle für die Koordination und Regel-
setzung der internationalen Internetpolitik geben 
könnten, ohne dabei die bestehenden Multi- 
Akteurs-Institutionen vollständig zu entmachten. 
Ein Konsens über diese Lösungen scheiterte jedoch 
stets an den verhärteten Positionen.13 

Diesem jahrelangen und scheinbar unauflösli-
chen Konflikt zum Trotz verlängerte die UN-Gene-
ralversammlung das Mandat des IGFs während 
des zehnjährigen Jubiläums des WSIS im Jahr 2015 
um weitere zehn Jahre.14 Gleichzeitig ließen die 
Vereinten Nationen auch zu diesem Zeitpunkt die 
Gelegenheit verstreichen, das Forum mit einer 
langfristigen Finanzierung und der Kompetenz, 

dass es sich beim IGF um eine reine ›Gesprächsrun-
de‹ handele, deren reale Auswirkungen auf politi-
sche Entscheidungsprozesse nicht der Bedeutung 
entspreche, die ihm von seinen Befürworterinnen  
und Befürwortern zugeschrieben wird.10 Die Frus-
tration über diese ernstzunehmenden Kritikpunk-
te trübt spürbar den Enthusiasmus, den die globa-
le Multi-Akteurs-Gemeinschaft dem IGF in seinen 
Anfangsjahren entgegengebracht hatte. 

Souveräne Staaten in der globalen 
Internetpolitik 

Gänzlich neu ist die Kritik am IGF nicht. Die offe-
ne Struktur des Forums, bei der die Themenset-
zung auf der Basis von Einreichungen stattfindet 
und Regierungen nur eine stark eingeschränkte 
Sonderrolle zukommt, ist die bisher konsistenteste 
Umsetzung eines Multi-Akteurs-Ansatzes für In-

ternet Governance im Rahmen der Vereinten Nati-
onen.11 Für die Befürworterinnen und Befürworter 
multilateraler Entscheidungsprozesse unter Aus-
schluss nichtstaatlicher Akteure stellt das Forum 
dadurch ein klares Zugeständnis an die von den 
westlichen Industrienationen – allen voran den 
USA – vertretenen und propagierten Normen in 
Bezug auf das Internet dar, da in ihm alternative 
Wertvorstellungen und Regulierungsansätze kein 
ausreichendes Gehör finden. Insbesondere China 
und Russland, aber auch andere UN-Mitgliedstaa-
ten, darunter Indien, Iran und Saudi-Arabien, fühlen 
sich durch diese Konstellation in ihrer nationalen 
Souveränitätsausübung eingeschränkt. Der Konflikt 
eskalierte im Dezember 2012 während der Welt-
weiten Konferenz für internationale Fernmelde-
dienste (World Conference on International Tele-
communications – WCIT) der ITU. Bei der Neu- 
verhandlung der Vollzugsordnung für internatio-

10  William H. Dutton/John G. Palfrey/Malcom Peltu, Deciphering the Codes of Internet Governance: Understanding the Hard Issues at Stake, OII 
Forum Discussion Paper Nr. 8, Oxford 2007. 

11  Jeanette Hofmann, Multi-Stakeholderism in Internet Governance: Putting a Fiction Into Practice, Journal of Cyber Policy, 1. Jg., 1/2016, S. 37–38.
12  The Economist, A Digital Cold War?, 14.12.2012, www.economist.com/babbage/2012/12/14/a-digital-cold-war
13  Julia Pohle, Multistakeholder Governance Processes as Production Sites: Enhanced Cooperation »in the making«, Internet Policy Review, 5. Jg., 

3/2016, S. 1–19. 
14  UN-Dok. A/RES/70/125 v. 16.12.2015.

Es ist der Beginn eines »Digitalen Kalten 
Kriegs« zu befürchten.
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Ergebnisse auszuhandeln, auszustatten. Damit be-
ließen sie das IGF weiterhin in dem seit dem Ab-
schluss des WSIS im Jahr 2005 bestehenden Macht-
vakuum, das zunehmend von anderen Akteuren 
genutzt wurde, um sich in der internationalen Digi-
talpolitik strategisch zu positionieren. So haben 
sich über die letzten Jahre hinweg eine Vielzahl an 
neuen Gremien, Foren und Gruppen gegründet, 
die sich mit unterschiedlichen Thematiken der In-
ternet Governance auseinandersetzen, die auch im 
IGF eine bedeutende Rolle spielen. 

Ein Teil dieser neuen Akteure setzt ebenfalls auf 
ein Multi-Akteurs-Format, unterscheidet sich vom 
IGF jedoch durch den klaren Auftrag, Ergebnisse 
zu produzieren. Besondere Aufmerksamkeit erregte 
das von der brasilianischen Regierung und ICANN 
initiierte globale Multi-Akteurs-Treffen zur Zu-
kunft des Internet Governance ›NETmundial‹, das 
im April 2014 in São Paulo in Brasilien stattfand 
und eine ähnliche Teilnehmerzahl und -diversität 
wie das IGF erzielte.15 Ziel des Treffens war es, in 
einem partizipativen Verfahren einen Prinzipien-
Katalog für Internet Governance sowie einen Ak-
tionsplan für dessen Umsetzung zu erarbeiten. 
Jedoch hatten die verabschiedeten Dokumente für 
die teilnehmenden Akteure, inklusive der Regie-
rungen, keinen bindenden Charakter. Dadurch 
sind ihre konkreten Auswirkungen heute nicht 
mehr spürbar und das Treffen entfaltete somit 
möglicherweise noch weniger Wirkkraft als das 
IGF. 

Die durch die Diskussion um die Relevanz des 
beziehungsweise mögliche Alternativen zum IGF 
entstehende Leerstelle wird zunehmend auch von 
Regierungen genutzt, um ihre Souveränität im di-
gitalen Raum auszubauen. Auf der internationalen 
Ebene bedeutet dies, dass einige Staaten einerseits 
ihre Bemühungen erhöhen, im Rahmen der ITU 
durch Reformvorschläge die institutionelle Hege-
monie des Multi-Akteurs-Ansatzes zu schmälern.16 
Andererseits nutzen sie von ihnen mitbegründete 
Foren, um für alternative Internet-Governance-
Normen und eine stärkere staatlich dominierte Re-
gulierung digitaler Problemfelder zu werben – wie 
beispielsweise die seit dem Jahr 2014 von China 
ausgerichtete Welt-Internet-Konferenz, an der zu-
nehmend ausländische Wirtschaftsvertreterinnen 

und -vertreter, jedoch kaum zivilgesellschaftliche 
Akteure teilnehmen.17

Neben diesen multilateralen Bemühungen be-
haupten Staaten ihre Selbstbestimmung im digita-
len Raum immer stärker, auch indem sie die Regu-
lierung digitalpolitischer Probleme auf der nationalen 
Ebene zu lösen suchen. Zum einen umgehen sie 

durch nationale Maßnahmen langwierige interna-
tionale Abstimmungsprozesse, wie das Beispiel des 
deutschen Netzwerkdurchsetzungsgesetzes (NetzDG) 
zum Umgang mit Falschnachrichten und Hasskri-
minalität in sozialen Netzwerken verdeutlicht.18 
Zum anderen betrifft nationale Regulierung auch 
Themen- und Politikfelder, die grundsätzlich nicht 
Gegenstand der internationalen Zusammenarbeit 
sind, wie die Industrie- und Innenpolitik. So verab-
schieden derzeit neben autoritären und semi-autori-
tären Regimen wie China, Iran und Russland auch 
demokratische Staaten wie Brasilien, Deutschland, 
und Frankreich unter dem Begriff der ›Digitalen 
Souveränität‹ Strategien, die darauf abzielen, der 
gefühlten technischen und wirtschaftlichen Über-
macht ausländischer Technologieanbieter bezie-
hungsweise Betreiber digitaler Dienste Grenzen zu 
setzen.19 Neben der Förderung bestimmter Wirt-
schaftszweige bestehen diese Strategien vor allem in 
sicherheits- und bildungspolitischen Maßnahmen 
und in einigen Ländern auch in einer stärkeren Re-
gulierung des Umgangs mit Daten und Informati-
onen auf digitalen Plattformen. 

Die internationale Zusammenarbeit wird 
auf die Probe gestellt 

Die Zunahme an parallel laufenden internationa-
len Abstimmungsverfahren sowie die wachsende 
Bedeutung nationaler Digitalpolitik tragen ohne 

Die Diskussion um die Relevanz des IGF wird 
von Regierungen genutzt, um ihre Souverä
nität im digitalen Raum auszubauen.

15  Francesca Musiani/Julia Pohle, NETmundial: Only a Landmark Event if ›Digital Cold War‹ Rhetoric Abandoned, Internet Policy Review, 3. Jg, 
1/2014, S. 1–9.

16  Severine Arsène, The Impact of China on Global Internet Governance in an Era of Privatized Control, Chinese Internet Research Conference, 2012, 
Los Angeles. 

17  Julien Nocetti, Contest and Conquest: Russia and Global Internet Governance, International Affairs Nr. 91, 2015; Daniel Voelsen, Risse im 
Fundament des Internets: Die Zukunft der Netz-Infrastruktur und die globale Internet Governance, SWP-Studie 12, Berlin 2019.

18  Rafael S. Goldzweig u.a., Beyond Regulation: Approaching the Challenges of the new Media Environment, Dahrendorf Forum IV, Berlin 2018. 
19  Julia Pohle/Julius Lang, Digitale Souveränität als Frage der Selbstbestimmung im digitalen Raum, DGVN-Debatten-Blog, 2.7.2019, dgvn.de/

meldung/digitale-souveraenitaet-als-frage-der-selbstbestimmung-im-digitalen-raum
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Zweifel zum Bedeutungsverlust der internationa-
len Zusammenarbeit in diesem Bereich bei. Die 
Fragmentierung der Koordinations- und Aushand-
lungsverfahren hat den Effekt, dass das Verbindende 
beziehungsweise die Verbindlichkeit der Gemein-
schaft derer, die sich auf der globalen Ebene in In-
ternet-Governance-Prozesse einbringen, zurück-
geht. Die kaum überblickbare Vielfalt und Gleich- 
zeitigkeit der Prozesse, die häufig thematische und 
personelle Überschneidungen aufweisen, führen 
zudem dazu, dass das IGF seinen Charakter als ge-
meinsame globale Großveranstaltung zunehmend 
verliert. Damit büßen auch die UN, die gemein-
sam mit den gastgebenden Staaten als Organisa-
toren des IGFs fungieren, immer mehr ihre aktu-
elle Rolle im Institutionengefüge der Internet 
Governance ein. 

Zur Herausforderung wird dieser Verlust von 
Einflussmöglichkeiten auch dadurch, dass die 
Reichweite, Komplexität und Dringlichkeit der un-
ter Internet Governance gefassten Problemfelder 
aufgrund der digitalen Transformation in den letz-
ten Jahren rasant zugenommen haben. Denn durch 
die umfassende Digitalisierung immer weiterer ge-
sellschaftlicher, politischer und wirtschaftlicher 
Bereiche werden die digitalpolitischen Fragen der 
Internet Governance immer mehr von einem politi-
schen Randgebiet zu einem Querschnittsthema, 
das fast alle existierenden Politikfelder betrifft: der 
Umgang mit digitalen Daten und Informationen, 
digitalen Plattformen und Infrastrukturen, Zensur 

beziehungsweise Desinformation und Hetze, künst-
licher Intelligenz und großen Datenmengen und 
anderen Themen sind heute regulatorische Fragen, 
deren Relevanz von der Gesundheits- bis hin zur 
Verkehrs- und Verteidigungspolitik reicht. Sie ge-
hen dabei weit über das Internet als digitale Infra-
struktur hinaus und betreffen gleichermaßen die 
aktuelle Wirtschaftsordnung wie auch die Funda-
mente unserer demokratischen Grundordnung. Es 
ist daher wenig überraschend, dass immer mehr Re-
gierungen nationale Regelsetzung und Strategien 
den langwierigen, oft ergebnislosen Multi-Akteurs-
Prozessen oder internationalen Aushandlungen vor-
ziehen. 

Gleichzeitig wird gerade aufgrund der zuneh-
menden Fragmentierung des digitalpolitischen Re-
gelwerks die globale Zusammenarbeit wichtiger 
denn je. Nur die Diskussion, Koordination und 
Abstimmung auf der internationalen Ebene kann 
einen wirksamen Gegenpol zu dem wachsenden di-
gitalen Protektionismus und den digitalen Souve-
ränitätsbestrebungen einiger Staaten sowie deren 
Auswirkungen auf das Internet als zentrale Infra-
struktur der globalen Digitalisierung darstellen. 
Die Wichtigkeit wurde während des letztjährigen 
IGFs in Paris von Frankreichs Präsident Emmanuel 
Macron in seiner Eröffnungsrede20 thematisiert 
und wird sicherlich auch in diesem Jahr von der 
Bundesregierung betont werden. Sie bestimmte zu-
dem auch den Grundtenor des kürzlich veröffent-
lichten Abschlussberichts der Hochrangige Gruppe 
für digitale Zusammenarbeit (High-level Panel on 
Digital Cooperation) – einem weiteren vom UN-
Generalsekretär mandatierten Multi-Akteurs-Gre-
miums, neue Möglichkeiten der internationalen 
Kooperation im Digitalbereich zu erarbeiten.21 Ei-
ner der von dem Panel vorgeschlagenen Mechanis-
men sieht eine institutionelle Erweiterung des IGFs 
vor, sodass dieses eine stärkere koordinierende 
Rolle als Beobachter von und Vermittler zwischen 
bestehenden Gremien und Institutionen einnimmt 
und darüber hinaus konkrete Regulierungsvor-
schläge entwickeln und vorlegen kann. Ob dieser 
konstruktive Vorschlag auch die Debatte des dies-
jährigen IGFs in Berlin prägt, wird davon abhän-
gen, wie sich die Bundesregierung als Gastgeberin 
zur Rolle des IGFs und der Vereinten Nationen im 
Institutionengefüge der Internet Governance äu-
ßern wird. Eine Unterstützung des Vorschlags ei-
nes erweiterten IGFs wäre auf jeden Fall zu be- 
grüßen.

English Abstract
Dr. Julia Pohle
Is the Internet Governance Forum Losing its Relevance?   pp. 201–206

In November 2019, Germany will host the world’s largest conference on 
global internet governance: the United Nations Internet Governance Forum 
(IGF). This contribution reviews the IGF’s achievements and shortcomings 
as well as the conflicts that have marked its 13-year history. It further 
analyzes the ongoing criticism of the multi-stakeholder forum. In light of 
an increasingly fragmented regulatory framework for the global internet in 
addition to more and more countries striving for digital sovereignty, the 
IGF’s and UN’s roles to mediate and coordinate international cooperation 
in the field of internet governance are contested. 

Keywords:  Deutsche UN-Politik, Digitalisierung, Internet Internet Governance 
Forum (IGF), Digitalization, German UN policy

20  Speech by M. Emmanuel Macron, President of the Republic at the Internet Governance Forum, Paris 2018, www.elysee.fr/en/emmanuel- 
macron/2018/11/12/speech-by-m-emmanuel-macron-president-of-the-republic-at-the-internet-governance-forum

21  Report of the UN Secretary-General’s High-level Panel on Digital Cooperation, The Age of Digital Interdependence, New York 2019, abrufbar unter 
www.un.org/en/pdfs/DigitalCooperation-report-for%20web.pdf
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Künstliche Intelligenz  
nachhaltig entwickeln
Künstliche Intelligenz (KI) ist in den internationalen Beziehungen ein wichtiges Thema geworden.  
Für die Debatte um KI birgt das Konzept der nachhaltigen Entwicklung ein großes Potenzial. Mit 
Fragen zur Anwendung, Regulierung und Schaffung von Infrastrukturen für KI müssen sich die 
Vereinten Nationen auseinandersetzen.

lecommunication Union – ITU) statt. Dieser will 
eine internationale Plattform für die positiven Po-
tenziale von KI-Technologien sein und die Vernet-
zung zwischen den Vereinten Nationen und an
deren Akteuren fördern. Wenn jedoch KI-Tech- 
nologien im Herbst in Genf debattiert werden, dreht 
sich alles um tödliche autonome Waffensysteme 
(Lethal Autonomous Weapon Systems – LAWS). 
Dieses Thema wird innerhalb des Übereinkom-
mens über das Verbot oder die Beschränkung des 
Einsatzes bestimmter konventioneller Waffen, die 
übermäßige Leiden verursachen oder unterschieds-
los wirken können, von den Mitgliedstaaten dis-
kutiert. Definitionen, Regulierungen und Verbote 
stehen dabei im Mittelpunkt. Wenn man die Dis- 
kussionen vergleicht, mag es paradox erscheinen, 
dass es sich hierbei um die gleichen Technologien 
handelt: einerseits eine App, die Augenkrankhei-
ten erkennen kann und so Menschen ohne Zu-
gang zu einer Gesundheitsversorgung das Au-
genlicht retten kann, andererseits LAWS 
(›Killerroboter‹), die ohne menschliches Zutun Le-
ben auslöschen können. 

Die Bedeutung von KI

Was bedeutet also künstliche Intelligenz und wie 
kann sie die Grundlage so vieler verschiedener Ent-
wicklungen sein? Der Begriff der künstlichen Intel-
ligenz wurde in einem Drittmittelantrag an die 
Rockefeller-Stiftung zur Förderung eines For-
schungsseminars im Jahr 1956 geprägt. Nachdem 
der Begriff KI erstmalig fällt, heißt es, dass die ange-
dachte Studie »auf der Grundlage der Vermutung 

D as Thema künstliche Intelligenz (KI, Artifi-
cial Intelligence – AI) steht sowohl national 
als auch international mittlerweile weit oben 

auf der Agenda. Verschiedene Staaten haben KI-
Strategien verabschiedet, nicht selten mit dem Ziel, 
die weltweite Führung in diesem Bereich zu über-
nehmen. Daher wird einerseits von einem neuen 
Wettrennen um die Technologievorherschafft ge-
sprochen1, andererseits haben die Vereinten Natio-
nen einige Potenziale längst entdeckt und treiben 
mit KI-Technologien neue Anwendungen für die 
Entwicklungs- und Katastrophenhilfe voran. Wenn 
KI tatsächlich das Potenzial zukommt, Bestandteil 
einer vierten industriellen Revolution zu sein, wer-
den diese Technologien auch Einfluss auf internati-
onale Organisationen und die internationalen Be-
ziehungen haben. 

Die ersten Einflüsse deuten sich bereits jetzt an. 
Wie man die Veränderungen durch KI im UN-
Kontext wahrnimmt, hängt davon ab, zu welchem 
Zeitpunkt man zum Amtssitz der Vereinten Natio-
nen nach Genf kommt: Im Frühling findet seit dem 
Jahr 2016 jährlich der Weltgipfel ›AI for Good‹ der 
Internationalen Fernmeldeunion (International Te-
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   1  John R. Allen/Amir Husain, The Next Space Race is Artificial Intelligence, Foreign Policy, 3.11.2017, foreignpolicy.com/2017/11/03/the-next-
space-race-is-artificial-intelligence-and-america-is-losing-to-china/
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durchgeführt werden [soll], dass […] jedes […] 
Merkmal der Intelligenz prinzipiell so genau be-
schrieben werden kann, dass eine Maschine zur 
Simulation hergestellt werden kann. Es wird ver-
sucht, herauszufinden, wie man Maschinen dazu 
bringen kann, Sprache zu benutzen, Abstraktionen 
und Konzepte zu bilden, Arten von Problemen zu 
lösen, die heute dem Menschen vorbehalten sind 
und sich selbst zu verbessern.«2

Aus dieser Definition lassen sich noch heute wich-
tige Erkenntnisse für ein Verständnis von KI ablei-
ten. KI ist eher eine Forschungsfrage, die ein Feld 
definiert. Dementsprechend bezeichnet KI nicht 
eine einzelne Technologie, sondern vielmehr ein 
ganzes Bündel von Technologien beziehungsweise 
Systemen, die selbstständig komplexe Aufgaben lö-
sen.3 Der Fortschritt, der in unserer heutigen Zeit 
viele neue Anwendungsmöglichkeiten schafft, basiert 
wesentlich auf Technologien des maschinellen Ler-
nens. Durch Verbesserungen der KI-Systeme und 
mehr Rechen- und Speicherkapazitäten können 
sogenannte künstliche neuronale Netze durch Da-
ten so trainiert werden, dass sie selbstständig Auf-
gaben durchführen können, wie etwa bestimmte 

Muster in Bildern zu erkennen. Die entsprechenden 
Modelle werden mit annotierten Daten trainiert, 
sodass sie sich nach einem Versuch des Aufgaben-
lösens von selbst rekalibrieren und sich so einer 
besseren Lösung langsam annähern. In diesem Sin-
ne ›lernen‹ die Systeme.4

Was ist nun aber die besondere Herausforde-
rung von KI, die sie für die internationalen Bezie-
hungen relevant macht? Zunächst handelt es sich 
um eine Querschnittstechnologie.5 Das bedeutet, 
dass sie zweckoffen in ganz unterschiedlichen Be-
reichen eingesetzt werden kann und dabei jeweils 
verschiedene Möglichkeiten für Innovationen bie-
tet. Die bereits erwähnte Bilderkennung kann etwa 
im Katastrophenschutz benutzt werden, um auf 
Satellitenbildern zerstörte Dörfer zu identifizieren, 
und so helfen, Hilfseinsätze zu koordinieren. Gleich-
zeitig kann die Bilderkennung aber genutzt wer-
den, um Ziele für tödliche autonome Waffensyste-
me zu sondieren. Die Liste möglicher Anwendungen 
ist bisher nicht abgeschlossen, sie reicht metapho-
risch gesprochen von digitalen autonomen Schwer-
tern zu Pflugscharen. Ähnlich wie bei der Entwick-
lung des Internets und der Erfindung sozialer Medien 
ist es durchaus möglich, dass bereits bestehenden 
Technologien Anwendungsmöglichkeiten innewoh-
nen, die man bisher noch nicht entdeckt und aus-
gelotet hat. Nicht nur die technische Entwicklung, 
auch die soziale Einbettung von Technologien ist 
daher von besonderer Bedeutung. 

Unter welchen Vorzeichen soll man über diese 
Einbettung von KI als neu auftretende Technologie 
nachdenken? Im Rahmen der Vereinten Nationen 
liegt es nahe, KI zur Erfüllung der Ziele für nach-
haltige Entwicklung (Sustainable Development 
Goals – SDGs) einzusetzen. Gleichzeitig kann man 
den Nachhaltigkeitsgedanken in seinen verschiede-
nen Dimensionen auf die Entwicklung von KI als 
Bündel verschiedener Technologien und ihrer gene-
rellen Anwendung projizieren. 

Globale Erfassung einer 
Querschnittstechnologie

Analysiert man die Themenlandkarte einer Quer-
schnittstechnologie aus der globalen Perspektive, 
so gibt es kaum eine Entwicklung, die keine Rele-

Künstliche Intelligenz nachhaltig entwickeln  |  Djeffal

   2  John McCarthy u.a., A Proposal for the Dartmouth Summer Research Project on Artificial Intelligence, 31.8.1955, www-formal.stanford.edu/jmc/
history/dartmouth/dartmouth.html. Diese Übersetzung wurde von einem KI-System angefertigt, siehe www.deepl.com 

   3  Urs Gasser/Virgilio A.F. Almeida, A Layered Model for AI Governance, IEEE Internet Computing, 21. Jg., 6/2017, S. 58–62; zu einer allgemeinen 
Arbeitsdefinition siehe Klaus Mainzer, Künstliche Intelligenz – Wann übernehmen die Maschinen?, Berlin/Heidelberg 2019, S. 3.

   4  Eine grundsätzliche Einführung in dieses und andere Verfahren bieten Stuart Russell/Peter Norvig/Frank Kirchner, Künstliche Intelligenz, 3. Aufl., 
München/Harlow/Amsterdam 2012, S. 809.

   5  Christian Djeffal, Künstliche Intelligenz in der öffentlichen Verwaltung, Berichte des NEGZ, 3/2018, S. 1 und 9ff.

Die stellvertretende UN-Generalsekretärin Amina Mohammed interagiert mit Sophia, 
einem Roboter. Sophia beantwortete während der Sitzung des ECOSOCs und des 
Zweiten Ausschusses der UN-Generalversammlung im Oktober 2017 die Fragen der 
Teilnehmenden zum Thema technische Entwicklung.    UN PHOTO: MANUEL ELIAS
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Das sichtbarste Thema im Bereich KI und  
Vereinte Nationen ist die Diskussion über töd-
liche autonome Waffensysteme.

vanz für die Vereinten Nationen besitzt. Weil es je-
denfalls bisher keine allgemein abgestimmte Agenda 
in diesem Bereich gibt, verteilen sich Aktivitäten 
quer über UN-Organisationen und Ebenen und 
sprießen manchmal wie Pilze aus dem Boden. Erst 
kürzlich führte die ITU eine Befragung durch und 
veröffentlichte darauf aufbauend einen Bericht, der 
Hinweise auf Entwicklungen in verschiedenen 
UN-Organisationen gibt.6 Wie in Regierungen und 
Verwaltungen können Interventionen der Verein-
ten Nationen ganz unterschiedliche Zielrichtungen 
haben. Sie können Technologie regulieren oder zu-
mindest die Agenda im Umgang mit der Technolo-
gie festlegen. Sie können jene auch selbst für ihre 
Arbeit anwenden. Ferner können internationale Or-
ganisationen verschiedengeartete Infrastrukturen 
zur Verfügung stellen.

Regulierung und Agendasetzung

Das vielleicht sichtbarste Thema im Bereich KI und 
Vereinte Nationen ist die Diskussion über LAWS. 
Diese neuen Entwicklungen begannen im Wesent-
lichen im Jahr 2013 und wurden bis zum Jahr 2016 
von Fachleuten diskutiert. Ein Jahr später wurde 
eine Gruppe von Regierungssachverständigen ge-
gründet, die sich seither mit diesen Waffensyste-
men auseinandersetzt. Das kontrovers diskutierte 
Thema ist bei den UN insbesondere beim Büro der 
Vereinten Nationen für Abrüstungsfragen (United 
Nations Office for Disarmament Affairs – UNODA) 
und am Institut der Vereinten Nationen für Abrüs-
tungsforschung (United Nations Institute for Dis-
armament Research – UNIDIR) angesiedelt.7

Daneben gibt es viele andere Initiativen hinsicht-
lich der Agendasetzung und Regelbildung im KI-
Bereich. So beschäftigt sich etwa die Internationale 
Arbeitsorganisation (International Labour Orga-
nisation – ILO) mit den Auswirkungen von KI auf 
Arbeitsprofile, Ungleichheit und den Arbeitsmarkt. 
Die ILO berät Regierungen und unterstützt insbe-
sondere durch Wissenstransfer und bei nationalen 
Strategieentwicklungen. Die UN-Wirtschaftskom-
mission für Europa (UN Economic Commission 
for Europe – UNECE) hat ein Mandat für die Har-
monisierung von Kraftfahrzeugregulierungen und 
widmet sich automatischen, autonomen und ver-
netzten Fahrzeugen. Die Organisation der Verein-

ten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und 
Kultur (United Nations Educational, Scientific and 
Cultural Organization – UNESCO) hat sich mit 
Fragen von künstlicher Intelligenz und Ethik ausei-
nandergesetzt und erwägt das Verfassen von nor-
mativen Leitlinien.8 Die ›Puls der Welt‹-Initiative 

(UN Global Pulse) hat für eigene Projekte Grund-
sätze für Datenschutz und IT-Sicherheit formu-
liert.9 Sie wurde im Jahr 2009 von UN-General-
sekretär Ban Ki-moon gegründet und nutzt im 
Wesentlichen neue datengetriebene Technologien, 
um Technikentwicklungen für den Bereich Ent-
wicklungshilfe und Katastrophenhilfe voranzu-
treiben. Hier liegt ein Fall der Regelsetzung für 
eigene Aktivitäten vor, denn die UN beobachten 
und regulieren nicht nur, sie sind auch ein eigen-
ständiger Akteur. 

Anwendung

Ein bisher wenig beleuchteter Aspekt künstlicher 
Intelligenz ist ihr transformatives Potenzial für in-
ternationale Organisationen im Allgemeinen und 
für die Vereinten Nationen im Speziellen. Bereits 
im Bereich nationaler öffentlicher Verwaltungen 
gibt es zahlreiche Anwendungsmöglichkeiten für 
KI.10 Darüber hinaus gibt es einige Anwendungen, 
die für internationale Organisationen und insbe-
sondere für die UN von Bedeutung sind.

Im Rahmen öffentlicher Verwaltungen kommen 
KI-Systeme bisher im Bereich der Massenverwal-
tung zum Einsatz, vor allem, wenn es darum geht, 
wiederholende Tätigkeiten zu automatisieren oder 
Muster zu erkennen, die für Menschen so nicht er-
schließbar sind. Ein Beispiel für derartige Tätigkei-
ten sind Auskünfte, die oft standardisiert erledigt 
werden können. Für diese Fälle werden oftmals 
›Chatbots‹ programmiert, also Konversationspro-

   6  ITU, United Nations Activities on Artificial Intelligence (AI), Genf 2018, www.itu.int/dms_pub/itu-s/opb/gen/S-GEN-UNACT-2018-1-PDF-E.pdf
   7  Autonomous Weapons that Kill Must Be Banned, Insists UN Chief, 25.3.2019, news.un.org/en/story/2019/03/1035381
   8  ITU, United Nations Activities on Artificial Intelligence, a.a.O. (Anm. 6), S. 28.
   9  United Nations Global Pulse, Data Privacy, www.unglobalpulse.org/Privacy
10  Djeffal, Künstliche Intelligenz in der öffentlichen Verwaltung, a.a.O. (Anm. 5); Hermann Hill, Was bedeutet Künstliche Intelligenz (KI) für die 

öffentliche Verwaltung?, Verwaltung und Management (VM), 24. Jg, 6/2018, S. 287.
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gramme, die Standardauskünfte rund um die Uhr 
erteilen können und so das Personal entlasten. Ein 
öffentliches Experiment im Bereich der Vereinten 
Nationen ist der ›Act Now‹-Bot11, der Nutzer zu 
nachhaltigem Verhalten anregen soll. Im Rahmen 
der ITU wird eine Suchmaschine für organisati-
onsinterne Fragen getestet. Die Internationale Zi-

villuftfahrt-Organisation (International Civil Avi-
ation Organization – ICAO) entwickelt gerade ein 
neuronales Netz, das betreffende Dokumente er-
fassen kann und einfache Fragen dazu beantwor-
tet.12 Im gleichen Kontext entwickelt sie eine Such-
maschine, die Fragen über interne Verwaltungs- 
themen beantworten kann.

Besonders wichtig für die Vereinten Nationen 
sind Transkriptions- und Übersetzungssysteme. Auf-
grund der vielen gesprochenen Sprachen und der 
verschiedenen Amts- und Arbeitssprachen entsteht 
den UN ein erheblicher Übersetzungsaufwand. Wäh-
rend zahlreicher UN-Konferenzen läuft mittlerweile 
eine Transkriptionssoftware mit der Bildübertra-
gung, die in Echtzeit das Gesprochene in engli-
scher Sprache verschriftlicht und so Gehörlosen die 
aktive Teilnahme an den Sitzungen ermöglicht. Die 
meisten Übersetzungsbüros arbeiten bereits mit 
KI-Systemen für Rohübersetzungen. Insbesondere 
ein System der Weltorganisation für geistiges Eigen-
tum (World Intellectual Property Organization – 
WIPO) erfreut sich wachsender Beliebtheit. Es ist 
auf Übersetzungen von Dokumenten von internati-
onalen Organisationen spezialisiert und erreicht in 
diesem Kontext die besten Ergebnisse.13

Infrastruktur

Wie die öffentliche Verwaltung auf nationaler Ebe-
ne, können internationale Organisationen dazu bei-

tragen, dass die Infrastruktur für die Anwendung 
neuer Technologien geschaffen wird. Was künstli-
che Intelligenz angeht, gibt es im Rahmen der Ver-
einten Nationen allgemeine Initiativen, aber auch 
solche mit einem spezifischen Entwicklungshilfe-
bezug. Das Projekt ›GRID3‹ des Bevölkerungs-
fonds der Vereinten Nationen (United Nations Po-
pulations Fund – UNFPA) stellt Staaten mit 
geringem und mittlerem Einkommen eine georefe-
renzierte Dateninfrastruktur zur Verfügung, um 
Analysen durch KI-Werkzeuge zu ermöglichen. 
Mit Hilfe von Datenanalysen können in vielen Fäl-
len bessere Erkenntnisse, eine Kartierung der Infra- 
und Siedlungsstruktur und der Bevölkerungsver-
teilung gewonnen werden.14

Mehrere Organisationen haben sich den Aufbau 
von Fähigkeiten im KI-Bereich zur Aufgabe ge-
macht. Die UNESCO etwa fördert dies über ein 
Netzwerk von Stiftungslehrstühlen, gezielten Akti-
vitäten und der Gründung von Innovationslabo-
ren.15 Letztere deuteten darauf hin, dass sich die 
internationalen Organisationen selbst wandeln. In 
vielen Bereichen werden Projekte nicht nur durch 
Partnerschaften vorangetrieben, sondern es bilden 
sich Einheiten, die eigene Technikentwicklungen vo-
rantreiben. Das prominenteste Beispiel ist ›Global 
Pulse‹. Während einige Fachleute Entwicklungen 
direkt aus den UN heraus betreiben, hat die Initia-
tive drei Innovationslabore gegründet, die in Kam-
pala, Jakarta und New York unter Einbeziehung 
von Akteuren aus Wissenschaft, Regierungen, in-
ternationalen Organisationen, Wirtschaft und Zi-
vilgesellschaft operieren. Das Welternährungspro-
gramm (World Food Programme – WFP) betreibt 
seit Jahren ein Innovationslabor in München. Auch 
diese organisatorischen Einrichtungen können als 
Teil einer Infrastruktur zur Technologieentwick-
lung verstanden werden. Eine weitere wichtige Vo-
raussetzung für den nachhaltigen Einsatz von KI 
sind entsprechende Standards, die meist transnati-
onal angelegt sind. Hier können internationale Or-
ganisationen eine wichtige Rolle spielen. Die ITU 
hat gemeinsam mit der Weltgesundheitsorganisation 
(World Health Organization – WHO) die Fokus-
gruppe ›AI4Health‹ gegründet, die einen Standard 
für KI-Lösungen im Gesundheitsbereich entwi-
ckelt und sich um ein Testumfeld kümmert, das die 
Evaluation der KI-Systeme ermöglicht.16
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Mehrere Organisationen haben sich  
den Aufbau von Fähigkeiten im  
KI-Bereich zur Aufgabe gemacht.

11  ›Act Now‹-Bot, www.un.org/en/actnow/ 	
12  ITU, United Nations Activities on Artificial Intelligence, a.a.O. (Anm. 6), S. 11.
13  Daneben bietet die WIPO eine Übersetzungsmaschine für Patente an, siehe patentscope.wipo.int/translate/translate.jsf
14  Nähere Informationen unter grid3.org/
15  ITU, United Nations Activities on Artificial Intelligence, a.a.O. (Anm. 6), S. 29.
16  Eine Beschreibung findet sich unter Marcel Salathé u.a., Focus Group on Artificial Intelligence for Health, www.itu.int/en/ITU-T/focusgroups/

ai4h/Documents/FG-AI4H_Whitepaper.pdf
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Nachhaltige KI-Entwicklung

Für neu auftretende Technologien stellt sich immer 
die Frage, unter welchem Blickwinkel sie betrach-
tet werden sollen. Geht es um KI und Politik, um 
KI und Ethik oder um Menschenrechte? Die Wahl 
des Rahmens ist sehr wichtig, weil sie die Fragen 
bestimmt, die wir an die Technologie stellen. Wei-
tere Innovationen und Entwicklungen werden durch 
die Rahmung der Technologie beeinflusst. Wie be-
reits gezeigt, können internationale Organisationen 
durch Regulierung und Agendasetzung eigene An-
wendungs- und Innovationstätigkeiten sowie durch 
das Zurverfügungstellen von Infrastruktur aktiv 
werden. Die Vereinten Nationen können die weite-
re Technologieentwicklung dadurch begleiten, dass 
sie einen Rahmen etablieren. In diesem Sinne könn-
te man eine nachhaltige KI-Entwicklung dauerhaft 
verankern.17

Mehr als nur Erreichung der SDGs

Der erste Gedanke ist dabei, wie KI-Anwendungen 
dazu beitragen können, die SDGs zu erreichen. 
Tatsächlich wird bereits viel in diese Richtung ge-
forscht und gearbeitet. Die Potenziale eines Leitbil-
des der nachhaltigen KI-Entwicklung gehen dabei 
aber weit über die Frage der SDG-Erreichung hin-
aus. Auf unterschiedlichen Ebenen könnte eine 
nachhaltige KI-Entwicklung zum Leitbild werden. 
Konkrete Entwicklungsprojekte könnten auch auf 
ihre Vereinbarkeit mit den SDGs geprüft werden, 
sodass die SDGs nicht nur Ziele sondern auch 
Maßstäbe werden, denn das Konzept der Nachhal-
tigkeit umfasst Aspekte, die bisher im KI-Diskurs 
nur in Ansätzen berührt werden. Ein Punkt sind 
dabei Umwelt- und Ressourcenfragen. Während 
sich Forschungs- und Entwicklungsprojekte in die-
sem Bereich gerade über großzügige Unterstützun-
gen und Finanzierungen freuen können, gelten 
Umweltverträglichkeit und Ressourcenschonung 
eher als Randthemen.18 Im Kontext der nachhalti-
gen Entwicklung stehen hingegen Fragen von Um-
welt und Ressourcen traditionell im Mittelpunkt 
der Diskussion. Anders als viele Ansätze im KI-
Bereich adressiert der Diskurs über nachhaltige 
Entwicklung aber ausdrücklich die Möglichkeit ei-
ner Steuerung auf globaler Ebene.19 Somit beschäf-
tigt sich der Prozess der nachhaltigen Entwicklung 
nicht nur mit bestimmten Zielen, sondern zusätzlich 

mit der Frage, wie sie erreicht werden können. 
Wenn diese Fragen gewisse Schwierigkeiten und 
Konflikte mit sich bringen, so könnte man auf glo-
baler Ebene bestimmte Fragestellungen von KI 
prominent und inklusiv adressieren.

Neue Aspekte durch nachhaltige Entwicklung

Ein Aspekt der nachhaltigen Entwicklung ist die 
Inklusivität des Prozesses. Nachhaltige Entwick-
lung bezieht sich auf alle Staaten der Erde und 
nicht nur auf einen bestimmten Bereich. Neben po-
litischen Rechten betont die nachhaltige Entwick-
lung außerdem soziale Rechte. Bereits das globale 
Konzept vermittelt zwischen natürlichen Span-
nungsverhältnissen wie Individual- und Kollektiv- 
interessen oder Ressourcenwahrung und techni-
schem Fortschritt. Kein Belang genießt grundsätz-
lich Vorrang, es fließen alle in das Konzept mit ein. 
So stehen neben politischen individuellen Freiheits-
rechten Gruppen- und Teilhaberechte, die auf aktive 
Verwirklichung ausgerichtet sind. Wichtig ist zu-

dem die Adressierung von Gerechtigkeitsfragen im 
Hinblick auf Ressourcen. Gerade Fragen aus dieser 
Perspektive sind im Moment noch nicht gelöst. Im 
Bereich von überwachtem Lernen, wenn also KI-
Systeme durch annotierte Daten auf bestimmte 
Ziele hin trainiert werden, sind die Daten zumeist 
menschlich bearbeitet worden. Viele Projekte nut-
zen dazu günstige Arbeitskräfte aus dem globalen 
Süden, die über sogenannte ›Gig-Economy‹-Platt
formen in selbstständiger Arbeit KI-Systeme durch 
Annotation von Daten trainieren. Im Falle der er-
folgreichen Entwicklung des Systems tragen die 
Datenproduzenten dazu bei, dass gerade ihre Fä-
higkeit überflüssig wird. Gleichzeitig werden sie 
nicht an der eigentlichen Wertschöpfung beteiligt. 
Was durch ›Gig-Economy‹-Plattformen im Nord-
Süd-Kontext problematisch ist, kann genauso Ärz-

17  Christian Djeffal, Sustainable Development of Artificial Intelligence (SAID), Global Solutions Journal, 2. Jg., 4/2019, S. 186.
18  Eine Problematisierung aus der KI-Forschungslandschaft mit Lösungsvorschlag findet sich zum Beispiel hier: Roy Schwartz u.a., Green AI, arXiv, 

13.8.2019, arxiv.org/abs/1907.10597
19  Stefan Wurster u.a., Institutionelle Voraussetzungen nachhaltiger Politikgestaltung, Zeitschrift für Politik (ZfP), 62. Jg., 2/2015, S. 177.

Die Vereinten Nationen können der 
Technologieentwicklung einen Rahmen  
bieten.
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te bei der Diagnose von Krankheiten durch KI oder 
Musiker betreffen, wenn die KI in der Lage ist, ei-
genständig Musik zu komponieren. Gerade aus der 
Perspektive der Nachhaltigkeit sollten hier sowohl 
der technische und ökonomische Fortschritt als auch 
Gerechtigkeitsfragen berücksichtigt werden. Darun-

ter fällt die Frage eines Wissens- und Erfahrungs-
austauschs. Wenn KI-Technologien als Querschnitts- 
und Schlüsseltechnologien tatsächlich weiterhin 
Innovationen ermöglichen und so technischen, so-
zialen, wissenschaftlichen und wirtschaftlichen 
Fortschritt vorantreiben, liegt in einer Ausrichtung 
am Prinzip der nachhaltigen KI-Entwicklung gro-
ßes Potenzial.

Wohin geht die Reise?

Seit dem Jahr 2018 scheint sich der Wind in Sachen 
KI- und Digitalisierungspolitik etwas zu drehen. 
Es geht nicht mehr nur um Technologieführerschaft, 
sondern zunehmend um Kooperation und Zusam-

menarbeit. Nicht nur die deutschen und anderen 
europäischen KI-Strategien betonen Kooperation 
sowie ethische, rechtliche und soziale Aspekte des 
Themas. Die deutsche KI-Strategie etwa enthält ein 
eigenes Kapitel zu Aktivitäten der Vernetzung.20 
Dabei nimmt die Bundesregierung einerseits die 
Europäische Union (EU) und darüber hinaus noch 
»international führende Regionen und Wirtschafts
räume« in den Blick. Sie adressiert den »Aufbau 
von Kapazitäten und Wissen zu KI in Entwicklungs-
ländern im Rahmen der wirtschaftlichen Zusam-
menarbeit, damit dort die wirtschaftlichen, gesell-
schaftlichen und sozialen Chancen genutzt werden 
können.«21 Damit spricht die Bundesregierung die 
Entwicklungshilfe ausdrücklich an. Wenn sich die-
ser Trend zur internationalen Vernetzung tatsäch-
lich fortsetzt, wird sich früher oder später die Fra-
ge stellen, wie alle diese Strategien koordiniert 
werden sollen. Soll es eine Strategie der Strategien 
geben? 

Die Idee einer nachhaltigen KI-Entwicklung 
weist in diese Richtung und könnte diese Funktion 
erfüllen. Dabei soll nicht verschwiegen werden, 
dass der gesamte Prozess der nachhaltigen Ent-
wicklung in den UN seine eigenen Schwierigkeiten 
hat und Probleme und Konflikte aufwirft. Manche 
dieser Konflikte adressieren aber gerade die Fra-
gen, die im Falle von neu auftretenden Technolo
gien und ihren sozialen Folgen adressiert werden 
müssen. Gerade vor dem Hintergrund, dass KI und 
nachhaltige Entwicklung bereits an vielen Stellen 
zusammengebracht werden, sollte dieser Zusam-
menhang umfassend und tiefergehend ergründet 
werden. Eine solche Rahmung hilft uns zu verste-
hen, um welche Fragen es in Sachen Digitalisie-
rungspolitik tatsächlich geht. Denn bereits in einem 
frühen Stadium der Anwendung von KI-Technolo-
gien stellt sich heraus, dass hier alles andere als tri-
viale Fragen angesprochen werden, wenn schon 
heute auf der Agenda steht: Bauen wir digitale und 
autonome Schwerter oder Pflugscharen?

Es geht nicht nur um Technologie-
führerschaft, sondern zunehmend um 
Kooperation und Zusammenarbeit.

English Abstract
Dr. Christian Djeffal 
The Sustainable Development of Artificial Intelligence   pp. 207–212

Artificial Intelligence (AI) has become a major issue in international 
relations. As a general-purpose technology, it is considered both as promise 
and a threat. States and international organizations can use AI to further 
humanitarian and development purposes. At the same time, it can be 
applied for lethal autonomous weapon systems. Consequently, a rule is 
needed to govern AI for the common benefit. AI unfolds an enormous 
potential for sustainable development. The United Nations can influence 
that process by regulating and using AI. At the same time, the UN can also 
provide parts of the infrastructure for a sustainable AI development.

Keywords:  Digitalisierung, Künstliche Intelligenz (KI), nachhaltige Entwick-
lung, Artificial Intelligence (AI), digitalization, sustainable development 

20  Die Bundesregierung, Strategie Künstliche Intelligenz der Bundesregierung, Kapitel 3.11, www.ki-strategie-deutschland.de/home.html 
21  Ebd., S. 43.
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Den 
Menschen-
rechts-
organen 
droht der 
finanzielle 
Tod. 

Dr. Silke Voß-Kyeck, geb. 1968, beobachtet und analysiert für das Forum Menschenrechte die politi-
schen Entwicklungen im UN-Menschenrechtsrat (HRC). Von der erneuten deutschen Mitgliedschaft 
ab dem Jahr 2020 erwartet sie mehr als das routinierte diplomatische Geschäft, denn die Herausfor-
derungen in Genf sind groß.

Im Oktober 2019 wurde Deutschland wieder in den 
Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen (Human 
Rights Council – HRC) gewählt. Dieses Gremium 
braucht Mitgliedstaaten, die sich für eine konse-
quente Benennung von Menschenrechtsverletzun-
gen einsetzen und sich den zunehmenden Angriffen 
auf etablierte Menschenrechtsnormen und -instru-
mente entgegenstellen. Kann und will Deutschland 
solch ein Mitglied sein?

Es lohnt zunächst ein Blick auf die vorgelegten 
Wahlversprechen. Sie lesen sich routiniert und au-
genscheinlich überzeugend. Man stolpert allerdings 
über die gleichen Beschönigungen wie in den Akti-
onsplänen, auf die verwiesen wird. Auch die Chan-
cen einer zeitgleichen Mitgliedschaft im HRC und 
im UN-Sicherheitsrat möchte die Bundesregierung 
nutzen – aber wie, wenn sie etwa im Sicherheitsrat 
die Fahne für den Klimaschutz hochhält, im Men-
schenrechtsrat aber hartnäckig gegen ein Mandat zu 
den Folgen des Klimawandels für die Menschen-
rechte vorgeht?

Entscheidend sind die politischen Realitäten 
und Herausforderungen, die Deutschland im Men-
schenrechtsrat erwarten. Dies betrifft strukturell-
finanzielle Krisen gleichermaßen wie harte politi-
sche Auseinandersetzungen. Den Menschenrechts- 
vertragsorganen droht der schleichende finanzielle 
Tod, wenn nicht die Bundesregierung, die Europä-
ische Union (EU) und andere in den Budgetver-
handlungen im Fünften Ausschuss für Verwal-
tungs- und Haushaltsfragen der Generalversamm- 
lung mit allem Nachdruck für die notwendigen 
Haushaltsmittel streiten, die für das UN-Menschen-
rechtssystem ohnehin viel zu gering sind. In Bezug 
auf Menschenrechtsverletzungen in Staaten, die lan-
ge Zeit als tabu im HRC galten, können die letzten 
Ratssitzungen hingegen ermutigen. Gegen den er-
bitterten Widerstand der Philippinen zeigte das 
›kleine‹ Island diplomatische Größe und beschaffte 
eine knappe Mehrheit für eine Resolution zu die-

sem Land, die im Juni 2019 angenommen wurde. 
Island hatte schon während der HRC-Sitzung im 
März 2019 politische Opportunität unberücksich-
tigt gelassen und trug im Namen von 36 Staaten 
eine Stellungnahme zur Menschenrechtssituation 
in Saudi-Arabien vor.

Selbst China ist im Menschenrechtsrat nicht mehr 
unantastbar. Noch im Frühjahr dieses Jahres hatte 
die chinesische Delegation alles darangesetzt, Kri-
tik an der Verfolgung von Uiguren und anderen 
Minderheiten in Xinjiang zu unterbinden. Auch im 
Juni schien niemand die Initiative für eine Resolution 
übernehmen zu wollen, bis 22 westliche Staaten in 
einem gemeinsamen Brief an den senegalesischen 
Ratspräsidenten China an seine menschenrechtli-
chen Pflichten und seine Verantwortung als Rats-
mitglied erinnerten. Gleichzeitig lässt China nichts 
unversucht, etablierte Menschenrechtsstandards 
durch eigene Initiativen infrage zu stellen und eigene 
Interpretationen durch Ratsmehrheiten zu legiti-
mieren. 

Während die erwähnten Länderinitiativen das 
Potenzial für kritische Mehrheiten zeigen, dürften 
sich die Fronten damit noch verhärten. Die wachsen-
den Schwierigkeiten der EU, in Genf mit einer Stimme 
zu sprechen und entsprechend politisch gewichtig 
aufzutreten, sind wenig hilfreich. Die deutsche EU-
Präsidentschaft im zweiten Halbjahr 2020 macht 
die Aufgabe für die Bundesrepublik nicht kleiner. 

Die Stärke des Rates steht und fällt mit seiner 
Mitgliedschaft. Er ist das politische Gremium im 
UN-Menschenrechtssystem und dort konzentrie-
ren sich die zunehmenden Angriffe auf die Normen 
und Instrumente wie unter dem Brennglas. Umso 
stärker sind diejenigen gefordert, die Menschen-
rechte diplomatisch geschickt und zugleich mög-
lichst kompromisslos und unerschrocken einfor-
dern. Island hat dafür zuletzt Maßstäbe gesetzt. 
Wenn Deutschland zu diesen Mitgliedern zählen 
will, reicht ›business as usual‹ nicht aus.

›Business as usual‹ reicht nicht!

FOTO: PRIVAT
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Im Zeitalter des  
›Anti-Humanitarismus‹ 
Weltweit häufen sich Angriffe auf medizinische Nothilfe in Konfliktkontexten. Die Verantwortlichen 
verletzen das humanitäre Völkerrecht grundlegend und bleiben meist straflos. Dies ist Teil einer 
breiteren Strömung des ›Anti-Humanitarismus‹, auf die es bislang kaum Antworten gibt.

Zeit unterschiedlich geartete Angriffe auf die hu-
manitäre Hilfe zu beobachten. Sie sind Folge und 
Teil eines schwindenden Respekts für die Unver-
letzlichkeit humanitärer und medizinischer Einrich-
tungen und der zunehmenden Einschränkungen 
des ›humanitären Raums‹. Alex de Waal, Direktor 
der World Peace Foundation, spricht von »counter-
humanitarianism« und beschreibt damit »eine neue 
politische Ideologie und Herangehensweise an Kon-
flikte, die politisches und militärisches Handeln 
legitimiert, das dem menschlichen Leben gegenüber 
gleichgültig ist«1. Die Beispiele sind vielfältig und 
reichen von der Kriminalisierung der humanitären 
Seenotrettung über die Angriffe auf medizinische 
Einrichtungen in Syrien, Kamerun, Jemen oder in 
der Demokratischen Republik Kongo bis hin zur 
Politisierung der humanitären Hilfe etwa in Vene-
zuela. Eine der grausamsten Ausprägungen dieses 
›Anti-Humanitarismus‹ sind direkte gewaltsame 
Angriffe auf medizinische und humanitäre Einrich-
tungen. Weltweit sind zahlreiche Vorfälle dieser Art 
zu beobachten. 

In der Demokratischen Republik Kongo etwa 
musste Ende Februar 2019 die medizinische Arbeit 
von Ärzte ohne Grenzen in der Provinz Nord-Kivu – 
dem Epizentrum der Ebola-Epidemie – unterbro-
chen werden, nachdem ein Behandlungszentrum in 
Butembo, das mehr als 57 Patientinnen und Patien-
ten beherbergte, in Brand gesetzt wurde. 

In Südsudan wurde Mitte Juli 2018 eine Ein-
richtung von Ärzte ohne Grenzen gewaltsam ge-
plündert und ein Materialzelt in Brand gesetzt. Um 
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nicht weiter 
zu gefährden, war man gezwungen, einen Groß-
teil der medizinischen Unterstützung für geflüch-
tete Menschen und Gemeinden in dieser Region 
auszusetzen und nur noch Basisgesundheitsleis-
tungen bereitzustellen. 

Am 3. Oktober 2015 bombardierten Flugzeu-
ge der amerikanischen Streitkräfte in meh-
reren Angriffswellen ein von Ärzte ohne Gren-

zen (MSF) betriebenes Krankenhaus in Kundus. 
Durch die Angriffe starben 42 Menschen, Dutzen-
de wurden verletzt. Die Klinik war bis zum Angriff 
das einzige Zentrum für Kriegs- und Unfallchirur-
gie im Nordwesten Afghanistans, in dem kostenlose 
chirurgische Hilfe geleistet wurde. Die Position des 
Krankenhauses war allen Konfliktparteien bekannt, 
trotzdem wurde es fast vollständig zerstört. Neben 
den direkten Opfern dieses Angriffs starben in sei-
ner Folge unzählige weitere Menschen, weil sie kei-
ne oder viel zu spät medizinische Hilfe erhielten.

›Anti-Humanitarismus‹

So grausam dieses potenzielle Kriegsverbrechen 
auch war – es ist kein Einzelfall. Es sind seit einiger 
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   1  Alex de Waal (Hrsg.), Mass Starvation: The History and Future of Famine, Cambridge/Medford 2018. 
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Völkerrechtliche Grundlagen und  
›Anti-Humanitarismus‹-Facetten

Unverhältnismäßige Angriffe auf medizinische Ein-
richtungen, medizinisches Personal, Verwundete oder 
Kranke – ob Zivilpersonen oder Kämpferinnen und 
Kämpfer, die die Waffe niedergelegt haben – stellen 
einen Bruch des humanitären Völkerrechts dar. Die-
ser Teilbereich des Völkerrechts umfasst Bestim-
mungen, die in Kriegen und Konflikten den Schutz 
von Menschen, Gebäuden und Infrastruktur sowie 
der natürlichen Umwelt vor den Auswirkungen der 
Kampfhandlungen zum Ziel haben. Unter anderem 
enthält das humanitäre Völkerrecht konkrete Re-
geln zu zulässigen Mitteln und Methoden der Kriegs-
führung und zur Behandlung geschützter Personen 
wie zum Beispiel Kriegsgefangenen. Grundlegende 
Abkommen, die insbesondere Zivilpersonen schüt-
zen sollen, sind die vier Genfer Abkommen.2

In diesem Jahr 2019 jährt sich die Verabschie-
dung der Genfer Abkommen zum 70. Mal. Fast 
200 Staaten dieser Welt haben sie ratifiziert. Doch 
die gegenwärtige Bilanz ist besorgniserregend: 

Die Weltgesundheitsorganisation (World Health 
Organization – WHO) verzeichnet für das Jahr 2018 
weltweit 744 Angriffe, davon 154 Todesopfer und 
884 Verletzte. Von Januar bis Mitte Juni 2019 wur-
den bereits 440 Angriffe mit 66 Todesopfern und 
342 Verletzten erfasst.3 Die ›Safeguarding Health 
in Conflict Coalition‹ – ein Konsortium einschlägi-
ger nichtstaatlicher Organisationen (NGOs), das sich 
zahlreicher verfügbarer Datenquellen bedient – spricht 

In Kamerun mussten hundertausende Menschen 
aus den englischsprachigen Bevölkerungsteilen vor 
gewalttätigen Auseinandersetzungen zwischen Re-
gierungskräften und nichtstaatlichen bewaffneten 
Gruppen fliehen. Sie sind seitdem auf humanitäre 
Hilfe angewiesen. Angriffe auf medizinische Ein-
richtungen und Gesundheitspersonal sind inzwi-
schen systematischer Teil der Gewalt. Im Jahr 2018 
hat Ärzte ohne Grenzen 61 Angriffe auf Gesund-
heitseinrichtungen (Krankenhäuser und Rettungs-
wagen) und 39 Angriffe auf medizinisches Fach-
personal dokumentiert, darunter auch Tötungs- 
delikte. Die Gewalt führt dazu, dass die Bevölke-
rung Gesundheitseinrichtungen nicht mehr errei-
chen kann, die Versorgung mit Medikamenten und 
medizinischen Geräten unterbrochen und medizi-
nisches Personal zur Flucht gezwungen ist.

Humanitäres Handeln konzentriert sich auf die 
Schwächsten: Zivilpersonen, die fliehen müssen; 
Menschen, die politisch oder ökonomisch margina-
lisiert oder unterdrückt werden, die Gewalt ausge-
setzt oder von Epidemien bedroht sind und die sich 
nicht mehr selbst helfen können. Geschützt wird 
diese Arbeit durch Vereinbarungen des humanitä-
ren Völkerrechts (International Humanitarian Law – 
IHL). Verwundete und Kranke, ob Zivilpersonen 
oder am Konflikt Beteiligte, genießen ein Recht auf 
Schutz und Hilfe. Besonderer Schutz gilt für medizi-
nisches Personal, Krankentransporte und Kranken-
häuser. Auf dieses Minimum an Menschlichkeit 
haben sich fast alle Staaten weltweit geeinigt. 

Doch die Wirklichkeit zeigt: Kliniken werden 
bombardiert, Patientinnen und Patienten getötet, 
medizinische Fachkräfte bedroht, entführt oder er-
mordet. Das humanitäre Völkerrecht scheint für 
die traditionell normsetzenden Staaten zunehmend 
irrelevant zu sein. Schuldeingeständnisse sind selbst 
in gut dokumentierten Fällen selten. 

Über direkte, gewaltsame Angriffe auf Hilfsein-
richtungen und Helfende hinaus wird die humani-
täre Hilfe auch durch Versuche militärischer oder 
politischer Instrumentalisierung verwässert, die ih-
re Kerncharakteristiken der Neutralität, Unabhän-
gigkeit und Unparteilichkeit missachten und miss-
brauchen. Dadurch wird das wichtigste Fundament 
ihrer Arbeit gefährdet: die Akzeptanz durch mög-
lichst alle Konfliktparteien. 

   2  Die vier Genfer Abkommen vom 12. August 1949 sind erstens, das Abkommen zur Verbesserung des Loses der Verwundeten und Kranken der 
bewaffneten Kräfte im Felde; zweitens, das Abkommen zur Verbesserung des Loses der Verwundeten, Kranken und Schiffbrüchigen der 
bewaffneten Kräfte zur See; drittens, das Abkommen über die Behandlung der Kriegsgefangenen und viertens, das Genfer Abkommen über den 
Schutz von Zivilpersonen in Kriegszeiten. Hinzu kommen die Zusatzprotokolle aus den Jahren 1977 und 2005. Siehe Eidgenössisches 
Departement für auswärtige Angelegenheiten (EDA), Genfer Konvention, 17.7.2019, www.eda.admin.ch/eda/de/home/aussenpolitik/
voelkerrecht/humanitaeres-voelkerrecht/genfer-konvention.html

   3  Die Daten können über das ›Attack on Health Care‹-Portal der WHO abgefragt und gefiltert werden: Surveillance System for Attacks on Health 
Care (SSA), publicspace.who.int/sites/ssa/SitePages/PublicDashboard.aspx 

Humanitäre Prinzipien
n	 Unparteilichkeit: Die Hilfe muss nach Maßgabe der Bedürftigkeit 

geleistet werden. Ethnische, politische, ökonomische oder andere 
Bevorzugungen sind nicht zulässig. Hilfe, die nicht unparteilich ist, ist 
immer noch Hilfe, aber sie ist nicht humanitär. 

n	 Unabhängigkeit: Es darf keine politischen Vorgaben, staatliche 
Gelder oder eine Mitgliedschaft in militärischen Verbänden geben. 
Abhängigkeiten können von Konfliktparteien missbraucht oder als 
Parteinahme verstanden werden.

n	 Neutralität: Die Akzeptanz aller Konfliktparteien setzt voraus, dass 
humanitäre Organisationen nicht selbst als Teil eines politischen 
Lagers angesehen werden und nicht öffentlich Partei ergreifen.
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hingegen von 973 Angriffen gegen medizinisches 
Personal und Gesundheitseinrichtungen in Krisen-
gebieten im Jahr 2018.4 

Die Verlässlichkeit und Vergleichbarkeit dieser 
Zahlen ist leider nicht gegeben, weil sich Erhe-
bungsverfahren und Methodik verschiedener Ak-
teure stark unterscheiden. Dennoch wird die Ten-
denz steigender Zahlen von Angriffen deutlich.5 

Darüber hinaus ist davon auszugehen, dass nur ein 
kleiner Anteil überhaupt erfasst wird und dass auch 
die langfristigen Auswirkungen dieser Angriffe nur 
unzureichend untersucht werden.6

Analysiert man diese Entwicklung, so stellt sich 
der zugrundeliegende gegenwärtige ›Anti-Humani-
tarismus‹ beziehungswiese der »Ausverkauf der 
Humanitären Hilfe«7 in verschiedenen Facetten dar. 

Terrorismusverdacht

Der erste Teilaspekt dieser Entwicklung ist die of-
fene Infragestellung der grundlegenden humanitä-
ren Prinzipien oder auch die Abkehr von der Über-

zeugung: »Der Arzt deines Feindes ist nicht dein 
Feind.«8 So wird Hilfsorganisationen immer wie-
der vorgeworfen, auch verwundete Kämpferinnen 
und Kämpfer zu behandeln, die von Staaten als 
Mitglieder terroristischer Vereinigungen eingestuft 
werden. Genau das aber fordern die Genfer Ab-
kommen: unparteiische Hilfe ohne jegliche Diskri-
minierung für Verwundete und Kranke zu leisten, 
die nicht oder nicht mehr am Kampf teilnehmen. 
Wie die Notärztin, die bei einem schweren Auto-
unfall nicht die Frage nach dem Unfallverursacher 
stellt, sondern nur danach handelt, wer am drin-
gendsten medizinische Hilfe braucht, verfolgt auch 
die humanitäre Hilfe keinerlei polizeiliche oder 
militärische Ziele. Diese Bedingungslosigkeit führt 
aber immer wieder zu Vorwürfen der ›Terroris- 
musunterstützung‹. 

Ein Beispiel bietet der Bürgerkrieg in Jemen. Die 
vor allem von der Militärkoalition unter der Füh-
rung Saudi-Arabiens vorangetriebene Wirtschafts-
blockade und die Behinderung von Hilfsmaßnah-
men unter dem politischen Narrativ der Terror- 
bekämpfung verschärfen die humanitäre Lage der 
jemenitischen Zivilbevölkerung deutlich. Auch west
liche Staaten machen sich zu Komplizen dieser Po-
litik. Das Anfang 2019 in Großbritannien verab-
schiedete Gesetz zur Terrorismusbekämpfung und 
Grenzsicherung beispielsweise kriminalisiert die 
Ausreise britischer Staatsbürgerinnen und Staats-
bürger in bestimmte Gebiete Jemens – vorgeblich 
den Zweck verfolgend, den Anschluss an terroris-
tische Organisationen zu verhindern. Klar ist je-
doch, dass dies vor allem direkte Folgen für briti-
sche Angehörige von Hilfsorganisationen und die 
Bereitstellung humanitärer Hilfe in Jemen haben 
wird.9

Seenotrettung – der europäische Sündenfall

›Anti-Humanitarismus‹ und die Beschränkung zi-
vilgesellschaftlichen Handlungsspielraums offen-
baren sich auch direkt an den Grenzen der Europä-
ischen Union (EU). 

   4  Safeguarding Health in Conflict Coalition, Impunity Remains 2018, Attacks on Health Care in 23 Countries in Conflict, 2019, abrufbar unter www.
safeguardinghealth.org/sites/shcc/files/SHCC2019final.pdf 

   5  Ebd., S. 11; Auswärtiges Amt, Strategie des Auswärtigen Amts zur humanitären Hilfe im Ausland 2019–2023, S. 9, 15, siehe www.auswaertiges-
amt.de/blob/238812/145d15cc91bec5d173b87d75302b67e7/aa-strategie-humanitaere-hilfe-data.pdf

   6  Eine Forschungsgruppe der Universität Manchester hat sich zum Ziel gesetzt, diese Lücke zu füllen und hat das Projekt Researching the Impact 
of Attacks on Healthcare (RIAH) ins Leben gerufen, einsehbar unter www.hcri.manchester.ac.uk/research/projects/riah/

   7  Christina Bennett, 2019's Biggest Challenge: The Humanitarian Sell-Out, 10.1.2019, www.odi.org/blogs/10721-2019s-biggest-challenge-humani-
tarian-sell-out 

   8  Rede von Joanne Liu, Präsidentin von MSF vor dem UN-Sicherheitsrat, 18.2.2016, www.msf.org/syria-statement-dr-joanne-liu-international-
president-medecins-sans-frontieres

   9  Sarah Adamczyk, UK Counterterrorism Travel Ban Could Criminalise Humanitarian Assistance, 30.11.2018, www.odi.org/blogs/10709-uk-counter 
terrorism-travel-ban-could-criminalise-humanitarian-assistance 

Mehr als 78 000 Menschen haben die Teams der Organisation Ärzte ohne Grenzen an 
Bord verschiedener Rettungsschiffe wie der ›Aquarius‹ seit dem Jahr 2015 auf dem 
Mittelmeer vor dem Ertrinken retten können.   FOTO: DARKO BANDIC/PICTURE ALLIANCE 
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›Anti-Humanitarismus‹ offenbart sich direkt an 
den Grenzen der Europäischen Union (EU).

Watch 3‹, nach wochenlangem Warten auf dem of-
fenen Meer mit 42 geretteten Migranten und Mig-
rantinnen sowie Geflüchteten im Juni 2019 den 
Hafen von Lampedusa angesteuert – trotz Verbots 
der italienischen Behörden. Daraufhin wurde sie 
vorübergehend verhaftet. 

Offenkundiges Ziel der politisch Verantwortlichen 
ist die Rückführung an die nordafrikanische Küste. 
Zu diesem Zweck erfolgt auch die finanzielle Un-
terstützung der libyschen Küstenwache, die Men-
schen auf der Flucht auf dem Mittelmeer abfängt 
und nach Libyen bringt. Die grausamen Bedingun-
gen in inoffiziellen libyschen Lagern, in denen Flücht-
linge sowie Migrantinnen und Migranten festge-
halten und misshandelt werden und die das Aus- 
wärtige Amt als »KZ-ähnlich« bezeichnete11, sind 
zahlreich belegt. Menschen werden gefoltert, ver-
gewaltigt, versklavt und zur Erpressung von Löse-
geld benutzt. 

Selbst in den offiziellen Internierungslagern ist 
die Versorgung mit Lebensmitteln, sanitären Ein-
richtungen und Medikamenten völlig unzureichend. 
Zudem geraten die Inhaftierten zwischen die Fron-
ten des libyschen Bürgerkriegs. Ende April 2019 
zum Beispiel wurden Berichten zufolge etwa 700 

Menschen in einem Internierungslager ohne Chan-
ce zur Flucht beschossen.12 Anfang Juli 2019 star-
ben bei einem Luftangriff auf das Internierungsla-
ger Tadschura bei Tripolis etwa 60 Menschen.

Um einer Normalisierung dieser Zustände ent-
gegenzutreten, haben Ärzte ohne Grenzen und 
SOS Méditerranée im August 2019 die Seenotret-
tung im Mittelmeer wiederaufgenommen. Schon 
vor der ersten Rettungsaktion jedoch verweigerte 
die maltesische Regierung der ›Ocean Viking‹ trotz 
anderweitiger Vereinbarung einen Tankstopp in sei-
nen Hoheitsgewässern – eine zynische politische 
Handlung, die das Ziel der Behinderung von See-
notrettung abermals deutlich macht.

Seit die von der EU und Italien betriebene staat-
liche Seenotrettungsmission ›Mare Nostrum‹ im 
Herbst 2014 aus politischen Gründen eingestellt 
wurde, ist es vor allem privaten Seenotretterinnen 
und -rettern überlassen, Menschen vor dem Ertrin-
ken zu retten und in sichere Häfen zu bringen. Als 
wäre die Passivität europäischer Regierungen nicht 
problematisch genug, schlug diese im Jahr 2015 in 
gezielte Denunzierung und Behinderung zivilge-
sellschaftlicher Rettungsbemühungen um. 

Die Teams des ab Februar 2016 gemeinsam von 
Ärzte ohne Grenzen und SOS Méditerranée betrie-
benen Rettungsschiffs ›Aquarius‹ beispielsweise ha-
ben fast 30 000 Menschen aus internationalen Ge-
wässern zwischen Italien, Libyen und Malta gerettet. 
Die Aquarius beendete den letzten Such- und Ret-
tungseinsatz am 4. Oktober 2018, als das Schiff 
mit 58 Geretteten in Marseille einlief. Nach dem 
zweimaligen Entzug der Flagge auf massiven poli-
tischen Druck Italiens hin musste das Schiff die 
Seenotrettung einstellen. Eine der vielfachen An-
schuldigungen der italienischen Behörden lautete: 
angebliche Fehler bei der Entsorgung von Bordab-
fällen und der Vorwurf »illegalen Müllhandels«. Die 
politisch motivierte Behördenwillkür erzwang das 
Ende des Einsatzes der ›Aquarius‹ – und zahlreicher 
weiterer privater Rettungsschiffe, die Opfer ähn-
lich gezielter Angriffe gegen zivilgesellschaftliches 
Handeln wurden. Dies hat zur Folge, dass weiter-
hin Menschen auf dem Mittelmeer sterben10 – und 
dies größtenteils unbeobachtet. Es wird keine Zeu-
gen geben und die EU kann sinkende Ankunfts-
zahlen als vermeintlichen Erfolg feiern.

Der zweite Aspekt der Behinderung von Seenot-
rettung zeigt sich in der regelmäßigen, medial-po-
pulistisch ausgetragenen Weigerung europäischer 
Grenzstaaten, Rettungsschiffen Zugang zu ihren 
Häfen zu gewähren. Immer öfter und immer län-
ger sitzen Frauen, Männer und Kinder wochenlang 
an Bord von Rettungsschiffen auf dem Mittelmeer 
fest, oft traumatisiert und in schlechtem gesund-
heitlichem Zustand. Die Situation an Bord solcher 
Schiffe wird schnell unberechenbar. Nach fast drei-
wöchigem Tauziehen um einen sicheren Hafen 
sprangen beispielsweise im August 2019 14 der von 
der spanischen Hilfsorganisation Proactiva Open 
Arms aus Seenot Geretteten aus Verzweiflung ins 
Meer. Um eine solche Auswegslosigkeit zu verhin-
dern, hatte Carola Rackete, Kapitänin der ›Sea 

10  Im Jahr 2019 starben bereits mehr als 640 Menschen allein auf der zentralen Mittelmeerroute, so die Erkenntnisse des ›Missing Migrants‹-
Projekts der IOM (Stand: September 2019), missingmigrants.iom.int/region/mediterranean?migrant_route%5B%5D=1376

11  Manuel Bewarder/Alfred Hackensberger/Christoph B. Schiltz, Auswärtiges Amt kritisiert »KZ-ähnliche Verhältnisse«, 29.1.2017 www.welt.de/
politik/deutschland/article161611324/Auswaertiges-Amt-kritisiert-KZ-aehnliche-Verhaeltnisse.html 

12  MSF, Flüchtlinge beschossen und verletzt – Ärzte ohne Grenzen fordert, Gefangene sofort außer Landes zu bringen, 26.4.2019, www.aerzte-ohne-
grenzen.de/presse/libyen-tripolis-fluechtlinge-beschossen 
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Humanitäre Hilfe als 
Fluchtursachenbekämpfung 

Verteidigerinnen und Verteidiger der europäischen 
Migrationspolitik verweisen häufig darauf, dass 
insbesondere die Ursachen von Flucht und Vertrei-
bung adressiert werden müssen. Immer wieder wird 
damit auch die Einschränkung der Seenotrettung 
gerechtfertigt. Das Schlagwort für die politische 
Instrumentalisierung von Entwicklungszusammen-
arbeit und humanitärer Hilfe in diesem Zusam-
menhang ist die sogenannte Fluchtursachenbe- 
kämpfung. 

Teilweise ganz unverhohlen werden Maßnah-
men der humanitären Hilfe hier einem migrations-
politischen Ziel untergeordnet und mit sicherheits-
politischen, polizeilichen und militärischen Maß- 
nahmen in einen Topf geworfen.13

Das ist nicht nur ein theoretisches oder semanti-
sches Problem. Nicht nur in schwierigen Zugangs-
verhandlungen sind humanitäre Helferinnen und 
Helfer bei ihrer Arbeit auf ihre Glaubwürdigkeit 
angewiesen, eben nicht für politische oder mili
tärische Ziele zu arbeiten, sondern lediglich den 
Schwächsten Hilfe bringen zu wollen. Jeder An-
griff auf diese Glaubwürdigkeit gefährdet nicht nur 
die Helfenden, sondern auch die Hilfsbedürftigen. 

Genau das passiert aber, wenn Fluchtursachenbe-
kämpfung, die polizeiliche Verfolgung von ›Schlep-
pern‹, die militärische Sicherung von Grenzen und 
die langfristige Stabilisierung von Staaten konzep-
tionell und rhetorisch in einem Atemzug mit hu-
manitärer Hilfe genannt werden.

Ein ganz aktuelles Beispiel ist die europäische 
Migrationspolitik am Horn von Afrika, der Khar-
tum-Prozess. Seit der Initiierung im Jahr 2014 wur-
den Projektpläne öffentlich, wonach beispielsweise 
der Partnerstaat Sudan materielle Ressourcen wie 
Kameras, Nachtsichtgeräte und sogar Flugzeuge 

einforderte14 – offiziell, um im Auftrag der EU 
Flüchtlinge sowie Migrantinnen und Migranten 
vor Menschenhändlerbanden zu schützen. Dieses 
humanitäre Narrativ verdeckt jedoch das wahre 
Ziel, die Menschen an der Flucht nach Europa zu 
hindern, und macht die Situation für Schutzsu-
chende mitunter noch verzweifelter.15

Eine Kultur der Straflosigkeit

Wenn humanitäre Hilfe auf diese Art und Weise 
kriminalisiert, für andere Politikbereiche instru-
mentalisiert und in die Nähe von Verbrechen 
(Schleppervorwürfe) oder Terrorismus gerückt wird, 
erodiert der einzige Schutz, den humanitäre Helfe-
rinnen und Helfer oft überhaupt noch haben – die 
Glaubwürdigkeit, basierend auf humanitären Prin-
zipien zu arbeiten und keinerlei andere Interessen 
zu verfolgen. Natürlich geht nicht jeder Kranken-
hausbombardierung eine Kriminalisierungskam-
pagne voraus und nicht jede Instrumentalisierung 
mündet in physischen Angriffen – jedoch tragen 
all diese Strategien durchaus zu einem politischen 
Klima bei, in dem die Unangreifbarkeit und der 
völkerrechtliche Schutz spürbar beschädigt werden. 

Das ist insbesondere dann fatal, wenn sich gleich-
zeitig eine Art Gewöhnung in der öffentlichen 
Wahrnehmung und Berichterstattung über diese 
Angriffe einstellt – verbunden mit einer großen 
Verantwortungslücke. Kaum ein Staat und kaum 
eine Gruppe werden wirklich zur Verantwortung 
gezogen, wenn Recht gebrochen wird.

Die Zahnlosigkeit des humanitären Völkerrechts 
wird deutlich angesichts der Internationalen Hu-
manitären Ermittlungskommission (International 
Humanitarian Fact-Finding Commision – IHFFC), 
die durch Artikel 90 des ersten Zusatzprotokolls 
der Genfer Abkommen geschaffen wurde und als 
permanente Instanz Verletzungen des humanitären 
Völkerrechts untersuchen soll. Mehr als 75 Staa-
ten, darunter Deutschland, haben eine Erklärung 
zur Zuständigkeit der IHFFC unterzeichnet.

In den 28 Jahren ihres Bestehens ist diese Kom-
mission in der Ukraine im Jahr 2017 zum ersten 
Mal tätig geworden.16 Einer der Hauptgründe da-
für ist, dass es der Zustimmung aller beteiligten 
Parteien bedarf, bevor die Kommission überhaupt 

Kaum ein Staat und kaum eine Gruppe werden 
wirklich zur Verantwortung gezogen, wenn 
Recht gebrochen wird.

13  Die Bundesregierung, Was tut die Bundesregierung, damit Menschen nicht flüchten müssen?, www.bundesregierung.de/breg-de/service/
was-tut-die-bundesregierung-damit-menschen-nicht-fluechten-muessen--511874

14  European Emergency Trust Fund (EUTF): Better Migration Management (Khartoum Process),
ec.europa.eu/europeaid/sites/devco/files/t05-eutf-hoa-reg-09-better-migration-management_en.pdf
15  Sarina Theurer, Der Khartum-Prozess. Europäische Krisenpolitik am Horn von Afrika, in: Kritische Justiz, 51. Jg. 3/2018, S. 280–294.
16  Christina Azzarello/Matthieu Niederhauser, The Independent Humanitarian Fact-Finding Commission: Has the ‘Sleeping Beauty’ Awoken?, 

9.1.2018, blogs.icrc.org/law-and-policy/2018/01/09/the-independent-humanitarian-fact-finding-commission-has-the-sleeping-beauty-awoken/ 
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in Aktion treten kann – eine hohe Hürde. So ver-
wundert es nicht, dass trotz des öffentlichen Drucks 
keine Untersuchung der Angriffe auf die Klinik 
von Ärzte ohne Grenzen in Kundus stattfand.

Ein politischer Versuch, dieser Kultur der Straf-
losigkeit zu begegnen, ist die Resolution 2286, die 
der UN-Sicherheitsrat im Mai 2016 einstimmig ver-
abschiedet hat.17 Wenngleich diese keine funda-
mentalen rechtlichen Änderungen des Status quo 
enthält, stellt sie doch einen Versuch dar, die von 
Bedeutungslosigkeit bedrohten Rechtsnormen wie-
der ins Zentrum zu rücken. Neben der Anerken-
nung der unzähligen Angriffe auf medizinische 
Einrichtungen als Kriegsverbrechen18 und der Ver-
urteilung der vorherrschenden Straflosigkeit rief 
der UN-Sicherheitsrat ausdrücklich zur Achtung des 
humanitären Völkerrechts im Kontext des Schut-
zes medizinischer Versorgungsstrukturen auf. Lei-
der hat auch diese Resolution zu keinerlei Verbes-
serung geführt. Allein in Jemen waren Einrichtun- 
gen von Ärzte ohne Grenzen seit dem Jahr 2015 
Ziel von fünf großen Luftangriffen. Unmittelbar 
nach Verabschiedung der UN-Resolution 2286 
starben beispielsweise im August 2016 19 Men-
schen bei einem Luftangriff auf das Krankenhaus 
in Abs in der Provinz Hadscha. 24 weitere Perso-
nen wurden verletzt. 

Aussichten

Angesichts der unerträglichen Normalisierung von 
Angriffen auf medizinische Nothilfe, der herrschen-
den Straflosigkeit und immer neuer Versuche der 
Instrumentalisierung humanitärer Nothilfe macht 
sich Ratlosigkeit in der humanitären Gemeinschaft 
breit. 

Es bleibt nicht viel mehr, als immer und immer 
wieder darauf hinzuweisen, dass der Schutz von 
Zivilpersonen bei allen Konfliktparteien an erster 
Stelle stehen und die Missachtung des humanitä-
ren Völkerrechts verurteilt werden muss. Angriffe 
auf medizinische Einrichtungen und Zivilpersonen 
in Konfliktkontexten müssen unabhängig und schnell 
aufgeklärt und Täterinnen und Täter zur Rechen-
schaft gezogen werden. Hier müssen die Staaten 
Verantwortung übernehmen. Straflosigkeit kann 
nur durch politischen Druck beendet werden. 

UN-Generalsekretär António Guterres muss eine 
langfristige Strategie zum Schutz der Zivilbevölke-
rung entwickeln, die bereichsübergreifend im UN-
System verankert und umgesetzt wird. Dies bein-
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haltet auch die Entwicklung von Mechanismen der 
Datenerfassung und -analyse. Es muss zu seinen Auf-
gaben gehören, Verletzungen des humanitären Völ-
kerrechts öffentlich anzuprangern und politische 
Verantwortungsträgerinnen und -träger zu adres-
sieren.

Die UN-Mitgliedstaaten müssen ihrer Verpflich-
tung zur Umsetzung der Genfer Abkommen aus 
dem Jahr 1949 nachkommen. Dies umfasst die Ent-
wicklung nationaler Rahmengesetzgebungen zum 
Schutz von Zivilpersonen und den internationalen 
Austausch von bewährten Praktiken. 

Noch bis Ende des Jahres 2020 kann Deutsch-
land mit einem nichtständigen Sitz im UN-Sicher-
heitsrat die Agenda und Entscheidungsprozesse 
mitgestalten. Es gilt dabei, auf die tagtäglichen An-
griffe auf Zivilpersonen und medizinische Einrich-
tungen und Verstöße gegen das humanitäre Völker-
recht hinzuweisen. Eine Bedingung dafür ist, die 
eigene Glaubwürdigkeit in dieser Frage wiederher-
zustellen. Es ist durchaus begrüßenswert, dass sich 
Deutschland zuletzt regelmäßig bereit erklärt hat, 
aus Seenot gerettete Menschen aufzunehmen. Die 
aber gleichzeitig von der Bundesregierung mitver-
antwortete unmenschliche europäische Politik der 
Abschreckung und Abschottung sowie die Vermi-
schung von humanitärer Rhetorik mit migrations-
politischen Interessen untergraben diese Glaub-
würdigkeit. In diesem Klima des ›Anti-Humanita- 
rismus‹ muss die Bundesrepublik zunächst einmal 
die eigenen Hausaufgaben erledigen.

17  UN-Dok. S/RES/2286 v. 3.5.2016.
18  Vgl. dazu die Positionierung des UN-Generalsekretärs unter UN Doc. SC/12347 v. 3.5.2016.
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Acht Jahre Kampf gegen das 
Verschwindenlassen
Der UN-Ausschuss gegen das Verschwindenlassen (CED) ist das jüngste Menschenrechtsvertrags-
organ. Trotz zahlreicher Fortschritte gibt es in den wesentlichen Arbeitsfeldern, wie den Staaten-
berichten, den Dringlichkeitsaktionen und der Umsetzung der Leitlinien zur Suche nach  
Verschwundenen noch großen Handlungsbedarf.

legte sie Anfang Februar 2006 einen Text vor3, der 
dann im Dezember verabschiedet wurde. Dieser 
offiziellen Arbeit am Text für das Übereinkommen 
waren vor allem in Lateinamerika Jahrzehnte von 
Bemühungen vorausgegangen, das Verbrechen des 
›Verschwindenlassens‹ begrifflich und juristisch zu 
erfassen sowie ins Völkerrecht einzuführen.4

Doch es gab Stimmen, die die Verabschiedung 
eines weiteren solchen Menschenrechtsüberein-
kommens für entbehrlich hielten, zumal sich der 
Menschenrechtsausschuss (Committee on Civil and 
Political Rights – CCPR) des Öfteren mit Fällen 
von Verschwundenen befasst und dabei Verstöße 
festgestellt hatte. Schon damals klagten Staaten 
über die hohe Belastung durch die Berichterstattung 
an die seinerzeit acht Vertragsausschüsse. Spuren 
dieser Einwände finden sich im Übereinkommen 
beispielsweise darin, dass sie keine periodische Be-
richterstattung für alle Vertragsstaaten vorsieht, 
sondern lediglich einen Gesamtbericht zwei Jahre 
nach Ratifizierung, und für die Gestaltung der wei-
teren Nachverfolgung der Ausschussempfehlungen 
diesem freie Hand lässt5, sodass die Arbeitsbelas-
tung für beide Seiten geringer ausfallen kann. Auf 
einer Überprüfungskonferenz im Dezember 2016 
entschieden die Staaten mit deutlicher Mehrheit, 
dass der Ausschuss seine Arbeit wie bisher weiter-
führen solle. Er ist damit endgültig als Vertragsor-
gan etabliert.

Auch die immer noch geringe Zahl von Ver-
tragsstaaten lässt sich vor dem Hintergrund dieser 

Das Internationale Übereinkommen zum Schutz 
aller Personen vor dem Verschwindenlassen 
(International Convention for the Protection 

of all Persons from Enforced Disappearance) ist das 
jüngste der grundlegenden internationalen Men-
schenrechtsübereinkommen. Es wurde am 20. De-
zember 2006 mit Resolution 61/177 von der UN-
Generalversammlung verabschiedet1 und trat am 
23. Dezember 2010 mit den erforderlichen 20 Rati-
fizierungen in Kraft. Deutschland hat es im Juni 2007 
unterzeichnet und zwei Jahre später ratifiziert.2

Erarbeitung des Übereinkommens

Im Vergleich mit anderen Übereinkommen wurde 
dieses Übereinkommen bemerkenswert zügig erar-
beitet. Im Jahr 2003 nahm eine Arbeitsgruppe in 
Genf die Arbeit am Entwurf eines Übereinkom-
mens auf. Nach nur drei Jahren intensiver Arbeit 
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  1  UN-Dok. A/RES/61/177 v. 20.12.2006.
  2  Drucksache 16/12592 des Deutschen Bundestags vom 8.4.2009.
  3  UN Doc. E/CN.4/2006/57 v. 2.2.2006.
  4  Zur Vorgeschichte sowie den Kernpunkten des Übereinkommens siehe Rainer Huhle, Das Verschwindenlassen von Personen. Eine erste Bilanz 

der Umsetzung der UN-Konvention, Vereinte Nationen (VN), 4/2015, S. 125f.
  5  Artikel 29, Absatz 1 und 29, Absatz 4 des Übereinkommens.
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Mitglieder daher solche Funktionen nicht inneha-
ben sollten. Die Realität ist eine andere. In vielen 
Ausschüssen, der CED eingeschlossen, sind Perso-
nen tätig, die hauptamtlich Regierungsfunktionen 
ausüben oder direkt von einer solchen Tätigkeit in 
einen Ausschuss wechseln. Die Kritik daran ist lei-
se, zumal seitens der Staaten, auch derer, die wie 
Deutschland eine solche Praxis nicht pflegen.

Das Wahlverfahren selbst ist wenig transparent. 
Zwar werden die von ihren Staaten benannten Kan-
didatinnen und Kandidaten vorgestellt, doch ist kei-
nerlei öffentliche Anhörung vorgesehen. Das Er-
gebnis der Wahlen wird bis auf die Nennung der 
gewählten Mitglieder nicht öffentlich gemacht, so- 
dass zivilgesellschaftliche Organisationen keine 
Möglichkeit haben, das Stimmverhalten ihrer Staaten 
zu prüfen. Dieses bei der Wahl zu politischen Funkti-
onen im UN-System übliche Verfahren erscheint 
bei der Wahl von Personen, deren Unabhängigkeit 
besonderer Wert zugeschrieben wird, fragwürdig.

Staatenberichte und Ergebnisverfolgung

Die Prüfung von Staatenberichten, also Berichten 
der Vertragsstaaten über die Erfüllung ihrer Ver-
pflichtungen aus dem Übereinkommen, gehört zu 
den Kernfunktionen aller Vertragsausschüsse. Die 
Prüfung umfasst alle 25 substanziellen Artikel des 

Übereinkommens und findet in einem mehrstufi-
gen Verfahren statt. Nach Eingang des Berichts 
prüfen die vom Ausschuss bestimmten Berichter-
statterinnen und -erstatter diesen und erstellen 
eine detaillierte Fragenliste (List of Issues – LoI) 
zum Bericht. Der Staat wiederum kann auf diese 
LoI erneut schriftlich antworten. Diese drei Doku-
mente sind die Basis für den mündlichen ›kons
truktiven Dialog‹, dem der CED bisher in allen Fäl-

Skepsis erklären. Während in den ersten vier Jah-
ren nach dem Inkrafttreten des Übereinkommens 
zu den 20 Gründungsstaaten noch weitere 30 hin-
zukamen, gab es in den folgenden vier Jahren nur 
noch neun weitere Ratifizierungen.6 Bedauerlicher-
weise haben eine Reihe von Staaten der Europä
ischen Union (EU) und des Europarats das Über-
einkommen bisher nicht ratifiziert.7

Die Gremiumsarbeit

Der Ausschuss gegen das Verschwindenlassen (Com- 
mittee on Enforced Disappearances – CED) be-
steht aus »zehn unabhängigen und unparteiischen 
Sachverständigen«8. Sie werden von ihren jeweili-
gen Herkunftsstaaten vorgeschlagen – Personen an-
derer Nationalität können leider nicht vorgeschla-
gen werden – und von den Vertragsstaaten für 
eine Amtsperiode von vier Jahren gewählt.9 Die 
Ausschussmitglieder können schließlich einmal wie-
dergewählt werden.10 Der hohe Anspruch, den das 
Übereinkommen an die Unabhängigkeit und Un-
parteilichkeit der Ausschussmitglieder stellt, wird 
durch dieses Verfahren nicht in vollem Umfang ein-
gelöst. Die Wahl zu einer zweiten Vierjahresperio-
de gibt den Staaten die Möglichkeit, die Arbeit ein-
zelner Expertinnen und Experten zu sanktionieren, 
was durchaus vorkommt. Im Fall des CED wurden 
zwei hervorragend qualifizierte Mitglieder von ih-
ren Regierungen nicht zur Wiederwahl vorgeschla-
gen, aus Gründen, die nach übereinstimmender 
Meinung ihrer Kolleginnen und Kollegen nicht in 
ihrer mangelnden Qualifikation liegen können. Eine 
lange Wahlperiode ohne Wiederwahl, wie das etwa 
beim Internationalen Strafgerichtshof (Internatio-
nal Criminal Court – ICC) der Fall ist, wäre grund-
sätzlich vorzuziehen.

Um die Unabhängigkeit der Ausschussmitglie-
der zu stärken, haben die Präsidenten der neun 
Vertragsausschüsse im Juni 2012 in Addis Abeba 
Leitlinien für die Unabhängigkeit und Unpartei-
lichkeit von Mitgliedern der menschenrechtlichen 
Vertragsausschüsse beschlossen.11 Darin heißt es 
unter anderem, dass die Unabhängigkeit und Un-
parteilichkeit von Ausschussmitgliedern infrage steht, 
wenn sie der Exekutivgewalt angehören12, und die 

Dem hohen Anspruch des Übereinkommens 
wird der CED nicht immer gerecht.

  6  Derzeit sind es 62 Vertragsstaaten, siehe treaties.un.org/Pages/ViewDetails.aspx?src=IND&mtdsg_no=IV-16&chapter=4&clang=_en
  7  Unter anderem Großbritannien, Irland und die skandinavischen Staaten mit Ausnahme Norwegens.
  8  Artikel 26, Absatz 1 des Übereinkommens.
  9  Artikel 26, Absatz 2 des Übereinkommens.
10  Artikel 26, Absatz 4 des Übereinkommens. Trotz dieser klaren Bestimmung wurde im Juni 2019 der spanische Kandidat für eine dritte Amtszeit 

gewählt.
11  UN Doc. A/67/222 v. 2.8.2012.
12  Ebd., Absatz 12.
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der Suche nach der verschwundenen Person mitzu-
wirken.13 Für dieses Verfahren hat sich der Aus-
druck ›Eilaktion‹ (urgent action) eingebürgert, der 
besser als ›Dringlichkeitsaktion‹ übersetzt ist. Für 
diese Dringlichkeitsaktionen gibt es sehr nieder-
schwellige Zulassungsbestimmungen, sodass der 
Ausschuss nur sehr wenige solcher Anträge ableh-
nen musste. Schon bald erkannten die Opfer von 
Verschwindenlassen in etlichen Ländern, dass der 
CED konkrete Hilfestellung geben kann, indem er 
hartnäckig bei den Behörden nachfragt, welche 
Maßnahmen sie treffen, um die verschwundene Per-
son zu finden. Die vom Staat erhaltenen Angaben 
teilt er dann wiederum mit den Antragstellern, aus 
deren Stellungnahmen sich in der Regel erneute An-
fragen und konkrete Handlungsaufforderungen an 
den Staat ergeben. Das Übereinkommen verlangt vom 
Ausschuss, dass er diese Bemühungen solange fort-
setzt bis die verschwundene Person gefunden ist. 

Zum Ende der ersten acht Jahre hatte der Aus-
schuss 569 solche Dinglichkeitsaktionen aus 15 
Staaten bearbeitet, von denen die meisten nicht ab-
geschlossen sind. Weniger als ein Zehntel der Fälle 
konnte beendet werden, weil die vermisste Person 
lebend oder tot gefunden wurde. Die Dringlichkeits-
aktionen sind ein Novum, das in anderen Men-
schenrechtsverträgen so nicht existiert. So waren 
keine Vorkehrungen im Amt des Hohen Kommis-
sars für Menschenrechte (Office of the High Com-
missioner for Human Rights – OHCHR) und sei-
tens der Vertragsstaaten getroffen worden, dass die 
offenbar von niemand erwartete hohe Zahl von 
Anträgen sorgfältig bearbeitet werden können. Das 
deutsche Ausschussmitglied hat dem Auswärtigen 
Amt wiederholt diese Engpässe geschildert, und die-
ses hat glücklicherweise mehrfach mit Sonderzuwen-
dungen ausgeholfen. Gleichwohl besteht hier ein 
strukturelles Problem, das eines der wertvollsten 
Instrumente des Übereinkommens betrifft, zumal 
weitere Kürzungen im Haushalt des OHCHR an-
gekündigt sind.

Leitlinien zur Suche nach Verschwundenen

Die Erfahrungen mit den zahlreichen Dringlich-
keitsaktionen waren einer der Anstöße dafür, dass 
der Ausschuss im Jahr 2015 begann, sich systema-
tisch mit der Frage zu beschäftigen, wie eine wir-
kungsvolle Suche nach verschwundenen Menschen 
organisiert werden sollte. Der Ausschuss bestimm-
te das deutsche und kolumbianische Mitglied als 
Berichterstatter beziehungsweise -erstatterin. Nach 
umfangreichen Konsultationen schlugen beide vor, 

len mindestens sechs Stunden, verteilt auf zwei 
Tage, gewidmet hat. Anschließend formuliert der 
Ausschuss seine Empfehlungen (Concluding Ob-
servations – COB) und nennt dem Staat Fristen, in 
denen er berichten soll, ob und wie er die Empfeh-
lungen umgesetzt hat. 

Die Qualität der Ausschussarbeit hängt vom 
Umfang und der Qualität der Informationen ab, 
die dem CED zur Verfügung steht, da er keine eige-
nen Ermittlungen durchführen kann. Schon die 
Qualität der Staatenberichte – in seinen ersten acht 
Jahren hat der Ausschuss 30 Staaten behandelt – 
ist sehr unterschiedlich. Gleiches gilt für die zu-

sätzlichen Informationen, die von zivilgesellschaftli-
chen Organisationen, nationalen Menschenrechts- 
institutionen und anderen Quellen kommen. 

Eine große Herausforderung für den Ausschuss 
stellt die Ergebnisverfolgung dar, weil das Überein-
kommen anders als in allen bisherigen Verträgen 
keine periodische Berichterstattung vorsieht. In den 
meisten Fällen prüft der CED lediglich die schrift-
lichen Berichte des Staates über die Umsetzung der 
Empfehlungen, zu denen nur selten noch einmal 
Informationen aus anderen Quellen kommen. Auch 
die Bewertung dieser Umsetzungsberichte durch 
den Ausschuss erfolgt schriftlich und wird, im Ge-
gensatz zu den erstmaligen COB, kaum öffentlich 
wahrgenommen. In Absprache mit Mexiko wählte 
der Ausschuss dann auf der 15. Sitzung im Novem-
ber 2018 erstmals ein anderes Verfahren: Er lud 
Mexiko zu einem erneuten Dialog nicht nur über 
die Umsetzung der Empfehlungen, sondern auch zu 
einer Revision aller seitherigen Entwicklungen im 
Land ein, die das Verschwindenlassen betreffen. 
Erfreulicherweise konnte dieses Verfahren im Ein-
vernehmen erfolgen und wurde auch vom Staat an-
schließend als positiv bewertet, sodass es einen in-
teressanten Präzedenzfall für künftige ähnlich 
gelagerte Fälle darstellen kann. 

Dringlichkeitsaktionen

Die Angehörigen einer verschwundenen Person, 
aber auch jede andere Person mit einem »berechtig-
ten Interesse«, kann den Ausschuss ersuchen, bei 

13  Nach Artikel 30 des Übereinkommens.

In Absprache mit Mexiko wählte der CED im  
November 2018 erstmals ein anderes Verfahren.
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in Anlehnung an andere ›Soft Law‹-Instrumente im 
Menschenrechtsbereich Leitlinien (guiding prin-
ciples) zu verfassen. Sie legten dem Ausschuss im 
November 2018 einen ersten Entwurf vor. Voraus-
gegangen war eine Reihe von Workshops mit Op-
ferverbänden und internationalen Fachleuten. Die-
ser erste Entwurf wurde dann vom Ausschuss über 
das OHCHR allen Interessierten zur schriftlichen 
Kommentierung vorgelegt. Nach weiteren Konsul-
tationen erhielt der Ausschuss bis Februar 2019 auf 
diesem Weg insgesamt 46 Stellungnahmen, darun-
ter noch einmal 28 von Opfer- und Menschenrechts-
organisationen, neun von Staaten, fünf von zwi-
schenstaatlichen Organisationen, drei von Akade- 
mikerinnen und Akademikern und eine von einer 
Nationalen Menschenrechtskommission. Auf dieser 
Basis und einem weiteren internationalen Work-
shop erstellten die Berichterstatterin und der Be-
richterstatter eine zweite, wesentlich überarbeitete 
Fassung der Leitlinien, die nach einer weiteren Re-
vision im Plenum des Ausschusses auf der 16. Sit-
zung im April 2019 in ihrer endgültigen Form ver-
abschiedet wurde.14 Die Leitlinien gehen in 16 Punk- 
ten detailliert auf die Probleme bei der Suche ein 
und beschreiben die ethischen, rechtlichen und ad-
ministrativen Grundsätze, auf deren Basis jede Su-
che vonstattengehen soll. Sie wollen sowohl den 
Behörden als auch den Opfern Orientierung geben. 
Gerade weil die Leitlinien kein neues Recht schaf-
fen, können sie über den Kreis der Vertragsstaaten 
hinaus Richtschnur bei der Suche sein, wie sich be-
reits in den ersten Wochen nach ihrer Verabschie-
dung gezeigt hat.

Mitteilungen über Vertragsverletzungen

Während die Dringlichkeitsaktionen integraler Be-
standteil der Verpflichtungen sind, bedarf die Zu-
ständigkeit des Ausschusses für die Prüfung von 
Beschwerden (offiziell ›Mitteilungen‹ genannt) über 
Vertragsverletzungen, durch Einzelpersonen oder 
andere Vertragsstaaten einer besonderen Erklä-
rung.15 Diese ist nur von rund einem Drittel der 
Staaten hinterlegt. Die Anerkennung der Individu-
albeschwerde und der Staatenbeschwerde sind sou-
veräne Akte der Mitgliedstaaten. Der Ausschuss be-

tont gleichwohl in allen seinen Empfehlungen, dass 
ein Staat, der die in dem Übereinkommen nieder-
gelegten Pflichten sich durch die Ratifizierung zu 
eigen macht, sich konsequenterweise einer Über-
prüfung im Einzelfall stellen sollte.

Interpretation des Übereinkommens

Der Ausschuss musste in seiner bisherigen Tätig-
keit einige Bestimmungen des Übereinkommens 
klären. Ein gewichtiges Thema war die zeitliche 
Zuständigkeit des CED. Der Ausschuss nimmt keine 
Beschwerden und keine Dringlichkeitsaktionen an, 
wenn es um eine Person geht, die vor Inkrafttreten 
des Übereinkommens für den jeweiligen Staat ver-
schwunden wurde.16 Wie aber steht es um die 
Rechte von Angehörigen auf Kenntnis der Wahr-
heit, auf Entschädigung und Gerechtigkeit heute?17 
In Spanien etwa waren erst Jahrzehnte nach dem 
Ende der Diktatur unter Francisco Franco ernst-
hafte Bestrebungen in Gang gekommen, das Schick-
sal vieler Tausender Verschwundener zu untersu-
chen. Zivilgesellschaftliche Organisationen über- 

gaben dem Ausschuss nach umfangreichen Unter-
suchungen im Land entsprechende Unterlagen und 
erwarteten, dass er Empfehlungen ausspreche, die 
die Rechte der Opfer stärkten. Die spanische Re-
gierung hingegen erklärte sehr deutlich, dass nach 
ihrer Ansicht der CED keine Kompetenz hätte, in 
irgendeiner Form auf Ereignisse vor dem Jahr 2010 
einzugehen. Diese Auffassung wurde vom spani-
schen Ausschussmitglied Juan José López Ortega 
öffentlich unterstützt.18 Der Ausschuss sah es an-
ders und schloss in seine Empfehlungen eine Reihe 
von Hinweisen auf die Rechte aller Opfer von Ver-

Der Ausschuss musste in seiner bisherigen  
Tätigkeit einige Bestimmungen des Überein-
kommens klären.

14  UN Doc. CED/C/7 v. 8.5.2019.
15  Artikel 31 und 32 des Übereinkommens.
16  Artikel 35 des Übereinkommens.
17  Artikel 24 des Übereinkommens.
18  Juan José López Ortega, Las Desapariciones Forzadas en España a la Luz de la Convención de las Naciones Unidas, in: María Casado/Juan José 

López Ortega (Eds.), Desapariciones Forzadas de Niños en Europa y Latinoamérica. Del Convenio de la ONU a las Búsquedas a Través del ADN, 
Barcelona 2014, S. 319–340.
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Länderbesuche

Es gibt für den CED die Befugnis, in einem Ver-
tragsstaat einen Besuch durchzuführen, wenn ihm 
zuverlässige Informationen vorliegen, die darauf hin-
weisen, dass der Staat die Bestimmungen des Über-
einkommens in schwerwiegender Weise verletzt.22 
Dies hat den Ausschuss seit dem Jahr 2013 bewo-
gen, einen Besuch in Mexiko vorzubereiten. Aller-
dings ist dieser trotz wiederholter Aufforderungen 
bis heute nicht zustande gekommen. Auch ein Be-
such in Irak ist seit dem Jahr 2015 anhängig. Nach 
Auffassung des Ausschusses ist ein Staat verpflichtet, 
einem solchen Besuch zuzustimmen und die ent-
sprechenden Vorkehrungen abzustimmen. Es bleibt 
abzuwarten, ob ihm die Umsetzung gelingen wird. 

Perspektive: drohende finanzielle 
Kürzungen

Während der 16. Sitzung des CED im April 2019 
erreichte die Mitglieder die Nachricht, dass das 
Budget der Vertragsausschüsse um 25 Prozent ge-
kürzt und somit für einige Ausschüsse die Sitzungs-
zeiten verkürzt werden müssten. Da fast alle Aus-
schüsse einen enormen Überhang an Anhörungen 
und Berichten vor sich herschieben, würde das die 
ohnehin prekäre Situation drastisch verschärfen. 
Inzwischen gab es Nachrichten, dass die schlimms-
ten Folgen für dieses Jahr abgewendet werden 
könnten. Dennoch bleibt die Situation dramatisch. 
Die für das Jahr 2020 anvisierte Reform der Ver-
tragsausschüsse darf nicht in erster Linie durch das 
Ziel der Einsparung bestimmt werden. Der Ge-
samthaushalt für Menschenrechte beträgt gerade 
mal 3,7 Prozent des ordentlichen UN-Haushalts. 
Wenn die Generalversammlung nicht willens ist, 
für das Menschenrechtsschutzsystem die nötigen 
Mittel bereitzustellen, sollten die menschenrechts-
freundlichen Staaten über die Erhöhung freiwilli-
ger Zusatzleistungen in geeigneter Form nachden-
ken, die es dem OHCHR erlauben, zur Sicherung 
dieser Kernaufgabe der Vereinten Nationen mehr 
Mittel bereit zu stellen. Nur so kann die Arbeit des 
CED im Kampf gegen das Verschwindenlassen auch 
in Zukunft gewährleistet werden.

schwindenlassen ein.19 Insgesamt betonte er die 
Rechte aller Opfer und dass der Ausschuss auf In-
formationen bezüglich der Vergangenheit zurück-
greifen muss, um den vollen Umfang der aktuellen 
Staatenpflichten zu erfassen und entsprechende Emp-
fehlungen auszusprechen. Fast alle und gerade die 
lateinamerikanischen Staaten, von denen ja viele 
noch in einem Prozess der Vergangenheitsaufarbei-
tung stecken, haben diesen Standpunkt des CED mit-
getragen. Nach Spanien hat lediglich Japan die Kom-
petenz des Ausschusses infrage gestellt, im Staaten- 
berichtsverfahren auf Ereignisse vor Inkrafttreten 
des Übereinkommens Bezug zu nehmen.

Auch zur Zuständigkeit der Militärjustiz bei 
Fällen von Verschwindenlassen, die in etlichen 
Staatenberichten zur Diskussion stand, hat der 
CED Stellung bezogen, da das Übereinkommen 
dazu keine Aussage macht. Mit Bezug auf die im 
Übereinkommen selbst formulierten Garantien ei-
ner unabhängigen Untersuchung20 sowie mit Be-
zug auf die Fortentwicklung des Völkerrechts in 
dieser Frage stellte der Ausschuss fest, dass die Mi-
litärjustiz in allen Fällen von schweren Menschen-
rechtsverletzungen, einschließlich Verschwinden-
lassens, keine Zuständigkeit haben solle.21 Er hat 
dies, soweit relevant, in all seinen Empfehlungen 
festgehalten.

English Abstract
Dr. Rainer Huhle 
Eight Years of Battling Against Enforced Disappearances   pp. 220–224

After its initial eight years, the UN Committee on Enforced Disappearan-
ces (CED) is well-established as a substantial part of the UN human rights 
treaty bodies system. Its principal activities, e.g. the review of state reports 
and their follow-up, urgent actions and case decisions, as well as thematic 
decisions and the adoption of the ›Guiding Principles on the Search for 
Disappeared Persons‹ are entrenched processes. However, there are 
challenges the Committee is facing. In addition, given the current selection 
process of treaty body members the claim, that the experts are indepen-
dent, is questionable. 

Keywords:  Menschenrechte, Menschenrechtsübereinkommen, Verschwinden-
lassen, human rights, human rights conventions, enforced disappearances

19  Statement on the Ratione Temporis Element in the Review of Reports Submitted by States Parties under the International Convention for the 
Protection of all Persons from Enforced Disappearance, tbinternet.ohchr.org/Treaties/CED/Shared%20Documents/1_Global/INT_CED_
SUS_7250_E.pdf

20  Artikel 12 des Übereinkommens.
21  CED, Statement on Enforced Disappearance and Military Jurisdiction, tbinternet.ohchr.org/Treaties/CED/Shared%20Documents/1_Global/

INT_CED_SUS_7639_E.pdf
22  Artikel 33 des Übereinkommens.
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Aus dem Bereich 
der Vereinten Nationen

Der dritte Jahresbericht von Gene-
ralsekretär António Guterres über 
die Tätigkeit der Vereinten Natio-

nen (A/74/1 v. 23.7.2019) ist von Sorge 
und Zuversicht zugleich geprägt (Abs. 1). 
Den Klimawandel verortet er an obers-
ter Stelle der existenziellen Gefahren 
(Abs. 2), von dessen katastrophalen Fol-
gen 350 Millionen Menschen betroffen 
seien. 142 Millionen Menschen seien im 
Jahr 2019 auf humanitäre Hilfe ange-
wiesen (Abs. 3) – 37 Millionen mehr als 
im Vorjahr. Seine Forderung nach er-
höhter Kohärenz und stärkerer Ergeb-
nisverantwortung zieht sich konsequent 
durch den gesamten Bericht, genauso 
wie Daten und innovative Technologien. 
Erstmalig rücken Wissens-, Lobby- und 
Öffentlichkeitsarbeit in den Fokus. 

Noch immer leben mehr als zehn Pro-
zent der Weltbevölkerung (731 Millio-
nen Menschen) in extremer Armut (Abs. 
30). Sie seien auch am stärksten von Kli-
maschocks wie Erdbeben, Tsunamis und 
Vulkanausbrüchen betroffen (Abs. 31). 
Guterres kündigt eine neue Generation 
von Partnerschaften an (Abs. 33). Im 
Zentrum der Reform des Entwicklungs-
systems steht wie im Vorjahr die lokale 
Ebene: UN-Landesteams sollen kohä-
renter aufgestellt werden, um »Frag-
mentierung« und »Silodenken« entgegen- 
zuwirken (Abs. 46). In seinem Ausblick 

bekundet er die Entschlossenheit der Or-
ganisation, »neue Beiträge zu Pionier- und 
Zukunftsthemen zu leisten« (Abs. 58).

Der Generalsekretär muss eine Zu-
nahme der Konflikte feststellen (Abs. 59). 
Als Fortschritte identifiziert er die An-
näherung zwischen Äthiopien und Eritrea 
sowie die Friedensabkommen in Südsu-
dan und der Zentralafrikanischen Re-
publik (Abs. 63). Die UN seien vermit-
telnd und präventiv tätig geworden, so 
im Umfeld der Wahlen in Mali, der De-
mokratischen Republik Kongo und Ma-
dagaskar (Abs. 67). Für die weiterhin 14 
Friedenssicherungseinsätze sind in den 
Jahren 2018/2019 sieben Milliarden US-
Dollar aufgewendet worden, eine Milliar-
de US-Dollar weniger als noch in den 
Jahren 2016/2017 (Abs. 71).

Auch um den Schutz der Menschen-
rechte zu fördern, erklärt Guterres klima
bedingte Migration zur »existenziellen 
Bedrohung«, der durch die Entwicklung 
eines rechteorientierten Ansatzes Sorge 
getragen worden sei (Abs. 94). 

Die Summe der bereitgestellten Gelder 
für humanitäre Hilfsmaßnahmen betrug 
15 Milliarden US-Dollar (Abs. 101), etwa 
eine Milliarde mehr als noch im Vorjahr. 
Wissensaustausch, Lobbyarbeit, Politik-
dialog und Online-Instrumente erkennt 
Guterres als wesentliche Bestandteile der 
humanitären Arbeit an (Abs. 103–105).

Als ersten Mechanismus zur Förde-
rung der Gerechtigkeit und des Völker-
rechts lobt der Generalsekretär die Er-
mittlungsgruppe der Vereinten Nationen 
zur Unterstützung der Anstrengungen, die 
Organisation Islamischer Staat in Irak 
und der Levante/Daesh für ihre Strafta-
ten zur Rechenschaft zu ziehen (UNITAD) 
(Abs. 108). 

Im Bereich der Abrüstung muss Gu-
terres nicht nur einen Anstieg der welt-
weiten Militärausgaben und ein neues 
Wettrüsten vermelden. Sorge bereiten 
ihm auch der Einsatz künstlicher Intelli-
genz (KI) als Waffe sowie die Militari-
sierung des Cyberraums und des Welt-
raums (Abs. 112). 

Erneut Daten aus dem Weltdrogenbe-
richt 2018 zitierend, verweist der Gene-
ralsekretär auf die weltweiten Präventiv-
programme. Auf dem Gebiet der Ver- 
brechensverhütung ermutigt er die Mit-
gliedstaaten zum verstärkten Erfahrungs-
austausch (Abs. 128). Die Bedrohung 
durch den weltweiten Terrorismus sei 
weiterhin akut und habe sich sogar ver-
schärft (Abs. 129). 

Im Jahr 2019 hat laut Guterres die 
»ambitionierte« Managementreformini
tiative Wirkung gezeigt (Abs. 135). Ne-
ben der Verschlankung der Verwaltung 
und der Entscheidungswege führt der 
Generalsekretär erneut die Geschlech-
terparität auf oberster Führungsebene 
als Erfolg ins Feld (Abs. 135). 

Allgemeines
Generalsekretär | Bericht für die 74. Generalversammlung

n  Klimawandel als existenzielle Gefahr
n  Mehr Kohärenz, weniger Fragmentierung und ›Silodenken‹ 
n  Eigener Beitrag zu Pionier- und Zukunftsthemen anvisiert

Henrike Landré
(Dieser Beitrag setzt den Bericht von 
Henrike Landré, Bericht des General-
sekretärs für die 73. Generalversamm-
lung, VN, 5/2018, S. 226, fort.)
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Das 13. Internet Governance Forum 
(IGF) der Vereinten Nationen fand 
vom 12. bis 15. November 2018 

in Paris statt. Es war das bislang poli-
tisch bedeutsamste, was vor allem durch 
die hochrangige Eröffnungsveranstal-
tung mit Reden von UN-Generalsekre-
tär António Guterres, der Generaldirek-
torin der Organisation der Vereinten 
Nationen für Erziehung, Wissenschaft 
und Kultur (United Nations Educatio-
nal, Scientific and Cultural Organiza
tion – UNESCO) Audrey Azoulay und 
dem französischen Präsidenten Emanuel 
Macron dokumentiert wurde. 

Insbesondere machte die Rede von 
Präsident Macron deutlich, dass das The-
ma Internet Governance auf der großen 
politischen Bühne angekommen ist. Er 
wandte sich sowohl gegen ein staatlich 
kontrolliertes, autoritäres Internet, als 
auch gegen ein Internet des »laissez faire«. 
Zukünftige Vereinbarungen bezüglich 
des Internets müssten auf der Basis von 
Rechtsstaatlichkeit getroffen werden 
und alle Akteure – Regierungen ebenso 
wie die Wirtschaft, die Wissenschaft, 
die technische Gemeinschaft und die Zi-
vilgesellschaft – einbeziehen. Ein sol-
cher »innovativer Multilateralismus« sei 
das Gegenteil eines neo-nationalistischen 
Unilateralismus, der keines der globalen 
Internet-Probleme lösen könne. 

Guterres’ Rede zielte in die gleiche 
Richtung. Er machte sich ebenfalls für 
das Multi-Akteurs-Prinzip stark und for-
derte eine ganzheitliche Herangehens-
weise an globale Internet-Fragen, also 
einen »multidisziplinären« Ansatz. Fra-
gen der Cybersicherheit hätten immer 
auch eine ökonomische Dimension und 
berührten Menschenrechte wie die freie 
Meinungsäußerung oder den Daten-
schutz. Es gäbe zunehmend multilatera-
le Verhandlungen zu Internet-Themen, 
die allerdings leider oft noch nicht the-
menübergreifend stattfänden. Das IGF 

Wirtschaft und Entwicklung
Internet Governance Forum  |  13. Treffen 2018

n  Politisch bedeutsamste Konferenz 
n  Formulierte Botschaften zur Ergebnissicherung
n  Nächstes IGF findet erstmalig in Deutschland statt

biete die Möglichkeit einer kreativen 
Vernetzung. Guterres setzte sich für eine 
enge Verzahnung der Ziele des Weltgip-
fels zur Informationsgesellschaft (World 
Summit on the Information Society – 
WSIS) aus den Jahren 2003 und 2005 
mit den Zielen für nachhaltige Entwick-
lung (Sustainable Development Goals – 
SDGs) ein. Er lenkte die Aufmerksam-
keit auf neue Herausforderungen wie der 
künstlichen Intelligenz (KI). Dem IGF 
sicherte er die Unterstützung der UN zu, 
forderte aber mehr konkrete Ergebnisse, 
die auch einen praktischen Effekt in der 
digitalen Welt haben. Guterres verwies 
auch auf die von ihm im Juni 2018 beru-
fene Hochrangige Gruppe für digitale 
Zusammenarbeit und forderte diese auf, 
zur Stärkung des IGF beizutragen. 

Das Programm war von traditionell 
vier Tagen auf drei Tage verkürzt wor-
den, dennoch waren sowohl Qualität als 
auch Intensität der Diskussion auf einem 
hohen Niveau. Obwohl die Multi-  
Akteurs-Beratergruppe (Multistakehol-
der Advisory Group – MAG) wegen der 
späten Bekanntgabe des Gastlandes nur 
wenig Zeit hatte, aus den über 400 Vor-
schlägen ein stimmiges Programm zu 
entwickeln, hat sich der Programmge-
staltungsansatz des MAG grundsätzlich 
bewährt, auch wenn es nach wie vor 
Kritiken am Vorgehen des MAG bei der 
Evaluierung von Vorschlägen aus der 
Gemeinschaft gibt. 

Mehr als 3000 Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer aus 143 Staaten – darunter 
rund 1000 per Online-Zuschaltung – 
hatten sich für das 13. IGF registriert. 
Insgesamt gab es 171 Sitzungen in ver-
schiedenen Formaten. Die Zahl der na-
tionalen, regionalen und Jugend-IGFs ist 
von 97 beim IGF 2017 in Genf auf jetzt 
111 gewachsen. 

Auf die seit Jahren erhobene Forde-
rung nach mehr greifbaren Ergebnissen 
reagierte das IGF 2018 mit Zusammen-

fassungen der Vorsitzenden und Bot-
schaften (messages). Das IGF hat kein 
Verhandlungsmandat und kann inso-
fern auch nicht ein von allen Akteuren 
getragenes Abschlussdokument verab-
schieden. 

Die seit Jahren diskutierte – und bei 
vielen nationalen und regionalen IGFs 
praktizierte – Idee, Diskussionen in den 
einzelnen Plenarsitzungen und Work-
shops durch sogenannte Botschaften zu-
sammenzufassen, war erstmalig beim 
globalen IGF im Dezember 2017 in Genf 
angewendet worden. Das Pariser IGF 
ging nun einen Schritt weiter und ver-
pflichtete alle Berichterstatterinnen und 
-erstatter der einzelnen Sitzungen, un-
mittelbar nach der Beendigung der Veran-
staltung die Diskussionsergebnisse in zwei 
bis drei kurze Botschaften zusammenzu-
fassen. Daraus ergab sich am Ende ein 
durchaus umfangreiches Dokument, in 
dem zu acht Schwerpunktthemen insge-
samt 157 Botschaften aufgelistet werden.

Diese Botschaften haben keinen recht-
lichen Status und sind keine Empfeh-
lungen. Sie sind aber eine gute Orientie-
rungshilfe, eine Quelle der Inspiration, 
und tragen zu einem Multi-Akteurs-Mei-
nungsbildungsprozess von unten bei. Sie 
können zukünftig auch bei der Formu-
lierung von Agenden hilfreich sein, wenn 
einzelne Sachthemen verhandelt werden. 
Noch ist das Verfahren zur Ausarbeitung 
solcher Botschaften undefiniert. Hier ist 
zukünftig auch das MAG gefragt, das 
Prozedere für die Ausarbeitung von IGF-
Botschaften zu klären. Sinnvoll wäre es 
auch, wenn das MAG einen Nachverfol-
gungsmechanismus einführen würde, wie 
die einzelnen Botschaften die weitere Po-
litikentwicklung in den jeweiligen Sach-
bereichen beeinflussen. 

Das 14. IGF findet vom 25. bis 29. No-
vember 2019 in Berlin statt. Für das 
Jahr 2020 hat sich Polen mit Kattowitz 
für das 15. IGF beworben. Das gegen-
wärtige Mandat des IGF läuft noch bis 
zum Jahr 2025. 

Wolfgang Kleinwächter
(Dieser Beitrag setzt den Bericht von 
Wolfgang Kleinwächter, Internet 
Governance Forum: 12. Treffen 2017, 
VN 2/2018, S. 86, fort.)
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Das Übereinkommen über die 
Rechte des Kindes (Convention 
on the Rights of the Child – CRC) 

hat knapp 30 Jahre nach seinem Inkraft-
treten beinahe vollständige Akzeptanz 
erlangt, denn inzwischen haben es 196 
Staaten ratifiziert. Allein die USA haben 
das Übereinkommen lediglich unter-
zeichnet. Das Berichtsjahr war erfreu-
lich, denn die Zahl der Vertragsstaaten 
der drei Fakultativprotokolle zum CRC 
hat sich erhöht: Südsudan ist sowohl 
dem ersten Protokoll betreffend die Be-
teiligung von Kindern in bewaffneten 
Konflikten (OPAC) als auch dem zweiten 
Protokoll betreffend Kinderhandel, Kin-
derprostitution und Kinderpornografie 
(OPSC) beigetreten. OPAC hat damit 168 
Vertragsstaaten und OPSC nunmehr 175 
Vertragsstaaten. 

Mitteilungsverfahren

Das dritte Fakultativprotokoll betreffend 
ein Mitteilungsverfahren (OPIC) hat mit 
Bosnien-Herzegowina, Ecuador, San Ma-
rino, Slowenien und Tunesien fünf wei-
tere Vertragsstaaten hinzugewonnen. 
Ende des Jahres 2018 waren damit 42 
Staaten Vertragsparteien. Dem Ausschuss 
lagen mehrere Beschwerden nach dem 
Mitteilungsverfahren zur abschließen-
den Prüfung vor, von denen er in drei 
Fällen – Belgien, Dänemark und Spani-
en – den betreffenden Parteien seine 
Auffassungen zusammen mit Empfeh-
lungen übermittelte. Vertiefend vorge-
stellt sei an dieser Stelle der Fall I.A.M. 
gegen Dänemark, den der Ausschuss 
während seiner Frühjahrstagung behan-
delte. I.A.M. war eine aus Somalia ge-
flüchtete Mutter, die die Mitteilung an 
den Ausschuss im Namen ihrer im Jahr 
2016 in Dänemark geborenen Tochter 
K.Y.M. eingereicht hatte. Sie machte 
eine Verletzung der Rechte ihrer Toch-

Sozialfragen und Menschenrechte
Ausschuss für die Rechte des Kindes  |  77. bis 79. Tagung 2018

n  USA einziger Staat, der Übereinkommen nicht ratifiziert hat 
n  Mehrere Beschwerden nach Mitteilungsverfahren geprüft
n  Zahl unterernährter Kinder in Angola gestiegen

ter aus Artikel 1, 2, 3 und 19 des CRC 
geltend mit der Begründung, sie könne 
ihre Tochter nicht vor der in Somalia vor-
herrschenden traditionellen Praxis der Ge-
nitalbeschneidung junger Mädchen be-
schützen, wenn sie auf der Grundlage des 
Abschiebebeschlusses Dänemarks nach 
Somalia ausreisen müssten. Der Ausschuss 
bejahte eine Verletzung von Artikel 3 und 
19 des Übereinkommens. Dänemark habe 
bei seiner Entscheidung nicht das Wohl 
der Tochter vorrangig berücksichtigt (Ar-
tikel 3) und keine geeigneten Maßnahmen 
getroffen, um sie vor jeder Form körperli-
cher oder geistiger Gewaltanwendung zu 
schützen (Artikel 19). Somalia weise welt-
weit mit 98 Prozent eine der höchsten 
Raten von weiblicher Genitalbeschnei-
dung auf. Der Ausschuss empfahl deshalb 
Dänemark, die Abschiebung der Mutter 
und ihrer Tochter nach Somalia zu unter-
lassen und alle notwendigen Schritte  
zu unternehmen, um weitere mögliche 
Rechtsverletzungen zu verhindern. Gleich-
zeitig bat der Ausschuss Dänemark, in-
nerhalb von 180 Tagen Bericht über die 
erfolgten Maßnahmen zu geben. Dies ist 
bislang noch nicht erfolgt.

Tagungen 2018

Dem Ausschuss lagen während der drei 
regulären Tagungen im Jahr 2018 (77. Ta-
gung: 15.1.–2.2.; 78. Tagung: 14.5.–1.6. 
und 79. Tagung: 17.9.–5.10.) 17 Staatenbe-
richte zum CRC, vier Berichte zum OPAC 
und fünf Berichte zum OPSC vor, die er 
eingehend prüfte und mit Abschließen-
den Bemerkungen beschied. Die nachfol-
gende Berichterstattung konzentriert sich 
beispielshaft auf die Umsetzungsberichte 
von Sri Lanka, Angola und Laos.

77. Tagung
Auf der Frühjahrstagung prüfte der 

Ausschuss die Berichte zum Übereinkom-

men aus Guatemala, den Marshallinseln, 
Palau, Panama, den Salomonen, den 
Seychellen, Spanien und Sri Lanka. Staa-
tenberichte zu den Fakultativprotokollen 
gab es nicht.

Auf der Grundlage des kombinierten 
fünften und sechsten CRC-Umsetzungs-
berichts von Sri Lanka erwähnte der 
Ausschuss im Hinblick auf Fortschritte 
auf nationaler Ebene zur Umsetzung des 
Übereinkommens über die Rechte des 
Kindes positiv den nationalen Aktions-
plan für Kinder (2016–2020), den Akti-
onsplan für soziale Sicherung von Kin-
dern (2016–2019) sowie die Strategie 
und den Aktionsplan zur Bekämpfung 
sexueller und geschlechterbasierter Ge-
walt. Nichtsdestotrotz bestünde in vielen 
Bereichen noch Handlungsbedarf und 
der CRC verwies im Rahmen seiner 
Empfehlungen darauf, die Umsetzung 
insbesondere auf die Bereiche Gewalt, 
sexuelle Ausbeutung und Missbrauch, 
wirtschaftliche Ausbeutung einschließ-
lich Kinderarbeit, Verwaltung des Jus-
tizwesens für Kinder und Jugendliche 
sowie Aussöhnung, Wahrheit und Ge-
rechtigkeit zu legen. So zeigte sich der 
Ausschuss unter anderem darüber be-
sorgt, dass die Altersgrenze für die straf-
rechtliche Verantwortlichkeit bereits bei 
acht Jahren liege und damit extrem 
niedrig sei, dass es nur wenige Jugend-
gerichte und kein Recht auf einen recht-
lichen Beistand gebe sowie Kinder und 
Jugendliche während des Strafprozesses 
nicht von den Erwachsenen getrennt be-
handelt würden, beispielsweise während 
der Haft. Der Ausschuss empfahl des-
halb unter anderem, die Altersgrenze auf 
einen international akzeptablen Standard 
anzupassen, Jugendgerichte einschließ-
lich Jugendgerichtsverfahren und Jugend-
richterinnen und -richter einzuführen, 
qualifizierten, unabhängigen und, wenn 
nötig, kostenlosen Rechtsbeistand zu ge-
währleisten sowie die getrennte Haftun-
terbringung von Kindern beziehungswei-
se Jugendlichen und Erwachsenen zu er- 
möglichen.

78. Tagung
Auf der Sommertagung standen die 

Berichte zum CRC aus Angola, Argenti
nien, Lesotho, Montenegro und Norwe-
gen im Fokus der Begutachtung. Zudem 
berichteten Algerien und Angola zum 
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OPAC sowie Angola und Russland zum 
OPSC.

Wie Sri Lanka hatte auch Angola ei-
nen kombinierten Umsetzungsbericht ein-
gereicht, zusätzlich aber noch über die 
Umsetzung der ersten beiden Fakulta-
tivprotokolle Bericht erstattet. Im Hin-
blick auf den Umsetzungsbericht zum 
CRC begrüßte der Ausschuss die An-
nahme nationaler Maßnahmen zur Um-
setzung des Übereinkommens über die 
Rechte des Kindes. Darunter nannte er 
das Gesetz gegen häusliche Gewalt, den 
nationalen Plan zur Verhinderung von 
Gewalt gegen Kinder sowie in den Berei-
chen Gesundheit und Ernährung Maß-
nahmen zur Bekämpfung von HIV/Aids 
und die nationale Ernährungsstrategie 
des Gesundheitsministeriums. Letztere 
bewertete er in der Umsetzung allerdings 
noch als mangelhaft. Zwei der Schwer-
punkte seiner Empfehlungen legte der 
Ausschuss auf nationale Maßnahmen zur 
Verbesserung der Gesundheitsstandards 
und der Ernährungssicherheit. Der Aus-
schuss empfahl unter anderem, die be-
reits bestehenden Maßnahmen zur Ver-
hinderung der HIV/Aids-Übertragung 
von der Mutter auf das Kind zu verstär-
ken sowie Folgebehandlungen von in
fizierten Müttern und Kindern und den 
Zugang zu Therapien für infizierte 
schwangere Frauen zu verbessern. Da-
neben zeigte sich der Ausschuss ernsthaft 

über die vorherrschende Unterernäh-
rung besorgt. Die Zahl der unterernähr-
ten Kinder unter fünf Jahren habe sich 
seit dem Jahr 2007 von 29 Prozent auf 38 
Prozent in den Jahren 2015 und 2016 
erhöht. Unterernährung sei mit 45 Pro-
zent eine der Ursachen für die hohe Kin-
dersterblichkeit. Zudem würden Frauen 
ihre Kinder nur für einen kurzen Zeit-
raum ausschließlich stillen und der Mut-
terschutz sei viel zu kurz. Um die Säug-
lings- und Kindersterblichkeit unter fünf 
Jahren zu reduzieren, empfahl der Aus-
schuss unter anderem, Informationsma-
terial zum Stillen zugänglich zu machen, 
ausschließliches Stillen innerhalb der ers-
ten sechs Monate zu unterstützen und 
den Mutterschutz auf mindestens 14 Wo-
chen auszuweiten.

79. Tagung
Während der Herbsttagung prüfte 

der Ausschuss die Berichte zum Über-
einkommen über die Rechte des Kindes 
von El Salvador, Laos und Mauretanien. 
Weiterhin prüfte er die Berichte von Be-
nin und Saudi-Arabien zum OPAC und 
von Benin, Niger und Saudi-Arabien zum 
OPSC.

Im Hinblick auf den kombinierten 
dritten bis sechsten CRC-Umsetzungs-
bericht von Laos begrüßte der Ausschuss 
die nationalen Schritte zur Umsetzung 
des CRC – wie das Gesetz zur Regelung 

des Jugendstrafrechtsverfahrens (2014) 
und das Gesetz zur Bekämpfung sexuel-
ler Gewalt gegen Frauen und Kinder 
(2015). Positiv befand der Ausschuss zu-
dem, dass seit dem Jahr 2004 die ge-
sundheitliche Versorgung von Schwan-
geren, Neugeborenen und Kindern un- 
ter fünf Jahren kostenfrei erfolge. Trotz 
der unentgeltlichen gesundheitlichen Ver-
sorgung zeigte er sich über die anhalten-
de hohe Kindersterblichkeit bei unter 
fünfjährigen Kindern besorgt. Gleich-
zeitig verwies er darauf, dass der Groß-
teil der Kindersterblichkeit vermeidbar 
wäre und die Kindersterblichkeit von 
der geografischen Lage im Land, der Art 
der ethnischen Gruppen sowie der Aus-
bildung der Mütter und ihrem sozial-
ökonomischen Status abhinge. Der Aus-
schuss empfahl deshalb, die Gesund- 
heitsversorgung und den Zugang dazu 
im ländlichen Bereich durch weitere fi-
nanzielle Zuwendungen, auch im Hin-
blick auf verbesserte Straßenverkehrs-
verhältnisse, voranzutreiben. Wichtig er- 
schien ihm zudem, die Zahl der im Ge-
sundheitswesen Beschäftigten zu erhö-
hen und sie beständig weiterzubilden 
sowie Gesundheitsprogramme in den 
Sprachen der verschiedenen ethnischen 
Gruppen zu entwickeln. Gleichzeitig sol-
len die Kenntnisse und Fähigkeiten der 
Hebammen verbessert und Qualitätsstan-
dards für die Versorgung von Schwange-
ren und Neugeborenen eingeführt wer-
den. Auch über die hohe Prävalenz früher 
Schwangerschaften, insbesondere unter 
Mädchen aus den verschiedenen ethni-
schen Gruppen, zeigte sich der Ausschuss 
besorgt. Er empfahl deshalb, sicherzu-
stellen, dass sexuelle und reproduktive 
Themen auch Teil der Schulausbildung 
seien und sowohl Mädchen als auch Jun-
gen angesprochen werden. Der Schwer-
punkt sollte dabei auf der Verhütung 
von Schwangerschaften und sexuell über-
tragbaren Infektionen liegen.

Jana Hertwig
(Dieser Beitrag setzt den Bericht von 
Jana Hertwig über die 74. bis 76. Ta-
gung 2018, VN, 5/2018, S. 227f., fort.)

Eine Installation des UN-Kinderhilfswerks (UNICEF) am Amtssitz der Vereinten Nationen in New York 
zeigt 3758 aufgereihte Rucksäcke. Sie symbolisieren jeweils das Leben eines junges Menschens, 
das im Jahr 2018 aufgrund gewaltsamer Konflikte zum Opfer fiel.   UN PHOTO: MANUEL ELIAS



VEREINTE NATIONEN  5/2019									          229

Aus dem Bereich der Vereinten Nationen  |  Sozialfragen und Menschenrechte

Im Jahr 2018 trat der Ausschuss für 
wirtschaftliche, soziale und kulturelle 
Rechte (Committee on Economic, So-

cial and Cultural Rights – CESCR) nach 
dem Abbau des Rückstaus an Staaten-
berichten zu zwei regulären Tagungen in 
Genf zusammen (63. Tagung: 12.3.–29.3. 
und 64. Tagung: 24.9.–12.10.2018). Der 
aus 18 unabhängigen Sachverständigen 
bestehende Ausschuss überprüft die Ein-
haltung und Verwirklichung des Inter-
nationalen Paktes über wirtschaftliche, 
soziale und kulturelle Rechte (kurz: So-
zialpakt) durch die im Berichtszeitraum 
169 Vertragsstaaten. Im Jahr 1966 wur-
de der Pakt verabschiedet und trat im 
Jahr 1976 in Kraft. Durch Ratifizierung 
werden die im Pakt verbrieften Rechte 
für die Staaten verbindlich. Über deren 
Umsetzung und Verpflichtungen müssen 
die Vertragsstaaten dem CESCR regel-
mäßig berichten. Diese Berichte werden 
durch den Ausschuss überprüft und an-
hand der Überprüfungsergebnisse gibt er 
sogenannte Abschließende Bemerkun-
gen, die nicht bindend sind. Da im Be-
richtszeitraum nur wenige Staatenberich-
te eingebracht wurden, befasste sich der 
CESCR mit Berichten, die schon lange 
überfällig waren. Es waren 27 Staaten 
mit ihren Erstberichten, davon 19 mehr 
als zehn Jahre verspätet.

Das am 5. Mai 2013 in Kraft getretene 
Fakultativprotokoll zum Pakt beinhal-
tet ein Individualbeschwerde-, ein Un-
tersuchungs- und ein Staatenbeschwer-
deverfahren. Die Zahl der Ratifikationen 
betrug am Ende der 64. Tagung 24 und 
erhöhte sich mit Honduras und Vene
zuela um zwei Vertragsstaaten gegen-
über dem Vorjahr.

Ebenso setzten sich die Ausschuss-
mitglieder erneut mit ihrer Arbeitsweise 
und der Effektivität auseinander. Sie er-
örterten, wie die Staaten bei der Bericht
erstellung unterstützt werden könnten, 
um die Maßnahmen zur Umsetzung der 
Verpflichtungen aus dem Pakt deutlicher 
zu machen.

Sozialpakt  |  63. und 64. Tagung 2018
n  Recht auf Wohnen muss besser umgesetzt werden
n  Zwischenberichte eine Möglichkeit zur besseren Umsetzung
n  Staatenberichtsverfahren zu Deutschland

Individualbeschwerden

Während des Berichtszeitraums wurden 
63 Beschwerden seit Inkrafttreten des Fa-
kultativprotokolls registriert. Bisher wur-
den vier der eingereichten Individualbe-
schwerden entschieden – bei einer wurde 
keine Verletzung der Rechte aus dem 
Pakt festgestellt. 13 wurden als unzuläs-
sig zurückgewiesen und zwei wurden 
zurückgezogen. 43 sind registriert, aber 
noch nicht bearbeitet und entschieden. 

Während der 63. Tagung wurde der 
Fall Trujillo Calero gegen Ecuador 
(E/C.12/63/D10/2015) entschieden und 
der Fall Arellano Medina gegen Ecuador 
(E/C/63/D7/2015) als unzulässig zurück-
gewiesen. Während der Sitzungsperiode 
hat die Arbeitsgruppe zu den Individual-
beschwerden sechs Sitzungen abgehalten. 
Der CESCR hat klargestellt, dass es den 
nationalen Gerichten obliegt, die Fakten 
und Beweise in den vorliegenden Fällen 
aufzunehmen. Die Mitglieder des Aus-
schusses klären, ob die Interpretation der 
Gerichte der Sachlagen und der Beweise 
eine Verletzung der Paktrechte darstellen. 

Derzeit werden zwei entschiedene In-
dividualbeschwerden I.D.G. gegen Spa-
nien sowie Ben Djazia und Bellili gegen 
Spanien im Folgeverfahren behandelt.

Allgemeine Bemerkungen

Allgemeine Bemerkungen sind Ausle-
gungshilfen, die erläutern, was der Aus-
schuss unter den einzelnen Rechten ver-
steht. Zum Ende der Sitzungsperiode 
war die Zahl der Allgemeinen Bemer-
kungen auf 24 gestiegen.

Der CESCR hat während dieser Ta-
gungen die Allgemeine Bemerkung Nr. 24 
(2017) zu den Staatenpflichten unter dem 
Sozialpakt zu Aktivitäten der Wirtschaft 
angenommen. Unternehmen spielen eine 
wichtige Rolle bei der Verwirklichung 
der wirtschaftlichen, sozialen und kul-
turellen Rechte. Mit dieser Allgemeinen 

Bemerkung sollen die Pflichten der Ver-
tragsstaaten geklärt werden, um die nach-
teiligen Auswirkungen von Geschäfts
tätigkeiten auf die Menschenrechte zu 
verhindern und zu beheben.

Stellungnahmen

Am 8. Oktober 2018 gab der Ausschuss 
eine Stellungnahme zum Klimawandel 
ab. Die Mitglieder des Ausschusses be-
zogen sich dabei auf die Rechte zu Wasser 
und Sanitärversorgung, dem Recht auf 
Wohnen und den Rechten indigener Völ-
ker, die auf die natürlichen Ressourcen 
angewiesen sind. Sie legten den Staaten 
nahe, die Paktrechte nicht nur für ihre 
Bevölkerung einzuhalten, sondern die 
Staaten hätten auch Pflichten gegenüber 
Menschen in anderen Staatsgebieten.

Staatenberichte

Allgemeines
Der Ausschuss befasste sich im Be-

richtszeitraum mit insgesamt zwölf Staa-
tenberichten. Darunter waren sechs Erst-
berichte der Vertragsstaaten Bangladesch, 
Kap Verde, Mali, Niger, Südafrika und 
Zentralafrikanische Republik. Weitere 
Staatenberichte kamen aus Argentinien, 
Deutschland, Mexiko, Neuseeland, Spa-
nien und Turkmenistan. Der CESCR 
empfahl jedem entsprechenden Vertrags-
staat, das Fakultativprotokoll zu rati
fizieren. Ebenso rief er die Ziele für 
nachhaltige Entwicklung (Sustainable 
Development Goals – SDGs) der Agen-
da 2030 in Erinnerung. In vielen Ab-
schließenden Bemerkungen verlangte er 
bei Empfehlungen Zwischenberichte von 
den Vertragsstaaten, die den Ausschuss-
mitgliedern als besonders dringlich er-
schienen. Die Zwischenberichte sollten 
in 18, 24 oder 36 Monaten für die Staa-
ten Bangladesch, Deutschland, Mexiko, 
Niger, Spanien, Südafrika, Zentralafri-
kanische Republik und Turkmenistan 
nach Erlassung der Empfehlungen beim 
Ausschuss eingebracht werden.

Klimawandel
Der CESCR empfahl den Vertrags-

staaten den Abbau von fossilen Stoffen 
mittels ›Fracking‹ genau zu prüfen (Ar-
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(Dieser Beitrag setzt den Bericht von 
Claudia Mahler, Sozialpakt: 60. bis 62. 
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gentinien), da die Pläne den Vorgaben 
des Übereinkommens von Paris über Kli-
maänderungen widersprächen. Ebenso 
zeigte sich der Ausschuss darüber besorgt, 
dass durch den Klimawandel vermehrt 
Umweltkatastrophen entstehen (Bangla-
desch), beispielsweise durch Dürren, die 
besonders negative Auswirkungen auf 
Gruppen in besonders gefährdenden Le-
benslagen haben (Kap Verde). Er emp-
fahl die Überarbeitung von Hilfsstruk-
turen und den Ausbau von Infrastruk- 
turmaßnahmen sowie, besonderes Augen-
merk auf die marginalisierten Gruppen 
zu legen. In Ergänzung regte er an, die 
internationale Zusammenarbeit auszu-
bauen und technische Hilfen zur Erken-
nung des Klimawandels in Erwägung zu 
ziehen (Bangladesch). Der CESCR be-
tonte, die Anstrengungen zur Errei-
chung der Klimaziele von Paris zu ver-
größern (Deutschland).

Recht auf Wohnen
Der Ausschuss kritisierte, dass insbe-

sondere Menschen mit geringem Ein-
kommen und Vermögen oder einer indi-
genen Gruppe zugehörend (Neuseeland) 
der Zugang zu adäquatem Wohnen ver-
sperrt sei (Spanien). Es fehle an gesetz
lichen Regelungen. Zwangsräumungen 
(Spanien) müssten insbesondere, wenn es 
um die Umgestaltung der Städte ginge, 
das letzte Mittel sein (Argentinien, Süd-
afrika). Bei Zwangsräumungen müssen 

die Vertragsstaaten vermehrt auf die 
menschenrechtlichen Vorgaben achten 
sowie einen gesetzlichen Schutz, Ersatz-
angebote und Kompensationen bei Ver-
letzungen gewährleisten (Spanien, Turk-
menistan). Im Falle von Spanien regten 
die Sachverständigen an, den privaten 
Wohnungsmarkt besser zu regulieren und 
dafür Sorge zu tragen, dass ausreichend 
vorübergehende Unterkünfte zur Verfü-
gung stünden. Ebenso empfahl er, infor-
melle Siedlungen anzuerkennen und die 
Wohnsituation dort zu verbessern, indem 
der Zugang zu Versorgung mit Wasser, 
Strom und Abwasser gewährleistet wer-
de (Bangladesch). Gegen Gettobildung 
und sozialen Ausschluss müsse intensiv 
vorgegangen werden (Mexiko). 

In vielen Abschließenden Bemerkun-
gen regte der Ausschuss an, dass die 
Vertragsstaaten Daten erheben sollten 
(Argentinien, Deutschland). Sie werden 
benötigt, um Aufschluss zu erhalten, 
welche Gruppen Wohnraum benötigen. 
Dies gelte auch für Statistiken über 
Wohnungs- und Obdachlosigkeit, denn 
anhand der Zahlen könnten die Woh-
nungspolitiken passgenauer gestaltet 
werden und das Recht auf Wohnen für 
verletzliche Gruppen besser umgesetzt 
werden. Die Ausschussmitglieder reg-
ten an, die Wohnstrategie der Sonder-
berichterstatterin anzuwenden und die 
Allgemeinen Bemerkungen des Aus-
schusses Nr. 4 (1991) und Nr. 15 (2002) 

vermehrt zu berücksichtigen (Bangla-
desch, Mali, Mexiko, Neuseeland, Turk-
menistan).

Schädliche Praktiken gegen 
Frauen und Mädchen

Der Ausschuss empfahl, Gesetze ge-
gen Zwangsehen und gegen Kinderehen 
(Bangladesch, Mali, Niger) sowie Poly-
gamie zu erlassen (Mali). Ebenso regte 
der Ausschuss an, Aufklärungskampag-
nen gegen Kinderehen ins Leben zu ru-
fen (Niger). Er war über die weitverbrei-
tete Praxis der Genitalverstümmelungen 
besorgt und empfahl, Aufklärungsmaß-
nahmen und weitere Schritte zu ergrei-
fen, um gezielt dagegen vorzugehen. 

Staatenberichtsverfahren zu 
Deutschland

Deutschland hat das sechste Staaten-
berichtsverfahren durchlaufen. Der Aus-
schuss begrüßte, dass die Bundesrepu
blik mit einer hochrangigen Delegation 
zum Dialog nach Genf gekommen war. 
Hinzu kamen viele Vertreterinnen und 
Vertreter von nichtstaatlichen Organi-
sationen (NGOs) und dem Deutschen 
Institut für Menschenrechte, die einer-
seits einen Parallelbericht geschrieben 
hatten oder zur Frageliste beitrugen. In 
den Abschließenden Bemerkungen zu 
Deutschland haben die Sachverständi-
gen zu vielen Themen Empfehlungen zur 
besseren Umsetzung der Paktrechte ab-
gegeben. Diese betrafen konkret: Wirt-
schaft und Menschenrechte, Klimawan-
del, intersexuelle Kinder, Migrantinnen 
und Migranten – insbesondere die Fa-
milienzusammenführung –, die Arbeits-
situation von Männern und Frauen so-
wie Menschen mit Behinderungen, Min- 
destlohn, soziale Sicherheit, Recht auf 
Gesundheit, Bildung und das Schules-
sen. Einen Zwischenbericht zu dringli-
chen Themen wurde für die Bereiche 
Recht auf Wohnen, die Situation von 
älteren Menschen in Pflege und Kinder-
armut innerhalb von 24 Monaten ange-
fordert. Der nächste Staatenbericht ist 
am 31. Oktober 2023 einzureichen.

Auch Deutschland muss sich zum Recht auf Wohnen im CESCR äußern: Menschen demonstrierten 
am 30. April 2019 in Berlin gegen steigende Mieten und Gentrifizierung.   FOTO: REUTERS/CH. MANG
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D ie Vereinten Nationen befinden 
sich – wieder einmal – in einer fi-
nanziell schwierigen Lage. Wie 

UN-Generalsekretär António Guterres 
bereits Anfang 2019 in einem Bericht 
(A/73/809 v. 26.3.2019) deutlich gemacht 
hat, kommen einige Beitragszahler ihren 
Zahlungsverpflichtungen nicht rechtzei-
tig nach. Somit tat sich zum Jahresende 
2018 allein im ordentlichen UN-Haus-
halt eine Finanzlücke von rund 529 Mil-
lionen US-Dollar auf. Dabei sind rund 
72 Prozent auf die USA (A/73/809, An-
nex I) zurückzuführen. Bei den Friedens-
missionen fehlten Ende Juni 2018 fast 
zwei Milliarden US-Dollar, davon 63 Pro-
zent Rückstände der USA (Annex II).

Die daraus resultierenden Liquiditäts
engpässe haben mittlerweile Auswir-
kung auf die tägliche Arbeit der UN. Die 
Engpässe können zum Teil nur durch 
unbesetzte Planstellen gelöst werden, 
während die Mitgliedstaaten selbstver-
ständlich von Guterres erwarten, dass sol-
che Stellen mit Personal gefüllt werden.

Sinkende Bedeutung der 
Pflichtbeiträge

Vor diesem Hintergrund wird deutlich, 
dass das Konzept der ›Pflichtbeiträge‹, 
immer wieder auf geopolitische und fi-
nanzpolitische Hürden trifft, die den 
›Pflicht‹-Aspekt dieser Beiträge in der 
Praxis dehnbar werden lassen. Gleich-
zeitig sinkt die anteilige Bedeutung der 
Pflichtbeiträge an den UN-Finanzen mit 
jedem Jahr weiter.

Der im Mai 2019 von Guterres vor-
gelegte Entwurf für den Einjahreshaus-
halt für das Jahr 2020 sieht für den re-
gulären Haushalt knapp 2,9 Milliar- 
den US-Dollar an Mitteln vor (A/74/6 v. 
15.5.2019). Nur für diesen Teil müssen 
die Mitgliedstaaten Pflichtbeiträge zah-

Verwaltung und Haushalt
Beitragsschlüssel für den Haushalt der  
Vereinten Nationen 2019 bis 2021

n  UN-Budget weiterhin in einer angespannten Lage
n  Freiwillige Finanzmittel übersteigen deutlich Pflichtbeiträge
n  China steigt zum zweitgrößten Beitragszahler auf

len. Darüber hinaus sind allerdings weite-
re 12,4 Milliarden US-Dollar an Ausga-
ben eingeplant, die über freiwillige Mittel 
finanziert werden sollen. Die Pflicht- 
beiträge machen also nur knapp 20 Pro-
zent der über den ordentlichen Haushalt 
verplanten Mittel aus.

Der Blick auf den formalen Beitrags-
schlüssel der UN für 2019–2021 (A/
RES/73/271 v. 22.12.2018) erscheint 
daher im Kontext wachsender Zahlungs-
rückstände und sinkender Bedeutung 
der Pflichtbeiträge fast wie eine Ablen-
kung von wichtigeren Fragen.

Rasanter Aufstieg Chinas

Andererseits ist der Beitragsschlüssel für 
die Pflichtbeiträge ein guter Indikator für 
zentrale globale Machtverschiebungen. 
Dabei setzen sich die Trends der vergan-
genen Jahre fort: Während die Decke-

lung auf maximal 22 Prozent den Pflicht
anteil der USA als größten Beitrags- 
zahler konstant hält, steigt China weiter 
rasant auf. Seit diesem Jahr ist die Volks-
republik mit zwölf Prozent zweitgrößter 
Beitragszahler und überholt damit Ja-
pan deutlich. War China am Anfang 
der 2010er Jahre mit 3,2 Prozent nur 
auf Platz 6, hat sich sein Beitragsanteil 
fast vervierfacht. Dies hat Auswirkun-
gen auf das Verhalten Chinas in den 
UN-Haushaltsverhandlungen im Fünften 
Ausschuss für Verwaltungs- und Haus-
haltsfragen der Generalversammlung. Als 
zweitgrößter Geldgeber kann das Land 
nicht mehr passiver Teil der Gruppe der 
77 Staaten (G77) sein, die ansonsten 
nur einen verhältnismäßig geringen An-
teil an den Pflichtbeiträgen einbringt, son-
dern stellt auch verstärkt eigene Forde-
rungen in den Haushaltsverhandlungen.

Langsamer Abstieg der EU-28?

Gleichzeitig mit dem Aufstieg Chinas 
bei den Pflichtbeiträgen setzt sich der 
Abstieg der (noch) 28 Staaten der Euro-
päischen Union (EU-28) fort mit aktuell 
nur noch etwa 28,5 Prozent am Ge-
samtanteil der Pflichtbeiträge für 2019–
2021 (-1,9 Prozentpunkte im Vergleich 
zu 2016–2018 und -10,5 Prozentpro-
zentpunkte zu 2010–2012). Davon 

Mitgliedstaat 2013– 2015 2016– 2018 2019–2021 Änderung

USA 22,000 22,000 22,000 0,000

China 5,148 7,921 12,005 4,084

Japan 10,833 9,680 8,564 -1,116

Deutschland 7,141 6,389 6,090 -0,299

Großbritannien 5,179 4,463 4,567 0,104

Frankreich 5,593 4,859 4,427 -0,432

Brasilien 2,934 3,823 2,948 -0,875

Russland 2,438 3,088 2,405 -0,683

Saudi-Arabien 0,864 1,146 1,172 0,026

EU-28 34,889 30,384 28,505 -1,879

Beitragssätze ausgewählter Mitgliedstaaten (in Prozent)

Die Änderungen (in Prozentpunkten) beziehen sich nur auf die Zeiträume 2019–2021 und 
2016–2018.
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werden etwa drei Viertel durch Deutsch-
land (6,1 Prozent), Großbritannien (4,6 
Prozent), Frankreich (4,4 Prozent), Ita
lien (3,3 Prozent), Spanien (2,1 Prozent) 
und die Niederlande (1,4 Prozent) ein-
gebracht. Dieser prozentuale Rückgang 
bei den Pflichtbeiträgen soll allerdings 
nicht außer Acht lassen, dass eine Rei-
he von EU-Mitgliedstaaten – darunter 
Deutschland und die anderen großen 
Zahler, aber auch Länder wie Schweden 
oder die Niederlande – zu den größten 
Geldgebern von freiwilligen Mitteln im 
UN-System gehören. Chinas freiwilli-
gen Beiträge sind dagegen im Vergleich 
zum rasanten Anstieg der Pflichtbeiträ-
ge – bei einzelnen Ausreißern – nur rela-
tiv langsam gestiegen.

Weitere Trends

Während Russlands Anteil an den 
Pflichtbeiträgen wieder auf das Niveau 
von 2013–2015 gesunken ist (von 3,1 

Prozent im Zeitraum 2016–2018 auf 
2,4 Prozent 2019–2021) und auch Bra-
silien im Vergleich zu 2016–2018 einen 
geringeren Anteil zu zahlen hat (nur 
noch rund 2,9 Prozent), machen Länder 
wie Südkorea (von Platz 13 auf 11), die 
Türkei (von Platz 18 auf 14) oder Indien 
(von Platz 24 auf 21) Ränge gut. Ande-
re, wie etwa Griechenland (-6 Ränge), 
Südafrika (-7 Ränge) oder die Ukraine 
(-9 Ränge), haben an Boden verloren.

Konsequenzen der  
Beitragsverteilung

Insgesamt tragen heute die fünf größ-
ten Beitragszahler über 50 Prozent der 
Pflichtbeiträge zum ordentlichen Haus-
halt bei. Zusammen mit den 24 nächst-
größeren Beitragszahlern sind es knapp 
über 90 Prozent. Die 116 geringsten Bei-
tragszahler zahlen hingegen nur knapp 
unter einem Prozent. Für die UN bedeutet 
das weiterhin ein Ungleichgewicht zwi-
schen einer Minderheit der Staaten, die 
aufgrund ihrer Bevölkerungszahl und 
Wirtschaftskraft am meisten zahlt, und 
einer großen Stimmenmehrheit von Staa-
ten, die nur einen kleinen Beitrag leistet.

Auch wenn diese Finanzverteilung im 
globalen Gefüge gerecht sein mag, trägt 
das resultierende Ungleichgewicht zum 
Teil zu den kontroversen Haushaltsver-
handlungen in New York bei. Hier ste-
hen sich jedes Mal wieder die Finanz-
mehrheit der wenigen großen Zahler 
und die Stimmenmehrheit der gerings-
ten Beitragszahler im Fünften Ausschuss 
der Generalversammlung gegenüber. Bei-
de Seiten haben zudem programmatisch 
unterschiedliche Prioritäten. Das Ergeb-
nis ist ein Hang zum programmatischen 
Status quo im UN-Haushalt. Die meis-
ten großen Geldgeber investieren statt-
dessen lieber in freiwillige Beiträge an 
die UN, über die sie direkte Kontrolle 
haben. Der multilaterale Kern der UN 
ist der Verlierer dieser Situation.

Die Pflichtbeiträge zu den 
Friedensmissionen

Am 3. Juli 2019 verabschiedete der Fünfte 
Ausschuss den Jahreshaushalt für 13 
UN-Friedensmissionen für den Zeitraum 

Mit-
glied-
staat

2018 2019 2020 
–2021

1 USA 28,434 27,891 27,891

2 China 10,238 15,22 15,22

3 Japan 9,680 8,564 8,564

4 Deutsch-
land

6,389 6,090 6,090

5 Großbri-
tannien

5,768 5,790 5,790

6 Frank-
reich

6,280 5,613 5,612

7 Italien 3,748 3,307 3,307

8 Russland 3,991 3,049 3,049

9 Kanada 2,921 2,734 2,734

10 Korea 
(Rep.)

2,039 2,267 2,267

11 Austra-
lien

2,337 2,210 2,210

12 Spanien 2,443 2,146 2,146

13 Nieder-
lande

1,482 1,356 1,356

14 Schweiz 1,140 1,151 1,151

15 Saudi- 
Arabien

1,060 1,084 1,084

Juli 2019 bis Juni 2020 (GA/AB/4328). 
Ein Großteil dieses Haushalts von ins-
gesamt 6,51 Milliarden US-Dollar ist 
für die vier größten Missionen in Südsu-
dan (1,18 Milliarden US-Dollar), Mali 
(1,14 Milliarden US-Dollar), der Demo-
kratischen Republik Kongo (1,01 Milliar-
den US-Dollar) und der Zentralafrika-
nischen Republik (0,91 Milliarden US- 
Dollar) veranschlagt. Für die gesonderten 
Pflichtbeiträge, die diese Friedensmissi-
onen finanzieren, gilt ein eigener Vertei-
lungsschlüssel (A/73/350 v. 29.8.2019), 
der insbesondere der herausragenden 
Rolle der fünf ständigen Mitglieder des 
UN-Sicherheitsrats (Permanent Five – P5) 
mit Aufschlägen Rechnung trägt.

Ausblick

Die Finanzen der Vereinten Nationen 
waren schon immer Spielfeld größerer 
politischer Konflikte und Spannungen. 
Die hier dargestellten Pflichtbeiträge sind 
nur ein Gradmesser dafür, welche Staa-
ten ein besonderes Gewicht haben, wenn 
es um die Festlegung und Finanzierung 
programmatischer Prioritäten der UN 
geht. Zusammengenommen tragen Chi-
na als aufsteigende Weltmacht und die 
USA jetzt 43 Prozent der Pflichtbeiträge 
bei den Friedensmissionen und 34 Pro-
zent der Pflichtbeiträge am ordentlichen 
Haushalt bei. Das verschiebt Prioritäten, 
was sich zum Beispiel bei schwierigen 
Verhandlungen rund um einzelne Frie-
densmissionen und ihre Finanzierung 
zeigt. Die regulären Haushaltsverhand-
lungen, die noch bis Ende dieses Jahres 
dauern werden, werden zeigen, inwie-
weit diese Verschiebungen schon jetzt 
Auswirkungen auf die UN-Finanzie-
rung haben.

 

Quelle: UN Doc. A/73/350 Add.1 v. 24.12.2018

Größte Beitragszahler für die  
UN-Friedenssicherung (in Prozent)
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»Die Erde brennt lichterloh.«

Noch etwas haben wir in unserem Treffen heute 
mit Iran, Russland und China unterstrichen: Wir 
wollen weiter am Nuklearabkommen mit Iran und 
dem Ziel eines Irans ohne Nuklearwaffen festhal-
ten, weil es Sicherheit schafft und eine Basis auch 
für weitergehende Gespräche über andere Themen, 
die in diesem Zusammenhang wichtig sind. 

Auch wenn es mühsam ist: Diplomatie heißt 
eben, nicht der Logik von schwarz und weiß zu fol-
gen und darin zu verharren. Es heißt auch, wech-
selseitige Absprachen einzuhalten. Deshalb erwar-
ten wir, dass Iran seine Verpflichtungen einhält, die es 
uns und der ganzen internationalen Gemeinschaft 
gegenüber eingegangen ist. Und dass es unsere ak-
tuellen europäischen Bemühungen um einen Ein-
stieg in eine diplomatische Lösung auch aufgreift.

Zweitens: Afghanistan. Wir bedauern sehr, dass 
die blutigen Anschläge der Taliban die Gespräche 
mit den USA in Doha torpediert haben. Deutsch-
land hat diese Gespräche immer begleitet und un-
terstützt, weil wir davon überzeugt sind: Eine 
nachhaltige Lösung des Konfliktes gelingt nur durch 
politischen Ausgleich. Nur so sorgen wir dafür, 
dass Frieden dauerhaft hält! Das schulden wir auch 
all denjenigen, die sich in den vergangenen 18 Jah-
ren für ein friedliches Afghanistan engagiert und 
dafür manchmal sogar mit dem Leben bezahlt haben.

Deshalb kann auch eine Vereinbarung mit den 
Taliban nur ein erster Schritt sein. Was wir dann 

Rede des deutschen Außenministers Heiko Maas bei der 74. Generalversammlung  
der Vereinten Nationen am 25. September 2019 in New York

Sie alle haben in den letzten Tagen hier in New 
York viele Reden gehört – beim Klimagipfel, beim 
SDG-Gipfel, bei zahllosen Side Events und natür-
lich hier, beim Redemarathon namens Generalde-
batte. Würde man diese Reden auswerten, ein 
Wort käme vermutlich häufiger vor als alle ande-
ren: Nachhaltigkeit. Mancher sieht in diesem Wort 
nur einen Hype. Einen Marketing-Trend. Ein biss-
chen greenwashing für die postmaterielle Elite. 
Und so lange wir nur von Nachhaltigkeit reden, wird 
sich daran auch nichts ändern. Denn während wir 
hier in New York über Nachhaltigkeit reden, dro-
hen wir das Rennen gegen den Klimawandel zu 
verlieren. Die Erde brennt lichterloh.

Während wir von Nachhaltigkeit reden, leiden 
Frauen, Männer und Kinder an Hunger und Epide-
mien. Während wir von Nachhaltigkeit reden, ster-
ben Menschen in Kriegen und Konflikten, bei de-
ren Lösung wir seit Jahren versagen: Syrien, Mali, 
Ukraine, der Mittlere Osten, Afghanistan, Jemen, 
Iran, Myanmar, Nordkorea – die Liste ist viel zu 
lang. Es ist Zeit, von Nachhaltigkeit nicht nur zu 
reden. Es ist Zeit, nachhaltig zu handeln – auch in 
der Außen- und Sicherheitspolitik.

Nachhaltig ist eine Außenpolitik, die auf dauer-
hafte Konfliktlösung setzt. Die alle Akteure ein-
bindet und so für Akzeptanz und Stabilität sorgt. 
Die auf Prävention setzt, statt den Ereignissen im-
mer nur hinterherzurennen. Die auf tragfähige Ab-
kommen setzt, statt auf schnelle Deals auf Kosten 
anderer. Wer sein Land liebt, der setzt auf Zusam-
menarbeit. Denn nur so haben wir alle eine Zu-
kunft. Nachhaltige Außenpolitik, das ist multilate-
rale Außenpolitik. Auf diesem Gedanken gründen 
die Vereinten Nationen. Er leitet auch deutsche 
und europäische Außenpolitik. Ich will das an vier 
Beispielen deutlich machen.

Erstens: die Lage im Mittleren Osten. Die An-
griffe auf zwei Ölanlagen in Saudi-Arabien haben 
uns gezeigt, wie schnell die Dinge eskalieren kön-
nen. Iran trägt dafür die Verantwortung – das ha-
ben wir Europäer deutlich gemacht – öffentlich 
und in unseren Treffen mit dem iranischen Außen-
minister in diesen Tagen. Der einzige Weg in Rich-
tung Entspannung sind Gespräche zwischen den 
USA und Iran. Das geht aber nur, wenn keine un-
realistischen Vorbedingungen gestellt werden für 
einen solchen Dialog.

Bundesaußenminister Heiko Maas spricht vor der 74. Generalversammlung der 
Vereinten Nationen in New York.   UN PHOTO: KIM HAUGHTON
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brauchen sind innerafghanische Friedensverhand-
lungen. Deutschland steht bereit, diese zu unter-
stützen – auch um dafür zu sorgen, dass all das, 
wofür sich die Vereinten Nationen und die gesamte 
internationale Gemeinschaft seit fast zwei Jahr-
zehnten engagiert haben, nicht verloren geht: eine 
verfassungsmäßige Ordnung, ein Mindestmaß an 
Stabilität, Menschenrechte und insbesondere auch 
die Rechte von Frauen und Mädchen.

Drittens: Ukraine. Der Minsker Prozess ist in 
den letzten beiden Jahren beinahe zum Erliegen ge-
kommen. Mitten in Europa erleben wir eine Ag-

gression, die über 13 000 Menschen das Leben ge-
kostet hat. Damit werden wir uns nicht abfinden. 
Das dürfen wir nicht.

Die Menschen in der Ukraine wollen Frieden, 
Präsident Selenski hat das klar zum Ausdruck ge-
bracht und als Priorität benannt. Das hat auch 
neue Dynamik geschaffen. Nehmen wir zum Bei-
spiel die Brücke von Stanyzja Luhanska. Über vier 
Jahre war sie zerstört, jetzt wird sie wieder aufge-
baut. Kriegsgeräte werden abgeführt, Soldaten ab-
gezogen. Auf den ersten Blick ein kleiner Schritt, 
ein Beispiel für die Entflechtung, die der Minsker 
Prozess fordert. Und doch ein gewaltiger Schritt für 
die Menschen, die diese Brücke tagtäglich nutzen.

Wir wollen dieses Momentum nutzen. Gemein-
sam mit Frankreich arbeiten wir im Normandie-
Format mit Hochdruck daran, dass die Fragen, die 
seit fast vier Jahren auf dem Tisch liegen, endlich 
gelöst werden. Nachhaltige Außenpolitik, das heißt 
eben auch, beharrlich ein Ziel verfolgen, Schritt 
für Schritt. Stehenbleiben ist keine Option.

Schließlich: Syrien. Im neunten Kriegsjahr scheint 
die Idee von nachhaltigem Frieden fast schon naiv. 
Und doch gibt es in diesen Tagen vorsichtige Hoff-
nung. Die Einberufung eines Verfassungskomitees 
ist ein erster, ein bedeutender Schritt in Richtung 
eines politischen Prozesses. Wichtig ist, dass das 
Komitee nun schnell seine Arbeit aufnimmt und 
Resolution 2254 endlich umsetzt. Denn: Nur wenn 
wir endlich die Konfliktursachen angehen – näm-
lich den Wunsch der syrischen Bevölkerung nach 
sozialer, wirtschaftlicher und politischer Partizipa-
tion – kann dauerhafter Frieden entstehen. Erst 
wenn politische Fortschritte sichtbar sind, ist auch 
der Wiederaufbau nachhaltig. Vorher werden wir 
uns als Deutschland daran auch nicht beteiligen.

Was mindestens genauso wichtig ist: Gerechtig-
keit. Wie können tausende traumatisierte, gefolter-
te, vertriebene Syrerinnen und Syrer, wie können 
Opfer von Giftgasangriffen an Frieden glauben, 
wenn ihre Peiniger straflos bleiben? Inzwischen 
herrscht nicht nur in Syrien der Eindruck vor, dass 
selbst schwerste Verbrechen nicht bestraft werden. 
Das Völkerstrafrecht ist massiv unter Druck. Wir 
werden deshalb noch diese Woche ein Bündnis ge-
gen Straflosigkeit ins Leben rufen, das die interna-
tionale Strafgerichtsbarkeit stärken soll. Denn: Es 
gibt keine Versöhnung, keinen Frieden ohne Ge-
rechtigkeit. 

Diese vier Beispiele zeigen: Nachhaltige Außen-
politik – das heißt langer Atem, Durchhaltevermö-
gen, Dranbleiben. Vor allem aber heißt das: ver-
lässlich zusammenzuarbeiten. Dort, wo wir das 
tun, kommen die Dinge voran – oft auch abseits 
des Rampenlichts: In Sudan gibt es nach 30 Jahren 
endlich Hoffnung auf einen wirklichen Neuan-
fang. Wir sind kürzlich dort gewesen und haben 
mit den Verantwortlichen gesprochen und ihnen 
zugesichert, dass wir die Transformation auch wei-
ter unterstützen – durch Mediation, im Sicherheits-
rat, als Truppensteller beim Hybriden Einsatz der 
Afrikanischen Union und der Vereinten Nationen 
in Darfur (UNAMID) und als Geber.

Und nicht nur im Sudan unterstützen wir Frie-
densprozesse. Ich freue mich deshalb anzukündi-
gen, dass Deutschland seinen Beitrag zum Peace-
building Fund in diesem Jahr von 15 auf 30 Mil- 
lionen Euro verdoppelt.

In Mali sichern die Blauhelme der Vereinten Na-
tionen, darunter fast 1000 Deutsche, Tag für Tag 
den zerbrechlichen Frieden. Voraussetzung für dau-
erhafte Stabilität ist, dass die Menschen wieder 
Vertrauen gewinnen in die lokalen Sicherheitskräfte. 
Deshalb haben wir gemeinsam mit Frankreich die 
›Internationale Partnerschaft für Sicherheit und Sta-
bilität im Sahel‹ ins Leben gerufen. Wir fordern alle 
Mitgliedstaaten auf, sich ihr anzuschließen.

Auch der Konflikt in Libyen harrt einer Lösung. 
Wir unterstützen die Vereinten Nationen und ihren 
unermüdlichen Sondergesandten Ghassan Salamé. 
Ein internationaler Prozess, unter Einbeziehung der 
Unterstützer der Konfliktparteien, ist der einzige 
Weg vorwärts. Wir wollen auch dabei Verantwor-
tung übernehmen und haben gemeinsam mit dem 
Sondergesandten einen Prozess angestoßen, der zu 
Frieden führen soll.

Seit einem Dreivierteljahr sitzt Deutschland nun 
im Sicherheitsrat. Ich habe den Eindruck: Krisen 
und Konflikte werden dort viel zu oft erst dann 
Thema, wenn schon geschossen wird, wenn bereits 
Menschen gestorben sind. Doch das ist das Gegen-
teil nachhaltiger Politik! Denn dann ist es schon zu 
spät. Der Sicherheitsrat muss von einem Krisenre-

Es gibt keine Versöhnung, keinen Frieden  
ohne Gerechtigkeit.
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aktionsgremium zu einem Krisenpräventionsgre-
mium werden! Er muss endlich auch die Konflikt-
ursachen in den Blick nehmen. Deshalb haben wir 
das Thema Klimawandel und Sicherheit gleich zu 
Beginn unserer Mitgliedschaft auf die Tagesord-
nung gesetzt. Wir werden dafür sorgen, dass es dort 
bleibt! Denn der Klimawandel ist längst nicht mehr 
nur eine ökologische Herausforderung für die 
Menschheit. Er ist immer öfter eine Frage von 
Krieg und Frieden. Der Klimawandel ist nichts an-
deres als eine Überlebensfrage für die Menschheit. 
Wenn die Menschen keinen Zugang mehr zu sau-
berem Trinkwasser haben, ganze Ernten wegen 
Dauerdürren ausfallen und Konflikte um die weni-
gen verbleibenden Ressourcen beginnen, werden die 
Kriege der Zukunft Klimakriege sein. Klimaschutz 
muss deshalb zum Imperativ einer nachhaltigen 
Außenpolitik werden.

Auch die Rolle von Frauen rücken wir im Sicher-
heitsrat in den Fokus. Sexualisierte Gewalt wird 
heute immer noch als Kriegstaktik eingesetzt. Das 
ist widerlich und pervers. Mit der Verabschiedung 
von Resolution 2467 im April konnten wir einen 
Beitrag leisten, die Überlebenden sexualisierter Ge-
walt besser zu unterstützen.

Es geht aber um mehr: Ein stabiler Frieden ist 
um ein Drittel wahrscheinlicher, wenn Frauen am 
Prozess beteiligt sind. Wir setzen uns darum für 
mehr Peacekeeperinnen ein. Derzeit sind nur acht 
von 100 Stühlen bei Friedensverhandlungen von 
Frauen besetzt. Das ist mehr als fahrlässig. Es 
funktioniert schlicht nicht, wenn 51 Prozent der 
Weltbevölkerung ausgeschlossen sind! Darum wer-
den wir weiter mit aller Kraft für eine gleichbe-
rechtigte Welt kämpfen. Das ist nicht nur eine Fra-
ge der Gerechtigkeit, es ist eine Frage menschlicher 
Vernunft.

Kämpfen werden wir im Sicherheitsrat auch wei-
ter für Abrüstung und Rüstungskontrolle. Wir ha-
ben im April dafür gesorgt, dass das Thema nukle-
are Rüstungskontrolle dort nach sieben Jahren 
erstmals wieder auf die Agenda kam! Dabei ist 
doch eines völlig klar: Sicherheit schaffen wir nur 
miteinander, nicht gegeneinander.

Viele Staaten fordern deshalb mit Nachdruck 
und wachsender Ungeduld eine Rückkehr zu kon-
kreten realistischen Abrüstungsschritten. Vor al-
lem im nuklearen Bereich. Deshalb müssen diejeni-
gen Staaten, die den Vertrag über die Nichtver- 
breitung von Kernwaffen (NVV) noch nicht ratifi-
ziert haben, dies endlich tun! Mit der Stockholm-
Initiative wollen wir Fragen der nuklearen Abrüs-
tung im Vorfeld der NVV-Überprüfungskonferenz 
fest auf der internationalen Agenda verankern. Ich 
freue mich darauf, die Unterstützerinnen und Un-
terstützer dieser Initiative im nächsten Jahr in Ber-
lin zu begrüßen.

Zusammenarbeiten. Kompromisse finden. Un-
sere gemeinsamen Regeln und Institutionen vertei-
digen. Das ist es, was wir außenpolitisch unter Nach-
haltigkeit verstehen. Deutschland hat wie kaum ein 
anderes Land in den letzten sieben Jahrzehnten 
von der regelbasierten Ordnung profitiert. Frieden, 
Wohlstand, freier Handel, eine offene Welt nach 
außen, aber auch eine freiheitliche Gesellschaft nach 
innen sind untrennbar mit dem Multilateralismus 
verbunden. Nie mehr allein – das ist eine Lehre aus 
unserer, der deutschen Geschichte.

Gerade Deutschland, vor 80 Jahren Brandstifter 
und Zerstörer in Europa und der Welt, muss heute 
in besonderer Weise Verantwortung für eine Ord-
nung übernehmen, die den Frieden sichert. Des-
halb haben wir im letzten Jahr eine Allianz für den 
Multilateralismus ins Leben gerufen, weil wir die 
Logik »Wenn jeder an sich selbst denkt, ist an alle 
gedacht« nicht teilen. Denn am Ende bedeutet sie 
nichts anderes als: jeder gegen jeden.

Dabei lässt sich keine einzige der großen Zukunfts-
fragen unserer Zeit von einem Land alleine lösen. 
Auf Globalisierung, Digitalisierung, Migration 

oder den menschengemachten Klimawandel finden 
wir nur gemeinsam Antworten. Zusammenarbeit 
ist alles andere als Verrat am eigenen Land. Sie 
schafft vielmehr die Voraussetzung dafür, dass es 
unseren Ländern gut geht. In den letzten zwölf Mo-
naten haben sich Länder aus allen Teilen der Welt 
zusammengefunden, die diese Überzeugung teilen: 
Eine Allianz für den Multilateralismus. Morgen 
kommen hier in New York bei den Vereinten Nati-
onen mehr als 50 meiner Kolleginnen und Kollegen 
zusammen, um konkrete Schritte zu vereinbaren: 
Zur Stärkung des Völkerrechts und der Menschen-
rechte, bei Abrüstung, Krisenprävention, Friedens-
konsolidierung und bei globalen Zukunftsfragen 
wie Cyber und dem Klimawandel. Das ist gelebter 
Multilateralismus. Das ist nachhaltige Außenpoli-
tik. Nachhaltigkeit ist eben kein abgehobener Dis-
kurs, kein elitärer Ansatz, den man sich leisten kön-
nen muss. Im Gegenteil: Wir können es uns nicht 
länger leisten, nicht nachhaltig zu handeln.

Der Sicherheitsrat muss von einem  
Krisenreaktionsgremium zu einem  
Krisenpräventionsgremium werden!

Die Rede wurde auf Deutsch gehalten. 
Quelle: www.auswaertiges-amt.de/de/newsroom/
maas-generalversammlung/2249828
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Personalien

 Personalien
Direktorin von Oxfam 
International, davor war sie 
als Direktorin für Gender- 
und Entwicklungsfragen für 
das UN-Entwicklungspro-
gramm (UNDP) tätig. Ihr 
Vorgänger Michel Sidibé 
wurde zum Minister für 
Gesundheit und Soziales von 
Mali ernannt (vgl. Persona
lien, VN, 2/2009, S. 88).

Sekretariat

Die Amerikanerin 
Melissa Fleming ist 
Untergeneralsekretärin 

für Globale Kommunika
tion. Am 1. August 2019 
wurde sie von UN-General-
sekretär Guterres als 
Nachfolgerin von Alisan 
Smale aus Großbritannien 
ernannt. Fleming war über 
25 Jahre in den Bereichen 
Strategie und Kommunikation 
in verschiedenen multilatera-
len Organisationen mit den 
Schwerpunkten Menschen-
rechte, humanitäre Hilfe 
und Konfliktprävention 
tätig. Zuletzt war die 
ausgebildete Journalistin, 
Autorin und Expertin für 
Flüchtlingsfragen seit dem 
Jahr 2009 leitende Presse-
sprecherin des Hohen 
Kommissars der Vereinten 
Nationen für Flüchtlinge 
(UNHCR) in Genf.

Deutschland

D ie Menschenrechts-
expertin Barbara 
Lochbihler ist 

Mitglied im UN-Ausschuss 
des Internationalen Überein-
kommens zum Schutz aller 
Personen vor dem Ver-
schwindenlassen (CED). Sie 
wurde am 25. Juni 2019 
während der 5. Konferenz 
der Vertragsstaaten zum 
Internationalen Überein-
kommen in den zehn 
Personen umfassenden 
Ausschuss gewählt. In den 
Jahren von 1999 bis 2009 
war Lochbihler General
sekretärin der deutschen 
Sektion von Amnesty 
International. Während ihrer 
Zeit als Abgeordnete für 
Bündnis 90/Die Grünen im 
Europäischen Parlament 
(2009 bis 2019) war sie 
unter anderem Vorsitzende 
des Menschenrechtsaus-
schusses des Europäischen 
Parlaments, dem sie ab dem 
Jahr 2014 als stellvertreten-
de Präsidentin vorsaß. 
Rainer Huhle verließ nach 
Ablauf der zweiten Amtsperi-
ode das Gremium (vgl. Per- 
sonalien, VN, 4/2011, S. 178).

Der deutsche Rechtswissen-
schaftler Mehrdad Payandeh 
wurde von der Vertragsstaa-
tenkonferenz in den Aus-
schuss für die Beseitigung 
der Rassendiskriminierung 
(CERD) gewählt. Seine 
vierjährige Amtszeit beginnt 

insbesondere in ihrem 
Heimatland sowie im 
asiatisch-pazifischen Raum, 
war unter anderem Präsi-
dentin der Menschenrechts-
kommission Australiens 
(2012–2017) und hatte 
verschiedene Leitungsposi-
tionen weltweit inne. Sie 
übernahm das Amt von dem 
Österreicher Volker Türk, 
der im Juli dieses Jahres 
seinen Posten als Beigeord-
neter Generalsekretär für 
Strategische Koordinierung 
aufgenommen hat.

Gesundheit

A am 1. November 2019  
wird Winifred ›Winnie‹ 
Karagwa Byanyima 

aus Uganda ihr Amt als 
Exekutivdirektorin des 
Gemeinsamen Programms 
der Vereinten Nationen für 
HIV/Aids (UNAIDS) im 
Rang einer Untergeneralse-
kretärin aufnehmen. Seit 
dem Jahr 2013 war Byanyima 

am 19. Januar 2020. 
Payandeh ist seit dem Jahr 
2016 Inhaber des Lehrstuhls 
Internationales Recht, 
Europarecht und Öffentli-
ches Recht an der Bucerius 
Law School in Hamburg. 
Seine Schwerpunkte liegen 
unter anderem im Völker-
recht, Menschenrechtsschutz 
und der internationalen 
Gerichtsbarkeit.

Flüchtlinge

U N-Generalsekretär 
António Guterres 
ernannte am 9. Au- 

gust 2019 die Australierin 
Gillian Triggs zur Beigeord-
neten Generalsekretärin und 
Beigeordneten Hohen 
Kommissarin für Schutzfra-
gen. Sie arbeitet eng mit dem 
Team des Hohen Kommis-
sars für Flüchtlinge Filippo 
Grandi zusammen. Triggs 
leistete einen wesentlichen 
Beitrag zur Menschenrechts- 
und Flüchtlingssituation 

Zusammengestellt von  
Monique Lehmann.

Melissa Fleming    
UN PHOTO: ESKINDER DEBEBE 

Winnie Byanyima    
FOTO: OXFAM INTERNATIONAL
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Buchbesprechungen

Land ohne Staat
Marie-Luise Kemnitz

Michael Keating/ 
Matt Waldman (Eds.)

War and Peace in 
Somalia. National 
Grievances, Local 
Conflict and 
Al-Shabaab

London: Hurst 
Publishers 2018, 480 S., 
25,00 brit. Pfund

Kaum ein anderes Land gilt als Inbegriff 
des gescheiterten Staates wie Somalia, 
das in den 1990er Jahren völlig kolla-
bierte und bis heute seit gut 40 Jahren 
unter andauernder Gewalt und einer 
handlungsunfähigen Regierung leidet. 
Internationale Akteure, allen voran die 
Hilfsmission der Vereinten Nationen in 
Somalia (United Nations Assistance 
Mission in Somalia – UNSOM) sowie 
die Mission der Afrikanischen Union in 
Somalia (African Union Mission in So-
malia – AMISOM), konnten trotz jah-
relanger Präsenz nur mäßige Fortschrit-
te erzielen. Die Gründe dafür erläutern 
die Herausgeber Michael Keating und 
Matt Waldman in ihrem Sammelwerk in 
44 Kapiteln, die in acht Themengebiete 
gegliedert sind. Die zahlreichen Autorin-
nen und Autoren betrachten verschiedene 
Gesellschaftsbereiche und Zusammen-
hänge, um die komplexe Situation in So-
malia zu verdeutlichen. 

Diskutiert werden eine fehlende Aus-
söhnung, machtvolle Klanstrukturen, 
andauernde Konflikte, die ambivalente 
Rolle von Wirtschaftsakteuren sowie 
der Einfluss der Terrororganisation Al-
Shabaab als Sicherheitsgarant bei anhal-
tendem Staatsversagen. Die weitgehende 
Unterstützung Al-Shabaabs durch die 
Bevölkerung entsteht dabei aus dem 
praktischen Nutzen: die Umsetzung ei-
ner unparteilichen Rechtsprechung, die 
mit den religiösen Überzeugungen über-
einstimmt, die Ablehnung von Klanstruk-
turen und Korruption, die Beilegung 
alter Fehden, ein koranbasiertes Bil- 
dungssystem. Das alles sind Handlungs-
felder, in denen die Zentralregierung 
bisher gescheitert ist. Ferner wird fort-
laufend das tief verwurzelte Misstrauen 
der somalischen Bevölkerung gegenüber 
der Zentralregierung und internationalen 
Akteuren thematisiert. Gesonderte Ka-
pitel widmen sich der komplexen Rolle 
der Frau, die einerseits durch patriarchale 

Klanstrukturen weitgehend entrechtet 
wird, andererseits jedoch sehr einfluss-
reich in Familien und Gemeinschaften 
sein kann. Ferner wird die Situation jun-
ger Männer betrachtet, die unter enor-
mem Erwartungsdruck und mangelnden 
Möglichkeiten leiden und nicht selten 
deswegen extremistischen Organisatio-
nen beitreten. 

Insgesamt ist das Buch weder zu opti-
mistisch, noch zu düster. Es erörtert um-
fassend komplexe Handlungsfelder und 
gibt wichtige Impulse für nationale und 
internationale Akteure vor Ort. Ein aus-
führlicherer Abschnitt zum Thema Ju-
gend in Somalia wäre wünschenswert 
gewesen, denn immerhin sind 50 Pro-
zent der somalischen Bevölkerung unter 
15 Jahre und gezielte Maßnahmen für 
Frauen sowie Jugendliche trotz relevan-
ter Erkenntnisse rar. Die Rolle der mäch-
tigen Diaspora wird im Buch leider ganz 
ausgeklammert. 

Dennoch verdeutlicht das Sammel-
werk die tiefe Zerrissenheit Somalias: 
Der Wunsch nach Frieden wird von In-
teressen herrschender Klans und Eliten 
unterwandert. Die Forderung nach Un-
terstützung beim Aufbau staatlicher 
Strukturen trifft auf breite Ablehnung 
internationaler Akteure. Fragile Staats-
strukturen stehen gut organisierten Ex-
tremisten, jahrhundertalten Klanstruk-
turen und traditioneller Rechtausübung 
gegenüber. Tiefes Misstrauen gegen die 
Zentralregierung begegnet dem Wunsch 
nach staatlicher Kontrolle und immer 
wieder der Wunsch der internationalen 
Unterstützung, aber ohne direkte Ein-
flussnahme. Diese Gegensätze und Hand-
lungsfelder müssen verstanden werden, 
wenn sich die Leserin oder der Leser nä-
her mit der Friedenskonsolidierung und 
Etablierung funktionierender Staatsstruk-
turen in Somalia beschäftigen will. Hier-
für bietet das Buch eine ausgezeichnete 
Grundlage.
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Dokumente der Vereinten Nationen

In der folgenden Übersicht sind eine Auswahl der Resolutionen und Erklärungen des Präsidenten des Sicherheits-
rats der Vereinten Nationen mit einer kurzen Inhaltsangabe und den Abstimmungsergebnissen von Juli 2019 bis 
September 2019 aufgeführt. Die Dokumente sind alphabetisch nach Ländern, Regionen oder Themen sortiert. In 
der jeweiligen Rubrik erfolgt die Auflistung chronologisch (das älteste Dokument zuerst). Die Dokumente sind im 
Volltext über die Webseite des Deutschen Übersetzungsdienstes zu finden: www.un.org/Depts/german

Dokumente der Vereinten Nationen

Sicherheitsrat

UN-Dok.-Nr. Datum Gegenstand Abstimmungs-
ergebnis

Afghanistan S/RES/2489(2019) 17.9.2019 Der Sicherheitsrat beschließt, das Mandat der Hilfsmission der  
Vereinten Nationen in Afghanistan (UNAMA) bis zum 17. Septem-
ber 2020 zu verlängern.

einstimmige  
Annahme

Friedensicherung S/PRST/2019/6 2.8.2019 Der Sicherheitsrat bekundet seine ernste Besorgnis über den 
jüngsten Ausbruch des Ebola-Virus in der Demokratischen 
Republik Kongo. Er verurteilt alle Angriffe, die vorsätzlich gegen 
Sanitätspersonal und ausschließlich medizinische Aufgaben 
wahrnehmendes humanitäres Personal gerichtet werden, 
einschließlich der Tötung von Gesundheitsfachkräften, sowie die 
Angriffe auf die Transportmittel und Ausrüstung dieses Personals, 
Krankenhäuser und andere medizinische Einrichtungen. Er weist 
darauf hin, dass die dafür Verantwortlichen vor Gericht gestellt 
und zur Rechenschaft gezogen werden müssen.

Humanitäres 
Völkerrecht

S/PRST/2019/8 20.8.2019 Anlässlich des 70. Jahrestags der Genfer Abkommen vom  
12. August 1949 bekräftigt der Sicherheitsrat deren grundlegende 
Wichtigkeit für den Schutz der von bewaffneten Konflikten 
betroffenen Menschen. Er erkennt an, dass die Abkommen 
erheblichen Schutz bieten. Er fordert die Staaten, die noch nicht 
Vertragsparteien der Zusatzprotokolle zu den Abkommen gewor- 
den sind, nachdrücklich auf, zu erwägen, dies baldmöglichst zu tun.

Jemen S/PRST/2019/9 29.8.2019 Der Sicherheitsrat ist über die jüngsten Entwicklungen im Süden 
Jemens besorgt, namentlich den gewaltsamen Versuch der 
Übernahme staatlicher Institutionen. Er fordert alle beteiligten 
Parteien auf, Zurückhaltung zu üben und die territoriale Unver-
sehrtheit Jemens zu bewahren. Er verurteilt auf das Entschiedenste 
die Eskalation der Angriffe der Huthis auf zivile Infrastruktur im 
Königreich Saudi-Arabien und fordert sie auf, derartige Angriffe 
sofort und ohne Vorbedingungen zu beenden. Der Rat unter-
streicht, dass die Mission der Vereinten Nationen zur Unterstützung 
des Hudaida-Abkommens (UNMHA) ihre volle Einsatzfähigkeit 
erreichen muss, und wiederholt seinen in seinen Resolutionen 2452 
(2019) und 2481(2019) enthaltenen Aufruf an die Parteien, den 
ungehinderten und raschen Zugang des Personals und der 
Ausrüstung der UNMHA nach Jemen zu gewährleisten.

Kolumbien S/RES/2487(2019) 12.9.2019 Der Sicherheitsrat beschließt, das Mandat der Verifikationsmission 
der Vereinten Nationen in Kolumbien unter der Leitung einer oder 
eines Sonderbeauftragten des Generalsekretärs der Vereinten 
Nationen bis zum 25. September 2020 zu verlängern.

einstimmige  
Annahme

Libyen S/RES/2486(2019) 12.9.2019 Der Sicherheitsrat beschließt, das Mandat der Unterstützungsmission 
der Vereinten Nationen in Libyen (UNSMIL) unter der Leitung des 
Sonderbeauftragten des Generalsekretärs bis zum 15. September 2020 
zu verlängern und die UNSMIL als integrierte besondere politische 
Mission zu beauftragen, unter anderem einen alle Seiten einschlie-
ßenden politischen Prozess und einen Dialog über Sicherheits- und 
Wirtschaftsfragen, die weitere Durchführung des Libyschen 
politischen Abkommens sowie die späteren Phasen des libyschen 
Übergangsprozesses zu unterstützen.

einstimmige  
Annahme
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Dokumente der Vereinten Nationen

Sicherheitsrat

UN-Dok.-Nr. Datum Gegenstand Abstimmungs-
ergebnis

Mali S/RES/2484(2019) 29.8.2019 Der Sicherheitsrat stellt fest, wie wichtig die Fortsetzung der 
Zusammenarbeit zwischen der Sachverständigengruppe und allen 
sonstigen in Mali tätigen Institutionen der Vereinten Nationen ist. 
Er beschließt, die in Resolution 2374(2017) festgelegten Maßnah-
men bis zum 31. August 2020 und das Mandat der Sachverständi-
gengruppe sowie das ergangene Ersuchen an die Mehrdimensiona-
le integrierte Stabilisierungsmission der Vereinten Nationen in Mali 
(MINUSMA) bis zum 30. September 2020 zu verlängern.

einstimmige  
Annahme

Naher Osten S/RES/2485(2019) 29.8.2019 Der Sicherheitsrat beschließt, das Mandat der Interimstruppe der 
Vereinten Nationen in Libanon (UNIFIL) bis zum 31. August 2020 zu 
verlängern. Er fordert die weitere Verstärkung der Zusammenarbeit 
zwischen der UNIFIL und den libanesischen Streitkräften sowie die 
vollständige Durchführung der Resolution 1701(2006).

einstimmige  
Annahme

Terrorismus S/RES/2482(2019) 19.7.2019 Der Sicherheitsrat fordert die Mitgliedstaaten auf, die Maßnah-
menkoordinierung auf allen Ebenen zu verbessern, um das globale 
Vorgehen gegen die Verbindungen zwischen dem internationalen 
Terrorismus und der inländischen wie grenzüberschreitenden 
organisierten Kriminalität zu stärken. Er fordert die Mitgliedstaaten 
ferner auf, die möglichen Verbindungen zwischen dem Terrorismus 
und der inländischen wie grenzüberschreitenden organisierten 
Kriminalität weiter zu erforschen, um mehr Erkenntnisse über die 
Art und das Ausmaß dieser Verbindungen zu gewinnen, und 
diesbezüglich den zügigen Austausch sachdienlicher operativer 
und finanzpolizeilicher Informationen zu verstärken.

einstimmige  
Annahme

Westafrika S/PRST/2019/7 7.8.2019 Der Sicherheitsrat nimmt Kenntnis von den gestiegenen Anforde-
rungen an das Büro der Vereinten Nationen für Westafrika und den 
Sahel (UNOWAS), insbesondere in Guinea-Bissau, in Ländern in der 
Zeit nach Übergangsprozessen und im Rahmen der gemeinsamen 
Arbeit mit der Wirtschaftsgemeinschaft der Westafrikanischen Staa-
ten (ECOWAS) und der Mission der Afrikanischen Union für Mali und 
den Sahel (MISAHEL). Er unterstreicht die Notwendigkeit, mehr 
Unterstützung und ausreichende Ressourcen für das UNOWAS 
bereitzustellen. Der Rat begrüßt den Beschluss des Generalsekre-
tärs, eine strategische Überprüfung betreffend den Umfang des 
Mandats und der Tätigkeit des UNOWAS vorzunehmen und diese 
bis zum 15. November 2019 vorzulegen, um nützliche Informatio-
nen zu den Erörterungen des Rates über die Verlängerung des 
Mandats der Mission beizutragen.

Zentralafrika S/PRST/2019/10 12.9.2019 Der Sicherheitsrat erkennt die weitere Geltung des Mandats des 
Regionalbüros der Vereinten Nationen für Zentralafrika (UNOCA) an 
und begrüßt die Empfehlung an das UNOCA, seine Arbeiten unter 
anderem in folgenden Bereichen zu verstärken: Frühwarnung und 
Analyse unter Einbeziehung einer Geschlechterperspektive, Gute 
Dienste außerhalb von Missionen, insbesondere im Vorfeld der 
bevorstehenden Runde von Wahlen in der Region, Unterstützung 
und Ausbau der Kapazitäten der Wirtschaftsgemeinschaft der 
zentralafrikanischen Staaten und Aufbau von Partnerschaften mit 
der Zivilgesellschaft und Unterstützung subregionaler zivilgesell-
schaftlicher Netzwerke.

Zentralafrika
nische Republik

S/RES/2488(2019) 12.9.2019 Der Sicherheitsrat beschließt entsprechend seiner in Resolution 
2454(2019) erklärten Absicht, die Maßnahmen des gegen die 
Behörden der Zentralafrikanischen Republik verhängten Waffen-
embargos zu überprüfen und anzupassen. Der Rat beschließt 
ferner, dass die Behörden dem Sanktionsausschuss bis zum  
31. Dezember 2019 aktuelle Informationen zum Stand des Pro- 
zesses der Sicherheitssektorreform, des Prozesses der Entwaff-
nung, Demobilisierung, Wiedereingliederung und Repatriierung 
und der Verwaltung der Waffen und Munition übermitteln.

einstimmige  
Annahme

Zypern S/RES/2483(2019) 25.7.2019 Der Sicherheitsrat bekundet der Friedenstruppe der Vereinten 
Nationen in Zypern (UNFICYP) seine volle Unterstützung und 
beschließt, ihr Mandat bis zum 31. Januar 2020 zu verlängern.

einstimmige  
Annahme
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